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Kurzfassung
Das Volk der Roma bildet die größte Minderheit innerhalb Europas. Es ist ein Faktum, dass Angehöri-
ge dieser Gruppe nach wie vor, in den meisten von ihnen besiedelten Ländern in verschiedensten Le-
bensbereichen starke Benachteiligungen erfahren. Als äußerst problematisch erweist sich dabei schon 
seit langer Zeit ihre Situation im Bereich Schule und Bildung.  So sind teilweise aus unterschiedlichen 
Gründen RomaschülerInnen in vielen Ländern Europas an Sonderschulen überrepräsentiert. 
Auch in Österreich bilden die Roma eine schon seit Jahrhunderten bestehende Minderheit. Eine   Un-
tergruppe der Autochthonen bilden dabei die „Burgenland-Roma“. Deren bestehender überproportio-
nal hoher Anteil an Sonderschulen wurde erstmals in einer Studie von Peter Meusburger (1980) the-
matisiert, wobei sich diese folglich explizit auf das Burgenland bezieht. 
Bei  einem rassistisch motivierten Bombenanschlag wurden im Februar 1995 vier Bewohner der 
Oberwarter Romasiedlung „Am Anger“ getötet. Durch dieses Ereignis richteten sich das mediale In-
teresse Österreichs und damit auch die Aufmerksamkeit der Bevölkerung kurzzeitig auf die zum Teil 
äußerst prekären Lebensbedingungen der in diesem Gebiet ansässigen „Burgenland-Roma“. Erneut 
wurde kurz darauf, in einem einen Bericht des burgenländischen Landesschulrates ein hoher Prozent-
satz von RomaschülerInnen Burgenlands an Sonderschulen festgestellt, wenngleich dieser geringer 
erschien als jener der sich 1980 bei Meusburger ergab. Im Jahr 2001 führte Helmut Samer eine Unter-
suchung durch, die ebenfalls die schulische Situation der Oberwarter RomaschülerInnen erhob. Sei-
nen Ergebnissen zufolge kam es ab Mitte der 1990er Jahre zu einem klaren Rückgang des Roma-An-
teils an der Sonderschule Oberwart. Bis zum heutigen  Zeitpunkt gibt es noch keine neue Erhebung 
der Situation. 
Diese Arbeit thematisiert mögliche Ursachen und Gründen, die zu diesem heute deutlich geringer ge-
wordenen Anteil von RomaschülerInnen an Oberwarts SonderschülerInnen geführt haben könnten. 
Einerseits setzt sie sich dabei unter Zuhilfenahme von Fachliteratur, mit  bereits bestehenden Theorien 
und Erklärungen bezüglich Roma, deren Lebens-, sowie im Speziellen deren Bildungssituation aus-
einander. Andererseits behandelt der darauf folgende empirische Teil der Arbeit dieese Thematik be-
treffende, subjektive Wahrnehmungen und Meinungen von vor Ort im pädagogischen Feld tätigen 
Personen. Ein letzter Schritt bringt schließlich beide Teile miteinander in Verbindung.
Abstract
The Roma build the biggest minority inside Europe. It is proved, that they are still, depending on the 
country, more or less disadvantaged in several conditions of living in daily life. As an example one 
can take their access to proper education which is, in most of the countries they are settled, hardly 
given.  For a diversity of reasons roma-children also tend to be highly overrepresented in special 
schools for children being either physically or mentally retarded in many European countries.
Since ages, Roma also build a minority in Austria. One subgroup is the so called “Burgenland-Roma”. 
Their overrepresentation in Austrian special schools was first discussed by Peter Meusburger in 1980 
whereas his studies focus the region of Burgenland. After a bomb attack in February 1995 four roma 
had been killed at the roma-settlement “Am Anger” which is placed in the district of Oberwart, Bur-
genland. Because of this dramatic incident the attention of the whole countries media and people was 
focussed on the unbelievable living conditions the Burgenland-Roma had to deal with in their every-
day life at the settlement “Am Anger”. Another study, made at this point of time showed, that there 
was compared to the results of  Meusburger now a lower but nevertheless still high percentage of 
romachildren visiting special schools in the Burgenland. The latest research concerning this subject 
was made by Helmut Samer in 2001. Watching his results, one can clearly recognize that the propor-
tion of romachildren in Burgenlands special schools- focussing the district Oberwart- has been de-
creasing during the middle of the 1990ies.
This diploma is discussing the reasons that let the participation of romachildren in special schools de-
cline. Therefore on one hand it deals with certain theories and explanations about roma, their living 
conditions, in special there education situation in several European countries given in technical literat-
ure. On the other hand, the following practical part examines personal perceptions and presumptions 
concerning the topic, given by people working in several pedagogical institutions in the region of 
Oberwart. In a last step the first stated theories will be related with the results of the practical part.
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I. Einleitung
Mit geschätzten 8 - 10 Millionen Angehörigen repräsentiert das Volk der Roma die größte ethnische 
Minderheit  innerhalb Europas (vgl. Unicef 2008, S. 1 online). Ihr prozentueller Anteil an der jeweili-
gen Mehrheitsbevölkerung variiert sehr stark zwischen den einzelnen Ländern. Eine genaue zahlen-
mäßige Erfassung  dieser Gruppe ist sehr schwierig, da sich viele Roma aus Angst vor einer dadurch 
für sie entstehenden Benachteiligung, nicht als solche zu erkennen geben (vgl. Ringold 2005, S. xiiif). 
Wenngleich verlässliche Informationen über ihre Teilhabe in unterschiedlichen Lebensbereichen auf-
grund der genannten Problematik ihrer zahlenmäßigen Erfassung oft nur spärlich vorhanden sind, so 
kann doch prinzipiell festgehalten werden, dass Roma in jenen europäischen Ländern, in welchen sie 
eine Minderheit darstellen, unter äußerst prekären Lebensverhältnissen unterschiedlichsten Ausmaßes 
leben.  Dabei sind es in erster Linie die ehemals sozialistisch regierten Staaten, in denen sie aus unter-
schiedlichen Gründen im täglichen Leben erhebliche Nachteile erfahren. Aber auch in westlichen 
Ländern sind Angehörige dieser Minderheit von einer Gleichberechtigung zur Mehrheitsbevölkerung 
immer noch weit entfernt. Ein in vieler Hinsicht sehr bedeutungsvoller Bereich in welchem Roma oft-
mals schwere Benachteiligungen mit nachhaltigen Folgen erfahren, ist jener der Bildung. So erzielen 
beispielsweise laut Bericht des Open Society Institutes (2006), im Vergleich zu anderen SchülerInnen, 
Romakinder weitaus seltener Schulabschlüsse. Des übrigen ist ihr Anteil an Sonderschulen in ver-
schiedensten Ländern Europas nach wie vor überproportional hoch. 
In Österreich wird die aktuelle Zahl der im Land lebenden Roma auf mindestens 25.000 geschätzt - 
davon laut Selbsteinschätzung zwischen 2.500 und 5.000 Burgenland-Roma (vgl. Halwachs 2004, on-
line). Auch hier erweist sich die Situation dieser Minderheit als äußerst problematisch. 
Zuletzt wurde die Diskussion in Österreich durch das Bombenattentat in der Oberwarter Roma-Sied-
lung „Am Anger“ im Februar 1995 in den Mittelpunkt des medialen Interesses gerückt und lenkte da-
durch die Aufmerksamkeit der Bevölkerung auf die vor Ort herrschenden prekären Lebensverhältnis-
se. Dabei wurde außerdem die auch dort schon lange Zeit bestehende Problematik der Überrepräsen-
tation von RomaschülerInnen an Sonderschulen erneut sichtbar. Die erste Studie, die sich mit dieser 
Thematik im Raum Burgenland befasste  stammt von Peter Meusburger (1981). Auch Helmut Samer 
2001 setzt sich im Laufe seiner Arbeit „Die Roma von Oberwart“ mit der schulischen Situation von 
RomaschülerInnen, sowie deren Verteilung auf unterschiedliche Schultypen in Oberwart auseinander. 
Eine aktuelle Relevanz der Behandlung dieses Themas ergibt sich nicht  zuletzt aus dem Umstand, 
dass Roma häufig auf Grund ihrer nur mangelhaft vorhandenen Schulbildung eine hohe Benachteili-
gung auf dem Arbeitsmarkt widerfährt, was in weiterer Folge ihre prekäre sozialökonomische Lebens-
situation weiterhin aufrecht erhält. 
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Die vorliegende Forschungsarbeit hat den Titel: „Zum Rückgang von RomaschülerInnen an Sonder-
schulen im Burgenland- anhand des Fallbeispiels Oberwart“. Konkret werden dabei vor allem im em-
pirischen Teil mögliche Einflussfaktoren für den Rückgang des Anteils von RomaschülerInnen an der 
Oberwarter Sonderschule erarbeitet. Da davon auszugehen ist, dass die Situation für Roma im öster-
reichischen Bildungsbereich nach wie vor  Verbesserungen bedarf, interessiert  die  Frage, welche 
Gründe zu einem Absinken des prozentuellen Anteils von RomaschülerInnen an der Sonderschule 
führen können. Die Ergebnisse dieser Untersuchung könnten für zukünftige Überlegungen und Vorha-
ben bezüglich einer Optimierung der Situation dieser Minderheit im Bildungsbereich eine Hilfestel-
lung bieten. Es ist jedoch anzumerken, dass sich sämtliche Schlussfolgerungen der Arbeit aus den 
subjektiven Wahrnehmungen und Meinungen von Personen zusammensetzen, die in der besagten Re-
gion im pädagogischen Feld Tätig sind. 
Als Ausgangspunkt der Forschungsarbeit dienten die Ergebnisse einer 2001 überarbeiteten Studie von 
Helmut Samer, aus welchen der besagte Rückgang in den Jahren 1981-2000 hervorgeht (vgl. S. 95ff). 
Insgesamt setzt sich die Arbeit aus zwei Teilen zusammen. Ein theoretischer Teil behandelt zu Beginn 
in den Kaptiteln 1 und 2 allgemeine Fakten und Begriffserklärungen, sowie historisch politische Hin-
tergründe in Bezug auf Roma im Allgemeinen, sowie im Speziellen auf heutigem österreichischem 
Gebiet auseinander. 
Kapitel 3 widmet sich der Situation der in Europa lebenden Roma nach 1945, wobei der Schwerpunkt 
auch hier auf  Österreich liegt.
Die anschließenden beiden Kapitel 4 und 5 beziehen sich konkret auf den Bereich der Schule und Bil-
dung. Dabei wird in Kapitel 4 in einem ersten Schritt die Situation ethnischer Minderheiten in ver-
schiedenen Schulsystemen Europas angeschnitten, bevor in weiterer Folge konkret auf jene der Kin-
der aus Romafamilien eingegangen wird. Schließlich erfolgt eine weitere Einschränkung auf  Öster-
reich, sowie im Speziellen auf den Raum Burgenland. 
Im Anschluss an diese Darstellungen werden in Kapitel 5 verschiedenste Maßnahmen, Projekte und 
Programme gezeigt, die in diversen Ländern mit unterschiedlich großem Erfolg das gemeinsame Ziel 
der Förderung von Bildung für Kinder aus Romafamilien verfolgen. 
Der zweite und praktische Teil behandelt schließlich die konkrete Frage: 
„Warum kam es – aus der subjektiven Sicht von PädagogInnen vor Ort -  in den Jahren 1995-
2000 zu einem deutlichen Rückgang von RomaschülerInnen an Burgenlands Sonderschulen?“  
Zu diesem Zweck wurden acht fokussierte Leitfadeninterviews mit Personen aus vier unterschiedli-
chen pädagogischen Institutionen in Oberwart geführt. Diese wurden anschließend mittels qualitativer 
Inhaltsanalyse ausgewertet und die Ergebnisse mit bereits bestehenden Theorien aus der Fachliteratur 
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in Zusammenhang gebracht. Eine genaue Beschreibung sowie Begründung des methodischen Zu-
gangs  befindet sich in Kapitel 6.
Abschließend gibt Kapitel 7 noch eine Zusammenfassung sowie einen Rückblick auf die Ergebnisse 
der Untersuchung und setzt diese mit Fachliteratur in Verbindung.
Wie individuell unterschiedlich Personen eine und diesselbe Situation aus ihrer jeweiligen Perspekti-
ve beurteilen können, die sich daraus zum Teil ergebenden Widersprüche, sowie deren Interpretatio-
nen werden ebenfalls in Kapitel 6 und 7 genauer dargestellt.
Im Anhang befinden sich die in tabellarischer Form dargestellten Detail- und Hauptfragen, die zur 
Entwicklung der Beurteilungskriterien sowie der anschließenden gesamten Auswertung der Inter-
views verwendet wurden.
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II. Theorie
1. Über die Begriffe „Roma“ und „Zigeuner“
Die über Jahrhunderte hinweg gängige Bezeichnung „Zigeuner“ wurde aus verschiedenen Gründen 
nach und nach abgelöst durch den Sammelbegriff „Roma“, beziehungsweise „Roma und Sinti“, der 
aktuell für die Gesamtheit aller Angehörigen dieser ethnischen Gruppe steht.
Woher das Wort „Zigeuner“ ursprünglich stammt, ist bis heute nicht eindeutig geklärt.  Eine Theorie 
vermutet die Abstammung im byzantinischen Wort „Athinganoi“ („die Unberührbaren“) - der Name 
einer gnostischen Sekte (vgl. Ulrich-Hinterecker 2000, S. 35). 
„Die Bezeichnung Zigeuner ist eine Benennung von außen“ (König 1984, S. 25 nach Leidgeb/Horn 
1994, S. 13 ) „und wird vom größten Teil der Roma abgelehnt“     (Kenrick/Puxon 1981, S. 9 nach 
Leidgeb/Horn 1994, S. 13). Die zum Großteil mit diesem Begriff verbundenen negativen Assoziatio-
nen und Vorurteile scheinen für diese ablehnende Haltung durchaus eine plausible Erklärung darzu-
stellen (vgl. Leidgeb/Horn 1994, S. 13). 
„Im deutschen Sprachraum hat sich die Bezeichnung „Roma und Sinti“ - als bisher einzig nicht dis-
kriminierende Benennung für die gesamte Volksgruppe - bestenfalls ansatzweise etablieren können“ 
(ebd., S. 15). Der Überbegriff Roma umfasst dabei mehrere Untergemeinschaften - Sinti ausgenom-
men -, deren jeweilige Eigenbezeichnungen sich teilweise von den ehemaligen, oder auch heute noch 
ausgeübten Berufen, ableiten (ebd.). „Die Roma“ als einheitliche Gruppe gibt es nicht, die Vielzahl an 
Untergruppen, die dieser Begriff umfasst unterscheidet sich sowohl in Sprachen und Dialekten, als 
auch in Sitten und Bräuchen (vgl. Ulrich-Hinterecker 2000, S. 31). Zur Gruppe der „Burgenland-
Roma“ werden die Nachfahren der unter Maria-Theresia und Joseph II. im ehemaligen Westungarn, 
dem  heutigen  Burgenland,  zwangsangesiedelten  Roma  gezählt.  Trotzdem  die  Sammelbegriffe 
„Roma“ sowie „Roma und Sinti“  - wie bereits erwähnt – nicht die Gesamtheit aller Gruppen ein-
schließen, haben sie sich vor allem im rechtlichen und politischen Kontext, aber auch als Selbstbe-
zeichnungen der einzelnen Gruppen  durchgesetzt (vgl. Samer 2001, S. 8). In Österreich wird zwi-
schen autochthonen (Burgenland-Roma, Sinti,  Lovara) und allochthonen (Arlije, Kalderas) Roma-
Gruppen unterschieden (vgl. Halwachs 1998, S. 326).
Ein Großteil der Fachliteratur übersetzt den Begriff „Rom“ mit Mensch. Laut Hinterecker (2000) be-
deutet das ursprünglich aus dem Sanskrit stammende Wort jedoch primär  „Mann“ oder „Ehemann“. 
Die korrekte Übersetzung für Mensch wäre „Manusch“. Frauen werden Romni im Singular, bzw. 
Romnja im Plural genannt. 
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Ein weiterer, häufig verwendeter Begriff ist „Gadzo“ (Sg.) - „Gadze“ (Pl.), der übersetzt „Bauer“, 
„Knecht“ oder „Dummkopf“ bedeutet und mit welchem Roma im Allgemeinen, die Gesamtheit aller 
Nicht-Roma bezeichnen (vgl. S. 32). 
2. Allgemeine und historische Fakten
Das Volk der Roma repräsentiert die größte ethnische Minderheit  innerhalb Europas. Ihr prozentuel-
ler Anteil an der jeweiligen Mehrheitsbevölkerung variiert sehr stark zwischen den einzelnen Län-
dern. Eine genaue zahlenmäßige Erfassung  dieser Gruppe ist sehr schwierig, da sich viele Roma in 
diversen Umfragen, aus berechtigter Angst vor einer dadurch für sie entstehenden Benachteiligung, 
nicht als solche zu erkennen geben. Insgesamt leben ungefähr 8 – 10 Millionen Roma in Europa (vgl. 
Unicef 2008, S. 1 online).  Der zahlenmäßig höchste Anteil der Roma - ca. 1 - 2 Millionen -  lebt  in 
Rumänien, weiters weisen Bulgarien, Ungarn und Serbien Montenegro einen hohen Anteil  dieser 
Minderheit auf. In Westeuropa sind Roma am stärksten in Spanien, Frankreich und Italien vertreten 
(vgl. Ringold 2005, S. Xiiif). 
Die Betrachtung der Geschichte der Roma und Sinti sollte generell mit Vorsicht geschehen, da sie fast 
ausschließlich von Nicht-Roma erforscht und dokumentiert wurde, und sich somit auf deren Sichtwei-
se reduziert. Da das Romanes prinzipiell keine Schriftsprache ist, existieren auch kaum von Roma 
und Sinti verfasste Dokumente. Generell wurde ihre Geschichte innerhalb der Gruppe einerseits durch 
Geschichten und Märchen, andererseits durch Traditionen und Bräuche über Generationen hinweg 
fast ausschließlich mündlich überliefert. Das genaue Herkunftsgebiet der Roma wird in der heutigen 
Region Punjab, die im nordwestlichen Indien liegt, angenommen. Die Tatsache, dass das Romanes 
sprachverwandt mit dem altindischen Sanskrit ist, untermauert die indischen Wurzeln. Da die Sprache 
auch heute noch eine Reihe von Lehnwörtern verschiedenster Sprachen verwendet, konnte der Weg 
der Roma-Wanderung  die ungefähr  zwischen dem 7. und 12. Jahrhundert  erfolgte, relativ genau 
nachvollzogen werden. Dieser führte erst über Persien und Armenien nach Kleinasien, wo sich die 
Gruppe teilte. Im 14. Jh. wanderten sie schließlich einerseits über Südosteuropa, andererseits über 
Nordafrika und Spanien nach Zentraleuropa ein (vgl. Leitgeb/Horn 1994, S. 16f).  Insgesamt wird die 
Einwanderung der Roma nach Mitteleuropa in drei großen Wellen beschrieben, wobei die erste, wie 
bereits erwähnt, im 14. Jh. stattfand. Bei der zweiten, Mitte des 19. Jh., zogen die aus der Jahrhunder-
te lang andauernden rumänischen Leibeigenschaft entlassenen Roma, mit der Hoffnung auf bessere 
Lebensbedingungen Richtung Russland, sowie nach West- und Mitteleuropa. Bei der dritten, die in 
den vergangenen 30-40 Jahren stattfand, immigrierten Roma aus dem ehemaligen Jugoslawien, sowie 
anderen ehemals kommunistischen Staaten, auf der Suche nach Arbeit als GastarbeiterInnen in westli-
che Länder (vgl. Ulrich-Hinterecker 2000, S. 33).
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2.1 Die Ankunft der Roma in Mittel- und Osteuropa
Die ersten Romagruppen wurden in Europa 1348 in Serbien urkundlich bezeugt. Ab 1389 begannen 
sie sich im Territorium des heutigen Burgenlandes anzusiedeln, gegen Ende des 15. Jh. wurden Roma 
bereits in ganz Mitteleuropa dokumentiert (vgl.Ulrich Hinterecker 2000, S. 36).  „Die Gruppe, die  
sich vor vermutlich 600 Jahren in Deutschland und den angrenzenden Gebieten (Norditalien, Slowe-
nien, Böhmen, Elsaß, Lothringen) ansiedelte, bezeichnet sich als Sinti.“ (Leidgeb/Horn 1994, S. 18) 
Es wird vermutet, dass sich die Bezeichnung von der indischen Provinz Sindh ableitet, in der ur-
sprünglich sowohl Roma, als auch Sinti gelebt haben sollen. Erstmals urkundlich erwähnt wurden die 
Sinti 1407 in der Chronik der Stadt Hildesheim (ebd). Ein Großteil der durch Europa wandernden Ro-
magruppen umfasste zwischen 30 und 300 Personen. Laut verschiedener Autoren verliefen die ersten 
50-80 Jahre nach ihrer Ankunft in Europa, für Roma verfolgungsfrei. Diesen Umstand verdankten sie 
mehreren, durch den deutsch-römischen Kaiser Sigismund erlassenen Schutzbriefen, wobei dieser sie 
vermutlich als Nachrichtenquelle über entlegene Staatsgebiete in der Zeit der Türkenbedrohnungen 
benutzte (vgl.Ulrich Hinterecker 2000, S. 36). Jedoch im Zusammenhang dieser von Seiten des Staa-
tes erfolgten „Duldung“ von einem „goldenen Zeitalter der Zigeuner“ zu sprechen, wie es bei mehre-
ren Autoren der Fall ist, scheint nur begrenzt berechtigt. Auf Grund einer bereits bestehenden Ableh-
nung von Seiten der Mehrheitsbevölkerung, wurde den Roma schon zu Beginn ihrer Niederlassung 
vor allem Misstrauen und Angst entgegen gebracht. Dies drängte sie schon damals an den gesell-
schaftlichen Rand (vgl. Leidgeb/Horn 1994, S. 18). Beispiele für eine Verfolgungs- und Vertreibungs-
politik lassen sich in sämtlichen Ländern auffinden. Mit den Reichstagen in Lindau und Freiburg, 
1496 und 1498, wurden in Deutschland die durch Sigismund erlassenen Schutzbriefe für ungültig er-
klärt, und Roma waren ab sofort vogelfrei. Damit wurden sie rechtlos geächtet, und es stand nicht nur 
dem Staat, sondern auch allen BürgerInnen frei Roma zu jagen und zu töten. Neben Zuschreibungen 
wie Straßenraub, Hexerei oder PestüberbringerInnen zählte zu den schwersten Vorwürfen die ihnen zu 
dieser Zeit entgegengebracht wurden die Beschuldigung, dass Roma im Dienste der Türken die christ-
lichen Länder ausspionierten. Diese Behauptung ließ sich allerdings laut dem britischen Historiker 
Scott Macafie nirgendwo bestätigt finden (vgl. Ulrich-Hinterecker 2000, S. 37f). Auch in Frankreich 
ließen die „Antizigeunergesetze“ nicht lange auf sich warten. Ab 1504 mussten Roma unter Ludwig 
XII. das Land verlassen. Wer dieser Anordnung nicht folgte, riskierte den Tod durch Erhängen. Es 
dürften sich jedoch in Frankreich, eher als in Deutschland, Schlupflöcher für Roma ergeben haben, da 
dort die Bevölkerung mehr dazu tendierte Gebote zu missachten. Mit ähnlicher Berechnung  wurden 
Roma auch von den damaligen Adelsfamilien des heutigen Burgenlandes behandelt. Abhängig vom 
jeweiligen Eigennutzen wurden von den Landesfürsten die kaiserlichen Anordnungen übergangen, 
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und es kam zu einer wechselnden Abfolge von Freibriefen und Ansiedlungserlaubnissen mit Verfol-
gungen und Hinrichtungen. Auf die damalige Situation im Gebiet des heutigen Burgenlands wird im 
folgenden Kapitel noch detaillierter eingegangen. (vgl. ebd. S. 38f). 
Die Situation der Roma  in Osteuropa verhielt sich anders. Hier verließen unzählige Gruppen ab dem 
14. Jahrhundert  Kleinasien und zogen in Richtung Balkan. Dort siedelte sich ein Großteil in den heu-
tigen Gebieten des ehemaligen Jugoslawiens und Ungarns an. Wie bereits erwähnt, wurden die Roma 
erstmals 1348 in Serbien urkundlich erwähnt. Auf der Suche nach Arbeit, vor allem in Handel und 
Handwerk zogen sie in kleineren Familienverbänden durch die Länder (vgl. Leitgeb/Horn 1994, S. 
44). Arbeitsmöglichkeiten waren zu Genüge vorhanden, was auf den zu dieser Zeit in dieser Region 
blühenden Handel zwischen den mitteleuropäischen Hansestädten und dem oströmischen Reich zu-
rückzuführen ist (vgl. Ulrich Hinterecker 2000, S. 42). Roma verdienten sich ihren Lebensunterhalt 
vor allem mit Handwerken, wie zum Beispiel als Schmiede, Korbflicker, Kesselflicker oder Werk-
zeugmacher.  Da die Bauernbevölkerung, die in diesen Gebieten Handel betrieb, von dem handwerkli-
chen Geschick der Roma profitiere, kam es hier zu teilweisen Abhängigkeitsverhältnissen zwischen 
den beiden. Der Kontakt zwischen Roma und der Mehrheitsbevölkerung beschränkte sich jedoch im-
mer ausschließlich auf  den wirtschaftlichen Bereich (vgl.  Leitgeb/Horn 1994, S. 44f). Nachdem 
durch das stete Vorrücken der Türken die Handelswege unterbrochen wurden, kam es zu einer wirt-
schaftlichen Rezession. Jene Bauern die Handel betrieben hatten, rutschten erst in die Armut und ge-
rieten anschließend, durch Erhöhung der Steuern, auch noch in die Leibeigenschaft (Ulrich-Hintere-
cker 2000, S. 42). Diese Entwicklungen hatten auch negative Konsequenzen für die Roma in ganz 
Osteuropa. Mit Ausnahme einiger weniger Regionen wurden sie zu Untertanen mit Tributpflicht ge-
macht, und zu Leibeigenen (Ungarn) beziehungsweise Sklaven (Rumänien) erklärt. Die Sklaverei 
wurde vor allem von Großgrundbesitzern (Bojaren) und der Kirche angewandt. Letztere war es auch, 
die auf die Annullierung und ein generelles Verbot von Ehenschließungen zwischen Roma und Gadze 
pochte, da die Roma als Heiden, und damit als Gefahr für die christliche Gesellschaft angesehen wur-
den (vgl. Leidgeb/Horn 1994, S. 45f). Je nach Rechten und Besitzer der Roma wurde unterschieden 
zwischen den Tsiganii domnesti, Tsiganii boieresti und den Tsiganii manastiresti. Die Tsinganii dom-
nesti waren Eigentum des Prinzen oder des Staates, durften sich als wandergewerbetreibende Hand-
werker innerhalb eines bestimmten Territoriums frei bewegen und waren lediglich zu jährlichen Ab-
gaben verpflichtet. Sowohl die Tsiganii boieresti, die im Besitz der Bojaren waren, als auch die Tsiga-
nii manastiresti, über die die Kirche verfügte, waren rechtlose Landarbeiter und durften nach Ermes-
sen ihrer Eigentümer bestraft werden. Durch die unterschiedlichen Arbeits- und Lebensweisen, be-
dingt durch den jeweiligen Besitzer, kam es zu unterschiedlichen Entwicklungsverläufen zwischen 
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den einzelnen Romagruppen. Während die gezwungenermaßen sesshaft gemachten Roma keine ande-
re Wahl hatten als Kultur, Religion und Sprache der jeweiligen Eigentümer zu übernehmen, konnten 
die nomadisierenden Roma ihre Traditionen bewahren (Ulrich-Hinterecker 2000, S. 42f). 1856 wur-
den nach einem Aufstand an die 200.000 Roma in die Freiheit entlassen. Die Reaktionen darauf waren 
unterschiedlichster Natur: ein Teil nutzte die Möglichkeit zur Auswanderung und zog Richtung Russ-
land, Ukraine, Serbien, Amerika sowie nach West- und Mitteleuropa. Ein anderer Teil ließ sich in der 
Umgebung größerer Städte nieder und behielt die Ausübung der traditionellen Berufe bei. Jedoch 
durften die meisten nur sehr schlecht bezahlte Arbeiten ausüben. Manche boten sich angesichts der 
aussichtslosen Beschäftigungssituation auf dem freien Arbeitsmarkt sogar zum Wiederkauf an. Viele 
andere verbrachten ihr Leben in großer Armut, sowie in sozialer und geographischer Abgeschieden-
heit am Rande der Gesellschaft (Leidgeb/Horn 1994, S. 46f). Auf Grund ihrer walachisch-moldauisch 
kulturellen Prägung, ihrem rumänisch-orthodoxem Glauben, sowie ihrer rumänischen Sprache werden 
diese Roma als walachische Roma bezeichnet. Der von ihnen gesprochene Dialekt wird als walachi-
scher, Vlach oder Vlax-Dialekt bezeichnet. Im Unterschied dazu wurden beispielsweise die Lovara 
oder die Kalderas, bedingt durch ihre langen Aufenthalte in Ungarn, von der dortigen Kultur und Tra-
dition stark beeinflusst (Ulrich-Hinterecker 2000, S. 43).
2.1.1 Zur Geschichte der Roma auf heutigem österreichischem Territorium
Zum ersten Mal urkundlich erwähnt wurden Roma bereits 1389 im Kaiserreich Österreich-Ungarn, 
auf den Gebieten des damaligen Westungarns und heutigen Burgenlandes. Es wird allerdings ange-
nommen, dass sie sich in größeren Gruppen erst ab dem 16. Jh. hier niederließen. Sie wurden je nach 
Eigeninteresse und Kaisertreue der jeweiligen Großgrundbesitzer sowie der Nützlichkeit ihres Hand-
werkes durchwegs unterschiedlich behandelt. So geschah es beispielsweise, dass ein Graf im Abstand 
von vier Jahren erst beim König Klage gegen Zigeuner erhob, und einige Jahre später derselbe einer 
Sippe gestattete, sich auf seinem Grund anzusiedeln, ihr Schmiedehandwerk auszuüben, und ihre Tra-
ditionen zu leben. Dabei profitierten seine Rüstungsarbeiten vom Schmiedehandwerk der Roma. Ein 
weiteres Beispiel für den unterschiedlichen Umgang mit Roma zeigt ein Vergleich der Vorgehenswei-
sen der südburgenländischen und nordburgenländischen Großgrundbesitzer. Für die Güssinger Gra-
fen, die in den Türkenkriegen auf Seiten der Türken standen, waren kaiserliche Verordnungen nur 
noch von geringer Bedeutung. So durften 1674 der Zigeunerwoiwode Martin Sarközi und seine Ange-
hörigen sich auf den Gründen des Grafen Batthany im Südburgenland niederlassen. Auf der anderen 
Seite wurden Zigeuner von der kaisertreuen Adelsfamilie Esterhazy von ihren Besitzungen im Nord-
burgenland vertrieben (vgl. Samer 2001, S. 10f). 
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Nach der Rückeroberung westungarischer Teile durch die Habsburger standen diese Gebiete wieder 
unter der Herrschaft Kaiser Leopolds I., wodurch die bis dahin vorteilhafte Situation der Roma auf 
diesem Gebiet ein abruptes Ende fand. Die anschließende Zeit der grausamen Verfolgung begründetet 
sich unter anderem auf dem, zu diesem Zeitpunkt immer noch gültigen Beschluss des Reichtags von 
Augsburg von 1498, der besagte, dass keiner der einen „Zigeuner“ schädige, damit eine Sünde bege-
hen würde (vgl. Karoly 1998, S. 34). Durch den Abzug der Türken verloren viele Roma ihre Arbeit, 
da einerseits der Bedarf an Händlern drastisch gesunken war, andererseits Waffenschmiede und  Mu-
siker, die Heere begleiteten, nicht mehr gefragt waren. Die Diebstähle und Plünderungen durch Roma 
stiegen in dieser Zeit an. Darauf reagierten die Habsburger mit einem 1689 verfassten Patent, das be-
sagte, dass einerseits alle „herumstreifenden Zigeuner“ des Landes verwiesen werden sollten, anderer-
seits „in flagranti“ erwischte Männer sowie Frauen, die ohne ihren richtigen Ehemann angetroffen 
würden, ohne Prozess und Urteil hingerichtet werden sollten (vgl. Samer 2001, S.11; Karoly 1998, S. 
34). Unter Kaiser Karl VI. kam es dann zu einem Gipfel der Grausamkeit. Dieser ordnete 1720 an, 
„Zigeuner und jegliches Gesindel“ auszurotten. 1726 erweiterte er den Erlass und befahl, alle männli-
chen Zigeuner hinzurichten, sowie Frauen und Kindern die jünger als 18 Jahre waren, ein Ohr abzu-
schneiden (vg. Karoly 1998, S. 34). 1748 führten die Fürsten, da derartige Verordnungen in der Praxis 
oft nicht befolgt wurden, harte Strafen im Falle des Zuwiderhandelns ein. In Folge dieser Weisungen 
kam es zu so genannten „Zigeunerjagden“.
Unter Maria Theresia kam es dann zu einer grundlegenden Änderung dieser „Zigeunerpolitik“. An die 
Stelle von Verfolgung, Ausrottung und Vertreibung rückten Zwangsassimilation und Umerziehung der 
„Zigeuner“ zu ordentlichen und nützlichen BürgerInnen. Dabei standen primär ökonomische Überle-
gungen, sowie das Macht- und Kontrollstreben des zentralistischen Staates im Vordergrund. Durch 
unterschiedliche Verordnungen wurden die Roma gezwungen, unter der Zuteilung von Boden und 
neuen Namen sesshaft zu werden, sowie ihre traditionelle Lebensweise abzulegen. Der Besitz von 
Pferden und Fuhrwerken wurde untersagt, und das Verlassen des Dorfes war fortan nur noch mit Er-
laubnis des Dorfrichters und genauer Zielangabe erlaubt. Diese Maßnahmen sollten sie am Umher-
wandern hindern. Weiters wurde ihnen die Gerichtsbarkeit entzogen, und sie wurden den lokalen 
Ortsrichtern unterstellt. 1773 verfügte die Kaiserin schließlich, den Roma Kinder noch im Kleinkin-
dalter wegzunehmen, und sie von christlichen Familien erziehen zu lassen. Getrennt von ihren leibli-
chen Eltern, sollten sie die Schule besuchen und zu Handwerkern oder Bauern herangezogen werden. 
Mit der Absicht Mischehen zu fördern, wurde Roma 1773 verboten untereinander zu heiraten. Unter 
Joseph II. wurde die Zwangsassimilation der Roma weitergeführt, und die Maßnahmen sogar noch er-
weitert. Der Gebrauch des Romanes wurde ihnen genauso wie das Verlassen des Wohnsitzes verboten, 
weiters wurden sie zum Tragen der ortsüblichen Kleidung der Bevölkerung gezwungen. All diese 
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Maßnahmen blieben jedoch weitgehend erfolglos. Nur in vereinzelten Orten, in denen günstige wirt-
schaftliche Voraussetzungen vorhanden waren, kam es zu der gewünschten Assimilation von Familien 
(vgl. Samer 2001, S. 12f; vgl. Karoly 1998, S. 35f).
Nach einer kurzen Phase der Entspannung für Roma, bedingt durch den Tod Joseph II., kam es in der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts durch die Migration von Roma, vermutlich aus der Karpatoukrai-
ne stammend, in Österreich zu verschärften Zuzugsbestimmungen für ungarische Roma. Weiters wur-
den alle auf steirischem Boden angetroffenen Roma nach Ungarn abgeschoben. Dieser Umstand führ-
te, bedingt durch das gleichzeitig 1870 in Ungarn verhängte Ausreiseverbot für Roma, „[…] zu einem 
massiven Zuzug so genannter „deutscher Zigeuner“ nach Westungarn.“ (Samer 2001, S. 13)  Nach 
geltendem ungarischen Recht waren die betroffenen Gemeinden für die Unterbringung der Roma in-
klusive der Übernahme sämtlicher anfallender Soziallasten verantwortlich, was mit enormen finanzi-
ellen Belastungen verbunden war. Um die Kosten gering zu halten, versuchten sich diese dagegen zu 
wehren. Sie stellten den Roma Gemeindegründe zur Verfügung, die allerdings anderwärtig nicht mehr 
zu gebrauchen waren, und auch deutlich am Rande des sonstigen besiedelten Gebiets lagen. Dadurch 
kam es zur Entstehung der so genannten „Zigeunerkolonien“ am Rande vieler burgenländischer Dör-
fer. Nachdem viele Roma im ersten Weltkrieg gekämpft hatten, wurde ihnen in vielen Gemeinden das 
Heimatrecht zugesprochen, und sie wurden so zu vollberechtigten Gemeindemitgliedern. (vgl Samer 
2001, S. 13f; Karoly 1998, S. 39). Die Angliederung des Burgenlandes 1921 brachte Österreich ca. 
3000 Roma, die nun nicht mehr so einfach nach Ungarn abgeschoben werden konnten. Mit dem auch 
heute noch von rechtspopulisitischer Seite gern gebrauchten „Argument“ einer drohenden „Überbe-
völkerung“, wurde bereits damals die Notwendigkeit eines Zuwanderungsverbots - in diesem Fall für 
„Zigeuner“ - untermauert. Nach einem Erlass der burgenländischen Landesregierung von 1922 wur-
den einheimische Roma in ihren jeweiligen Heimatgemeinden festgehalten. Gleichzeitig wurden Per-
sonenzählungen durchgeführt und die so bezeichneten „Zigeunerbehausungen“ registriert. Auf diese 
Weise sollte Neuzuwanderungen vorgebeugt werden, fremde Romafamilien wurden sofort ausgewie-
sen. In weiterer Folge wurden 1925 alle über 14-jährigen  burgenländischen „Zigeuner“ vom Landes-
gendarmeriekommando nach und nach registriert, wobei die Fingerabdrücke der Betroffenen, sowohl 
vom Bundespolizeikommissariat  Eisenstadt archiviert wurden, als auch vom Erkennungsdienst in 
Wien. 1926 wurden sie auch noch fotografiert, ab 1928 existierte schließlich im Bundespolizeikom-
missariat Eisenstadt eine „Zigeunerkartothek“, die an die 8000 Roma namentlich und mit Fingerab-
druck erfasste (vgl. Samer 2001, S. 14; vgl. Karoly 1998, S. 41f). Gegen Ende der 20er Jahre waren 
die burgenländischen Roma, bis auf wenige Ausnahmen sesshaft, und waren als Schmiede, Dorfmusi-
kerInnen oder auch als HilfsarbeiterInnen in der Landwirtschaft in die damalige dörfliche Gesell-
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schaft eingegliedert. Doch mit der beginnenden Wirtschaftskrise verschlechterte sich die Lage der 
Roma dramatisch. Der Grund dafür war einerseits ihre wirtschaftliche Abhängigkeit von der restli-
chen Dorfbevölkerung, die jetzt selbst von Armut bedroht war, andererseits fand man in ihnen auch 
einen benötigten „Sündenbock“, dem die Schuld an der allgemeinen Misere zugeschoben werden 
konnte. Da sich kaum noch Verdienstmöglichkeiten finden ließen, war für viele Roma das Betteln, so-
wie die in Anspruchnahme der Armenfürsorge der Gemeinden der letzte Ausweg. Ebenso nahm aber 
auch die Zahl der Diebstähle und Betrügereien zu, was allgemein eine stark romafeindliche Haltung 
unter der Nicht-Roma Bevölkerung förderte. Jedoch wurden die Roma durch restriktive Bestimmun-
gen, wie zum Beispiel dem Verbot des Hausierens und Bettelns, immer mehr in ihren Verdienstmög-
lichkeiten eingeschränkt, und so, mehr oder weniger zu kriminellen Handlungen getrieben. Innerhalb 
der Bevölkerung wuchs der Unmut über die formelle Gleichberechtigung der Roma durch das öster-
reichische Recht immer mehr, weshalb ein „Zigeunergesetz“  gefordert wurde (vgl. Samer 2001, S. 
14f; Karoly 1998, S. 42ff). Die burgenländische Landespresse, die die Roma unter anderem als „sich 
unheimlich vermehrende Landplage“ bezeichnete, forderte sich dieser am besten so schnell wie mög-
lich zu entledigen und goss mit solchen Hetzkampagnen noch Öl ins Feuer. Am 15. Jänner 1933 wur-
de im Zuge einer Tagung eine Resolution gefasst, bei deren Verhandlungen unter anderem der Vor-
schlag gebracht wurde, die „Zigeuner“ auf einer Insel im Atlantik auszusetzen, oder sie zu kastrieren. 
Aus dieser Tatsache wird ersichtlich, dass die Basis für die in den späteren Jahren betriebene Verfol-
gungs- und Vernichtungspolitik gegen Roma im Nationalsozialismus bereits lange zuvor vorhanden 
war (vgl. Samer 2001, S. 15; Karoly 1998, S. 45). 
Die Zigeunerverfolgung im Dritten Reich konnte grundsätzlich weitgehend ohne gesetzliche Bestim-
mungen auskommen, weil sie auf der traditionellen polizeilichen Bekämpfung des Zigeunerwesens“  
und der zigeunerfeindlichen Haltung der Bevölkerung aufbauen konnte.“ (Rieger 2003, S. 42). Mit 
dem Entzug des Wahlrechts wurde im März 1938 unmittelbar nach dem „Anschluss“ Österreichs eine 
der ersten romafeindlichen Maßnahmen gesetzt. Im Laufe der folgenden Monate und Jahre wurden 
eine Reihe weiterer, diskriminierender „Romagesetze“ wie beispielsweise das Schulverbot für Kinder 
aus Romafamilien, sowie das Verbot von Mischehen zwischen Roma und Nicht-Roma erlassen. Erste 
Zwangseinweisungen burgenländischer Roma nach Dachau erfolgten ebenfalls bereits 1938 mit der 
Begründung deren „Assozialität“. Im Juni 1939 kam es dann auf Grund eines Befehls des Reichskri-
minalpolizeiamtes Berlin, „[…] unter der Bezeichnung „vorbeugende Maßnahmen zur Verbrechens-
bekämpfung“ […]“  (Samer 2001, S. 16) zu zahllosen Einweisungen männlicher Roma in Konzentra-
tionslager. Schließlich wurde im November 1940 das Zigeunerlager Lackenbach mit „[…] insgesamt 
über 4000 registrierten Insassen […]“  (ebd.) eröffnet. Es war für viele Roma eine Art Zwischenstati-
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on vor ihrem Weitertransport in diverse andere Konzentrationslager. Lackenbach als „Familienlager“ 
stand im Gegensatz zu den Konzentrationslagern  nicht unter der Kontrolle der Gauleitung, sondern 
unter jener der Kriminalpolizei (vgl. Samer 2001, S. 16f). Dieser Umstand sollte später als Begrün-
dung gelten, ehemalige Insassen dieses Lagers von der Opferfürsorge auszuschließen, da es sich nach 
offizieller Ansicht  bei  Lackenbach um kein Konzentrationslager handelte. Mit  dem so genannten 
„Auschwitz-Erlass“ wurde die Einweisung der Gesamtheit aller Zigeuner in Konzentrationslager an-
geordnet. Nach Samer (2001) wurden daraufhin aus sämtlichen Deutsch besetzten Gebieten an die 
20.000 Roma und Sinti aufgegriffen und nach Auschwitz-Birkenau abtransportiert - nur 1408 von ih-
nen überlebten (vgl. S. 17). Nur ungefähr 600 - 700 von ungefähr 8.000 Burgenland-Roma überlebten 
den Holocaust (ebd.). Diese fanden bei ihrer Rückkehr in ihre Heimatgemeinden großteils nur noch 
Überreste ihrer einstigen zerstörten Siedlungen vor, zum Teil waren die Grundstücke auch bereits neu 
bebaut und besiedelt. Zuerst wurden Roma in Notunterkünften - Barracken und Wellblechhütten - un-
tergebracht, bevor ihnen kleine Häuser, die zum Teil weder Strom- noch Wasseranschluss aufweisen 
konnten, gebaut wurden.
Roma, im Speziellen die Insassen des Lagers Lackenbach, erfuhren bei der Wiedergutmachung starke 
Benachteiligungen. Da Lackenbach, wie bereits erwähnt nicht der Gauleitung sondern der Kriminal-
polizei unterstellt war, wurde es im Rahmen des Opferfürsorgegesetzes nicht als Konzentrationslager 
anerkannt. Diese Tatsache führte dazu, dass ehemalige Gefangene dieses Lagers, erst zur Gänze von 
der Opferfürsorge ausgeschlossen wurden, bis ihnen „[…] 1961 eine Entschädigung für „Freiheits-
beschränkung“ von 350 Schilling pro Monat zuerkannt wurde.“  (Samer 2001, S. 18). Eine weitere 
Schwierigkeit bei der Wiedergutmachung ergab sich aus dem Umstand, dass Roma meist unter Vor-
wänden wie „Assozialität“ oder „Kriminalität“ in die Lager eingewiesen wurden. Ihre Ansuchen auf 
Opferfürsorge wurden oftmals abgelehnt, da ihre Einweisungsbegründungen nicht den offiziellen Kri-
terien „rassistischer Verfolgung“ entsprachen. Erst 1988 erfolgte die vollkommene Gleichstellung der 
Insassen des Lagers Lackebach mit anderen KZ-Häftlingen (vgl. ebd.).
3. Zur Situation der Roma in Europa nach 1945
Der Anspruch der nach 1945 sozialistisch regierten Staaten, Roma in die Gesellschaft zu integrieren, 
war wie schon zu Zeiten Maria Theresias verbunden mit der Zielsetzung einer totalen Assimilation 
und Sesshaftmachung, sowie dem damit einhergehenden Kultur- und Traditionsverlust. Das Antreiben 
der Assimilation verfolgte das Ziel, ethnisch-kulturelle Unterschiede auf ein Minimum zu reduzieren. 
Weiters sollte durch die Bereitstellung von Arbeit, die allerdings wegen des niedrigen Bildungsnive-
aus selten über billige Hilfsarbeit hinausging, Unterkunft sowie der Zugang zu Bildung, die sozioöko-
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nomische Integration gewährleisten. All jene Maßnahmen orientierten sich jedoch nicht im Gerings-
ten an den Bedürfnissen der Roma, die Durchsetzung erfolgte staatenabhängig, mit unterschiedlicher 
Härte. So forcierten beispielsweise die Tschechoslowakei und Bulgarien eine totale Auslöschung eth-
nischer Unterschiede, während den Roma in Jugoslawien 1981 der offizielle Nationalstatus zuerkannt 
wurde (vgl. Ringold et al 2005, S. 7f). Einen grundlegenden Schwerpunkt der damals praktizierten 
„Zigeunerpolitik“  bildete neben der vermeintlichen „Integration“, die  „Umerziehung“ derselben. 
Roma wurden erneut dazu gezwungen, ihr Leben – ihr ganzes Dasein – an jenes der jeweiligen Mehr-
heitsbevölkerung anzupassen. Die in den frühen 50er Jahren aufkommenden staatlich organisierten 
Kulturprogramme, beschränkten sich allesamt rein auf den musischen  Bereich und dienten damit pri-
mär der Aufrechterhaltung von Jahrhunderte alten Klischees des „Zigeunermusikanten“. In den 60er 
Jahren wurde dann als wichtigste Maßnahme zur Verbesserung des sozioökonomischen Status der 
Roma die Sesshaftmachung angesehen, weshalb in fast allen osteuropäischen Staaten das Umherzie-
hen verboten wurde (vgl. Leitgeb/Horn 1994, S. 55ff). Die industrielle Entwicklung sowie von den 
Regimes gesetzte Maßnahmen führten dazu, dass sie ihre traditionellen Handwerksberufe nicht mehr 
ausüben konnten, beziehungsweise durften. Wegen geringen Bildungsniveaus waren sie oft auf  kör-
perlich schwer belastende, meist  schlecht  bezahlte  Hilfs-  und  Gelegenheitsarbeiten angewiesen. 
Trotzdem fanden diejenigen Roma, die eine Eingliederung in die Planwirtschaft verweigerten, oft Ni-
schen in Form von Saisonarbeiten. Die Verrichtung solcher Tätigkeiten war allerdings nicht erlaubt, 
was nicht nur zu häufigen Auseinandersetzungen mit Polizei und Behörden, sowie schließlich auch in 
einigen Ländern zur Ergreifung harter Maßnahmen führte (vgl. ebd., S. 58f). Was die schulische Si-
tuation anbelangt, hatte die Zielsetzung, so viele Roma wie möglich einzuschulen, ohne dabei im Vor-
feld die dafür notwendigen Voraussetzungen zu schaffen, leider oftmals den Effekt, dass ein überpro-
portional hoher Anteil in Sonderschulen für körperlich oder geistig behinderte Kinder landete. Diese 
Handhabung blieb auch weiterhin in Zeiten der Transformation erhalten. Bis heute noch ist der Pro-
zentsatz von Romakindern an Sonderschulen in vielen Ländern aus verschiedensten Gründen sehr 
hoch. Insgesamt brachte der Sozialismus den Roma zwar Zugang zu Arbeit und Bildung, was zu einer 
Verbesserung ihrer Lage beitrug. Allerdings wurde dafür im Gegenzug eine rigorose Anpassung ge-
fordert, was wiederum unweigerlich neue Probleme und Spannungen mit der Staatsgewalt zur Folge 
hatte (vgl. Ringold 2005, S. 8). Der Fall des „eisernen Vorhangs“ und die damit einhergehenden so-
zioökonomischen Konsequenzen brachten den Roma einerseits das Recht, sich politisch sowie kultu-
rell als eigenständige Gruppe zu behaupten, andererseits waren sie durch den nun freien Markt aus 
verschiedenen Gründen wiederum mehr gefährdet als andere Minderheiten. Ihr oft geringeres Bil-
dungsniveau erschwerte ihnen massiv den Wettbewerb auf dem freien Arbeitsmarkt, weshalb sie sich 
letztlich häufig in Abhängigkeit von schwachen Sozialhilfen, sowie unsicheren, schlecht bezahlten 
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und inoffiziellen Arbeiten wieder fanden. Ein weiteres großes Problem stellte die Frage nach Grund 
und Boden dar. Roma waren ursprünglich keine LandbesitzerInnen, und die ihnen in Zeiten des So-
zialismus staatlich zur Verfügung gestellten Behausungen fielen nun großteils wieder in private Hand. 
Durch ihre, aus bereits genannten Gründen hohe Präsenz in inoffiziellen niederen Arbeiten, fehlte es 
Roma auch häufig an Sozialversicherung. Die Ursache für die  besondere Armutsanfälligkeit  der 
Roma kann also in einer Mischung aus historischen, ökonomischen und gesellschaftlichen Gründen 
angenommen werden (vgl. Ringold 2005, S. 9). Doch Romafeindlichkeit und -benachteiligung redu-
ziert sich nicht nur auf die ehemals sozialistisch regierten Staaten. Vielmehr stellten und stellen Roma 
innerhalb ganz Europas schon immer eine der am meisten an den Rand gedrängten Minderheiten 
dar.(vgl. Bancroft 2005, S. 1). 
3.1 Roma im deutschsprachigen Raum Mitteleuropas
Auch im westlichen Teil Europas werden Roma nach wie vor oftmals in vielen Lebensbereichen be-
nachteiligt. Jedoch genießen sie in manchen Ländern, abhängig von ihrer jeweiligen Aufenthaltsdauer, 
unterschiedliche Rechte. An den Beispielen Österreich und Deutschland soll die Lebenssituation der 
Roma im deutschsprachigen Raum Europas veranschaulicht werden. 
3.1.1 Die Lage in Deutschland
Laut einer Schätzung des Zentralrates Deutscher Sinti und Roma liegt die Zahl der Angehörigen die-
ser Minderheit in Deutschland bei rund 70.000. Sie verfügen über die deutsche StaatsbürgerInnen-
schaft und den Status der nationalen Minderheit. Zu dieser Gruppe zählen einerseits die schon seit 
mindestens 600 Jahren auf deutschem Territorium ansässigen Sinti, andererseits die im 19. Jahrhun-
dert aus Osteuropa eingewanderten deutschen Roma. Wieder und wieder wurden sie im Laufe der 
deutschen Geschichte durch Stigmatisierung und Verfolgung in eine gesellschaftliche Randposition 
gedrängt. Von den zu Beginn des 2. Weltkrieges in Deutschland  angesiedelten 20.000 bis 25.000 
Roma überlebten höchstens 5.000 den Nationalsozialismus. Wie in Österreich entwickelte sich auch 
in Deutschland, bedingt durch negative Erfahrungen der Vergangenheit, eine betont misstrauische 
Haltung der Roma gegenüber Nicht-Roma. Von Seiten der Mehrheitsbevölkerung sowie den Behör-
den waren Einstellung und Vorgehen gegenüber Roma noch lange Zeit geprägt von Stereotypen und 
Vorurteilen. Dieser Umstand war mitverantwortlich dafür, dass Roma in Deutschland bis in die späten 
70er, teilweise sogar noch bis in die 80er Jahre, abgegrenzt, in ghettoartigen Wohnverhältnissen lebten 
(vgl. Zentrum für Antisemitismusforschung der TU-Berlin 2008, S. 3f). Erstmals wurde durch sozial-
wissenschaftliche Studien zwischen 1978 und 1982 aufgezeigt, dass ein Großteil der deutschen Roma 
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in ärmlichen Verhältnissen und ohne soziale Absicherung lebte. Weiters wurde zu diesem Zeitpunkt 
zum ersten Mal auf den erschreckenden Zustand im Bildungsbereich aufmerksam gemacht.  Im Rah-
men der Integrationspolitik der 70er Jahre kam es aber mehr und mehr zu einem allgemeinen Um-
denkprozess, im Zuge dessen Maßnahmen gesetzt wurden, die diesen Verhältnissen entgegenwirken 
sollten. Seither hat sich die Situation im Bildungs-, Wohn-  und Gesundheitsbereich für viele deutsche 
Sinti und Roma positiv verändert. Schwierigkeiten bereitet vielen allerdings nach wie vor der Arbeits-
markt. Hier beeinträchtigen oft weiterhin bestehende Vorurteile oder mangelnde Ausbildung den Zu-
gang. Jene Familien, die dennoch den sozialen Aufstieg durch erfolgreiche Integration in Arbeit, 
Schule und Gesellschaft geschafft haben, mussten dafür meist ihre ethnische Zugehörigkeit verbergen 
(vgl. ebd. S. 5). Die rechtliche Anerkennung als nationale Minderheit wurde 1995 durch den Einsatz 
des Zentralrates Deutscher Sinti und Roma erreicht. Dieser wurde im Februar 1982 gegründet und 
umfasst insgesamt neun Landesverbände, das Dokumentations- und Kulturzentrum Deutscher Sinti 
und Roma, sowie andere Mitgliedsvereine. Ein Schwerpunkt der von diesem Verein geleisteten Arbeit 
liegt seit seiner Gründung in der systematischen Aufarbeitung und Dokumentation der Verfolgung 
und Ermordung von Roma und Sinti während des Nationalsozialismus (vgl. Zenralrat Deutscher Sinti 
und Roma 2008, online).  
Eine weitere Roma-Gruppe kam gegen Ende der 60er Jahre im Zuge der Arbeitsmigration, aus dem 
ehemaligen Jugoslawien nach Deutschland. Ihre Anzahl ist inzwischen auf mehrere Zehntausend ge-
wachsen. Sie leben in zweiter, beziehungsweise bereits dritter Generation im Land, und besitzen meist 
entweder die deutsche StaatsbürgerInnenschaft,  oder aber eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis. 
Die dritte, scheinbar am meisten benachteiligte Gruppe bilden jene Roma, die in den 90er Jahren als 
Kriegsflüchtlinge, ebenfalls aus Ländern des früheren Jugoslawiens, nach Deutschland kamen (vgl. 
Zentrum für Antisemitismusforschung der TU-Berlin 2008, S. 6f). Der Zugang zu den Bereichen Bil-
dung, Arbeit und Gesundheit ist unter anderem von einem gesicherten  aufenthaltsrechtlichen Status 
der Flüchtlinge abhängig, den Roma nur selten erlangen. Die meisten Roma-Flüchtlinge leben bezüg-
lich ihrer Aufenthaltsgenehmigung in latenter Unsicherheit, mit der fortlaufenden Befürchtung wieder 
abgeschoben zu werden (vgl. ebd. S. 11f). Diese trostlosen Umstände bewirken oft das Fehlen einer 
Lebensperspektive, was sich häufig negativ auf die grundsätzliche Einstellung zu verschiedenen Le-
bensbereichen auswirkt. Zwei in diesem Zusammenhang zu erwähnende Projekte sind „Amaro Kher“ 
in Köln, und „Schaworalle“ in Frankfurt. Ihre Arbeit konzentriert sich beinahe ausschließlich auf Ro-
maflüchtlingsfamilien und wird in Kapitel 5 noch ausführlich beschrieben.
3.1.2 Zur allgemeinen Situation der Roma in Österreich
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Von den teilweise schon seit Jahrhunderten in Österreich angesiedelten Roma überlebte nur ein sehr 
kleiner Teil – schätzungsweise ein Drittel – den Holocaust. Die systematische Tötung der Angehöri-
gen dieser Minorität verursachte bleibende Schäden innerhalb deren Familien- und Sozialstrukturen. 
Weiters blieb auf Grund der traumatischen Erlebnisse ab der Nachkriegszeit, von Seiten der Roma 
eine zum Teil bis heute noch spürbare ängstlich-misstrauische Haltung gegenüber Nicht-Roma erhal-
ten. Doch auch innerhalb eines Großteils der österreichischen Bevölkerung blieben die schon seit lan-
gem bestehenden Vorurteile gegenüber „den Zigeunern“ aufrecht. Die zusätzlich über lange Zeit nicht 
erfolgte, offizielle staatliche Anerkennung führte diese Gruppe immer mehr in die soziale Marginali-
sierung. (vgl. Thurner 1998, S. 338ff). 
Laut einer Publikation des österreichischen Linguisten Dieter Halwachs wird die Zahl der Roma in 
Österreich im Moment auf mindestens 25.000 geschätzt (vgl. Halwachs 2004, online). Genaue Zahlen 
existieren nicht, da viele Angehörige dieser Minderheit, aus Angst vor Benachteiligung und Diskrimi-
nierung, ihre ethnische Herkunft verleugnen. Dies gilt vor allem für jene Gruppen, die als MigrantIn-
nen und GastarbeiterInnen nach Österreich gekommen sind. Ein Bekenntnis der Roma-Zugehörigkeit 
birgt für diese, ohnehin bereits in vielen Lebensbereichen benachteiligten ZuwanderInnen, oft das Ri-
siko zusätzlicher Einbußen (vgl. Thurner 1998, S. 339). Die Gruppe der in Österreich lebenden Roma 
ist sehr inhomogen. Die einzelnen Untergruppen unterscheiden sich in Sprache, Kultur, Herkunfts-
land, sowie Zeitpunkt der Niederlassung auf Österreichischem Staatsgebiet. Über die Dauer der An-
siedlung ergibt sich ein weiteres Unterscheidungskriterium. Ein Teil der in Österreich lebenden Roma 
genießen seit 1993, als offiziell anerkannte österreichische Minderheit, den Volksgruppenstatus. Zu 
dieser Gruppe der Autochthonen zählen Sinti, Burgenland Roma und Lovara. Der über Jahre dauern-
de, und äußerst mühsam verlaufende Prozess der Anerkennung wird in Kapitel 3.1.2.2 näher ausge-
führt. Zu den allochthonen ZuwanderInnen der Balkan-Region und Mazedonien zählen Arlije und 
Kalderas. 
Ursprünglich  wanderten die  österreichischen Sinti  vor  dem ersten  Weltkrieg  von  Böhmen und 
Deutschland aus nach Österreich, wo sie sich vor allem im städtischen Bereich verschiedener Bundes-
länder niederließen. Sie stellen eine homogene Gruppe mit intakten Soziostrukturen dar. Ein Großteil 
der österreichischen Sinti ist nach wie vor zweisprachig aufgewachsen, ihre Sprache „Sintikes“ blieb 
durch diesen Umstand gut erhalten. Im Gegensatz zu anderen Roma-Gruppen wird die Weitergabe ih-
rer Sprache an Gadze von Seite der Sinti abgelehnt. Sie sehen in der  Sprache eine „[…] Waffe gegen 
die Außenwelt [...]“ (vgl. Halwachs 1998, S. 326). 
Die Burgenland-Roma ließen sich, ab dem 15. Jahrhundert aus Ostungarn kommend, ursprünglich auf 
Gebieten des heutigen Südburgenlandes nieder. Heute schließt ihr Siedlungsgebiet auch das Mittel- 
und Nordburgenland ein. Im Unterschied zur Gruppe der Sinti kam es innerhalb der Gruppe der Bur-
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genland-Roma, nach den traumatischen Ereignissen des 2. Weltkrieges, nicht nur zu einer Verweige-
rung der Identität nach außen, sondern auch zu einer ablehnenden Haltung gegenüber ihrer Sprache 
innerhalb der Gemeinschaft. Die dadurch beabsichtigte Assimilation, als auch die in diesem Zusam-
menhang erhoffte Gleichstellung  mit der Mehrheitsbevölkerung, verwirklichte sich aber nur für eini-
ge wenige. Mit dem 1989 gegründeten „Verein Roma“ wurde das Selbstvertrauen der Gruppe sowohl 
nach außen, als auch nach innen wieder gestärkt (vgl. Halwachs 1998, S. 327f). 
Die Gruppe der Lovara kam in zwei Etappen nach Österreich. Der erste Teil im 19. Jahrhundert aus 
Ungarn und der Slowakei, der zweite 1956 zur Zeit des Ungarnaufstandes. Sie siedelten sich haupt-
sächlich im Großraum Wien an. Generell wird die Sprache Romani nur noch von der älteren Generati-
on beherrscht, und je nach intakter Soziostruktur und Pflege der alten Traditionen, an die Nachkom-
men weitergegeben. 
Sowohl die Gruppe der Arlije als auch die der Kalderas kamen in den 60er Jahren, im Rahmen der Ar-
beitsmigration nach Österreich, und siedelten sich vor allem in Wien an. Die Arlije, deren Kultur tür-
kisch-islamische Wurzeln aufweist, kamen ursprünglich aus Mazedonien und dem Kosovo, die Kal-
deras aus Serbien. Während bei den Kalderas Romani von sämtlichen Generationen beherrscht und 
verwendet wird, wächst die in Österreich geborene Generation der Arlije meist ohne einen Erwerb 
dieser Sprache auf. Laut Halwachs (1998) zeichnen sich beide Gruppen durch eine betont offene und 
kontaktfreudige Haltung gegenüber den Gadze aus (vgl. S. 328ff). 
Sowohl die Arbeits-, als auch die Wohnsituation des Großteils aller in Österreich lebenden Roma sind 
als durchwegs prekär zu beschreiben. In Wien beispielsweise leben viele Romafamilien unter oftmals 
desolaten Verhältnissen auf engstem Wohnraum zusammen. Für die kleinen Wohnungen, in den meist 
desolaten, baufälligen Gebäuden werden von Seiten der VermieterInnen trotzdem oftmals hohe Miet-
preise verlangt. (vgl. Erich 2000, S. 189f). Auch in Oberwart lebt der Großteil der dort angesiedelten 
Roma weiterhin in der, vom Ortszentrum abgeschiedenen Siedlung „Am Anger“. Zwar wurden die 
beiden Reihenhäuser der  Siedlung auf Grund ihres damaligen katastrophalen Zustandes in der Zeit 
von 1996 – 1999 generalsaniert, das Problem des offensichtlichen Platzmangels jedoch wurde dabei 
nicht beseitigt. Aus einem Bericht von 1995 geht hervor, dass zu diesem Zeitpunkt insgesamt 66 Per-
sonen in den erwähnten Reihenhäusern, mit jeweils sechs Wohneinheiten, lebten. Laut damaligen An-
gaben, teilten sich 5 oder mehr Personen eine Wohnung von circa 40 – 55 Quadratmeter. Pro Person 
ergab sich eine Wohnfläche von 8,74 Quadratmeter, was deutlich unter dem österreichischen Durch-
schnitt von 33 Quadratmetern liegt (vgl. Samer 2001, S. 90f).
Für zugewanderte Roma bergen diese unzumutbaren, beengten Wohnverhältnisse noch eine zusätzli-
che Gefahr. Um eine österreichische Aufenthaltsgenehmigung zu erlangen, müssen AntragsstellerIn-
nen nicht nur den Bezug eines regelmäßigen Mindesteinkommens vorweisen können, sondern auch 
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das Vorhandensein von 10 Quadratmeter Wohnfläche pro Person. Diese Vorgaben können oft nicht er-
füllt werden, da es einerseits an Geld für größere Wohnräume fehlt, andererseits Roma-Großfamilien 
traditionell zusammen, und nicht von einander getrennt leben wollen   (vgl. Erich 1998, S. 322f). Die-
ser Umstand führt dazu, dass sich einige RomamigrantInnen, ohne Aussicht auf eine rechtmäßige 
Aufenthaltsbewilligung, formalrechtlich in der Illegalität befinden. (vgl. Erich 2000, S. 190).  Die Tat-
sache, dass viele Romafamilien in Österreich knapp über, beziehungsweise unter der Armutsgrenze 
leben, ergibt sich vor allem aus ihrer äußerst schlechten Beschäftigungssituation. Diese wiederum ist 
häufig eine Folge von Vorurteilen, aber genauso von  mangelnder Schulbildung, Berufsqualifikation 
und -erfahrung, wodurch die möglichen Tätigkeitsfelder massiv eingeschränkt werden (vgl. Baum-
gartner 2004, S. 180f). Oft arbeiten Roma als unterbezahlte, unqualifizierte Hilfskräfte in Arbeitsver-
hältnissen, die vor allem durch starke körperliche Belastungen und kurze Dauer charakterisiert sind 
(Samer 2001, S. 92f). Auch im Fall der Beschäftigungssituation sind RomamigrantInnen noch zusätz-
lich benachteiligt. Ihre Arbeitsverhältnisse sind häufig neben den bereits erwähnten negativen Merk-
malen zusätzlich von Illegalität gekennzeichnet. (vgl. Erich 2000, S. 190).  Nach Samer (2001) führen 
in Oberwart die erschwerenden Umstände zu einer Antriebslosigkeit der Betroffenen, die ferner durch 
zusätzliche saisonale Unterbrechungen verstärkt wird. Die sich wiederholende, schwierige und oft 
trostlos erscheinende Suche nach einem neuen Arbeitsplatz führt  in manchen Fällen zur  Resignation, 
und in weiterer Folge häufig in die Langzeitarbeitslosigkeit. Oft scheitert es an erwarteten Vorausset-
zungen, die Roma aus verschiedenen Gründen einfach nicht erfüllen können. Nicht immer stehen den 
Arbeitssuchenden beispielsweise eigene Fahrzeuge zur Verfügung, was sich auf deren Mobilität und 
in weiter Folge auch auf ihre Flexibilität bei der Arbeitsvermittlung  auswirkt. Die Absolvierung eines 
vom AMS angebotenen Förderprogramms stellt für viele die letzte Möglichkeit dar, der Arbeitslosig-
keit zu entkommen. Jedoch werden viele dieser Kurse unter anderem aus Versagensängsten oder all-
gemeiner Hoffnungslosigkeit, die berufliche Zukunft  betreffend, wieder abgebrochen (vgl. Samer 
2001, S. 93). Der 1995 vom Kulturverein österreichischer Roma eingerichtete Romafonds bietet An-
gehörigen der Volksgruppe die Möglichkeit für etwaige Bildungswege finanzielle Zuschüsse zu bean-
tragen. Das Hauptanliegen des Romafonds liegt in der Sicherung der Grundlagen von „[…] Chancen-
gleichheit, Integration und Qualifikation in den schulischen und beruflichen Ausbildungsbereichen 
[…]“ (vgl. Baumgartner 2004, S. 187). Die positiven Auswirkungen des Fonds wurden bereits in den 
kommenden Jahren sichtbar - der Prozentsatz von Roma und Sinti an höheren und weiterbildenden 
Schulen stieg an, wodurch sich in weiterer Folge auch ihre Chancen auf dem Arbeitsmarkt verbesser-
ten (vgl. Baumgartner 2004, S. 188). Eine andere Chance der drohenden Arbeitslosigkeit und Benach-
teiligung zu entfliehen, sehen viele Roma in der Anonymität der Städte, weshalb sich immer wieder 
einige zur Abwanderung entschließen. Nur durch totale Assimilation, die sowohl die Verleugnung ih-
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rer ethnischen Herkunft, sowie einen damit einhergehenden Identitätsverlust bedeutete, ist manchen 
Roma ein sozialer Aufstieg gelungen (vgl.  Rieger 2003, S. 95f).
3.1.2.1 Roma - Organisationen in Österreich
Im Jahr 1989 wurde der „Verein Roma“ als erste offizielle Interessenvertretung der damals noch nicht 
anerkannten Minderheit der Roma gegründet. Im internationalen Vergleich betrachtet war der Zeit-
punkt reichlich spät. Bereits 1962 wurde in Paris das „Internationale Roma-Komitee“ ins Leben geru-
fen, 1971 das „Zentralkomitee der Sinti Westdeutschlands“ - 1972 unbenannt in „Verband der Sinti 
Deutschlands“ - gegründet (vgl. Rieger 2003, S. 243). Die ab den 1980er Jahren, in Österreich ver-
stärkt auftretende wissenschaftliche Befassung mit der Geschichte von Roma und Sinti, leitete die An-
fänge eines gesellschaftspolitischen Umdenkprozesses gegenüber dieser Minorität ein. Bedingt durch 
diesen Umstand kam es auch zu einem wachsenden Gruppenselbstbewusstsein. Gegen Ende der 80er 
Jahre nach einem Vorfall bei dem ein Diskothekbesitzer in Oberwart, Roma aus rassistischen Gründen 
den Eintritt untersagte, wurde der Ruf nach Selbstorganisation innerhalb der Gruppe immer lauter. Im 
Juli 1989 schließlich wurde der „Verein Roma“ in Oberwart gegründet (vgl. Rieger 2003, S. 244f). Zu 
den Hauptanliegen des Vereins zählen unter anderem die Besserung der wirtschaftlichen, sozialen und 
rechtlichen Lage, Aufklärungs- und Öffentlichkeitsarbeit, sowie die Förderung von Sprache und Kul-
tur der Roma (vgl. Verein-Roma 2008, online). Zur gleichen Zeit wurde auch eine Beratungsstelle er-
öffnet, die sich mit arbeits-, sozial- sowie bildungspolitischen Belangen der Roma befasst (vgl. Rieger 
2003, S. 245). 
Nach und nach begann der Aufbau von weiteren Roma und Sinti-Vereinen. Der „Kulturverein öster-
reichischer Roma“ wurde 1991 in Wien gegründet. Zu seinen Hauptzielen gehört ebenfalls die Förde-
rung einer für Roma zumutbaren sozialen und politisch rechtlichen Situation, sowie der Erhalt und die 
Pflege von Sprache und Kultur.  Vierteljährlich wird von diesem Verein die Zeitschrift  „Romano 
Kipo“ herausgegeben (vgl. Rieger 2003, S. 246). Ebenso konstituierte sich im Jahr 1991 in Wien der 
Verein „Romano Centro“. Dieser  sieht sich als „[…] Interessensvertretung aller, inländischen wie 
ausländischen […]“ in Österreich lebenden Roma (vgl. Erich 2000, S. 189). Auch bei dieser Organi-
sation stehen Beratungs- und Unterstützungstätigkeiten, sowie Aufklärungs- und Öffentlichkeitsarbeit 
im Vordergrund. Ähnlich wie beim „Verein Roma“ in Oberwart, gibt es auch bei „Romano Centro“ 
das Angebot nachmittäglicher Lernbetreuung für RomaschülerInnen. Der Verein zeichnet sich unter 
anderem durch eine äußerst weitläufige, internationale Vernetzung mit weltweiten Romaorganisatio-
nen aus. Auch „Romano Centro“ gibt vierteljährlich die gleichnamige Zeitschrift „Romano Centro“ 
heraus (vgl. Romano-Centro 2008, online). Eine große Errungenschaft, die im Zuge der intensiven 
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Zusammenarbeit der genannten drei Vereine entstand, war die schließlich 1993 erfolgte Anerkennung 
der Roma und Sinti als österreichische Volksgruppe (vgl. Rieger 2003, S. 246). 
Der in Linz ansässige „Verein Ketani“  besteht seit 1998, und arbeitet wie die bereits erwähnten Verei-
ne ebenflls an einer Verbesserung der sozialen, wirtschaftlichen und politischen Situation der Roma 
und Sinti. Die Bemühungen beziehen sich allerdings auf den Raum Westösterreich. Gleichermaßen 
besteht hier das Angebot einer Lernbetreuung für Kinder und Jugendliche (vgl. Verein Ketani 2008, 
online). Weiters sind in diesem Zusammenhang noch der Wiener Verein „Romano Drom“ sowie der 
„Verein der Volkshochschulen der burgenländischen Roma“ zu erwähnen. Ersterer wurde 1996 ge-
gründet, wobei der Schwerpunkt der Arbeit in Planung und Inszenierung verschiedenster Roma-spezi-
fischer Kulturveranstaltungen bildet (vgl. Romano-Drom 2008, online). Der vorrangige Tätigkeitsbe-
reich des „Vereins der Volkshochschulen burgenländischer Roma“ liegt in der Organisation von Kur-
sen zur Vermittlung von Sprache und Kultur der Minderheit. Dabei richtet sich das Angebot sowohl 
an Roma, als auch an Nicht-Roma (vgl. Rieger 2003, S. 247).
3.1.2.2 Der Weg der Roma zur Anerkennung als Volksgruppe in Österreich
„Roma und Sinti waren lange Zeit in der zwiespältigen Lage einer Minderheit, der man Schutz, Sta-
tus und Förderung einer Volksgruppe verweigerte, die aber in der Fremdwahrnehmung und Lebens-
realität sehr wohl als ethnische Gruppe, nämlich als „Zigeuner“ begriffen, stigmatisiert und auch 
diskriminiert wurde“ (Rieger 2003, S. 230f). 
Der 1989 gegründete Verein Roma hatte es sich von Beginn an zum obersten Ziel gesetzt, die Roma 
zur Anerkennung des Volksgruppenstatus und damit zur rechtlichen Gleichstellung mit anderen Min-
derheiten zu führen. Die Minderheitenrechte wurden in Artikel 7 des österreichischen Staatsvertrages 
von 1955 nur den Slowenen in Kärnten und der Steiermark, sowie den Kroaten im Burgenland ge-
währt. Auch im Volksgruppengesetz von 1976 wurden Roma im Gegensatz zu den burgenländischen 
Ungarn und den Tschechen in Wien nicht berücksichtigt (vgl. Samer 2001, S. 64). Die Roma selbst 
forderten die Anerkennung als Volksgruppe erstmals Anfang der 90er Jahre. Davor wurde die Angele-
genheit ohne ihre Beteiligung behandelt, Entscheidungen wurden von außen für sie getroffen (vgl. 
Rieger 2003, S. 232). Der Völkerrechtler und Minderheitenexperte Theodor Veiter bemängelte bereits 
1965 noch die,  seiner Meinung nach fehlende Anerkennung der „Zigeuner“  als  österreichische 
Sprachminderheit, und machte sich für deren Anerkennung als Volksgruppe stark. In weiterer Folge 
und unter Ausarbeitung des Volksgruppengesetzes 1976 änderte dieser dann allerdings offensichtlich 
seine Meinung und anerkannte dann zwar Roma und Sinti als Sprachminderheit, der Volksgruppensta-
tus jedoch sollte ihnen weiterhin verwährt bleiben.  (Rieger 2003, S. 232; Baumgartner 2004, S. 208). 
Begründet wurde dieser Umstand mit einer in diesem Fall völlig unangebrachten  Zuschreibung des 
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„Nomadenlebens“. Dadurch wurde den  nachweislich seit dem 17. Jahrhundert auf österreichischem 
Gebiet ansässigen und zum Grossteil bereits seit Jahrhunderten in festen Siedlungen lebenden Roma, 
die Bindung an eine angestammte Heimat als Territorium abgesprochen, was ein wesentliches Ele-
ment einer Volksgruppe darstellt. Noch bis in die 1980er Jahre waren sich verschiedenste österreichi-
sche Völker- und Verfassungsrechtler darüber einig, dass die im Volksgruppengesetz geforderte „Be-
heimatung“ der Roma und Sinti in Österreich nicht gegeben sei. Noch 1987 begründete der damalige 
Bundeskanzler Franz Vranitzky, auf eine Anfrage der Grünen warum Roma und Sinti in Österreich 
nicht als Volksgruppe anerkannt seien die Nichtanerkennung damit, dass durch das Nichtvorhanden-
sein einer Organisationsstruktur innerhalb jener Minderheit ein wesentliches Element zur Anerken-
nung als Gruppe im Sinne des Volksgruppengesetzes fehle. Damit wurde ein erstmaliges Abrücken 
von der bis dahin vertretenen, durch Vorurteile gestützten Annahme der Roma und Sinti als „Noma-
den“ sichtbar. Gleichzeitig trat jedoch damit auch, durch die plötzliche Forderung nach einem - nicht 
näher definierten - Mindestmaß an Selbstorganisation zur Anerkennung als Volksgruppe, eine relativ 
willkürliche und weite Interpretation des Gruppenbegriffes des Volksgruppengesetzes zum Vorschein 
(vgl. Baumgartner 2004, S. 208ff). 
Die offizielle Anerkennung der österreichischen Roma als Volksgruppe erfolgte, nach einem langen 
und mühsamen Kampf, erst 1993.
4. Die Bildungssituation der Roma in Mittel- und Osteuropa
Mit der in den siebziger Jahren des 20. Jahrhunderts beginnenden Integrationsbewegung für Men-
schen mit Behinderungen in West- und Mitteleuropa, wurde verstärkt versucht Kinder, die auf Grund 
von Beeinträchtigungen bisher separiert in Sonderschulen unterrichtet wurden, mit Hilfe verschie-
denster Maßnahmen wieder ins Regelschulwesen einzubinden. Ungefähr zeitgleich mit diesen Bemü-
hungen konnte ein weiteres Phänomen beobachtet werden - der Anteil von Kindern die ethnischen 
Minderheiten angehören stieg in Sonderschulen stetig an (Luciak 2008, S. 36f). Bezogen auf den 
deutschsprachigen Raum Europas ist dieser Umstand immer noch - sowohl in Österreich als auch in 
Deutschland und der Schweiz - zu beobachten.
In der damaligen BRD wurde die Thematik rund um MigrantInnenkinder und Schule erstmals in den 
1970er Jahren auf Grund der zu dieser Zeit beginnenden starken Arbeitsmigration aufgegriffen. In Ös-
terreich begannen die Diskussionen etwas später - gegen Ende der 1970er Jahre. Der Prozess von der 
anfänglichen AusländerInnenpädagogik hin zur interkulturellen Pädagogik benötigte viel Zeit  und 
Auseinandersetzung, sowie das Durchlaufen mehrerer Stadien. Die ersten Ansätze beruhten vor allem 
auf einer defizitären Sichtweise kultureller Unterschiede, sowie auf dem Anspruch, eine erfolgreiche 
Reintegration der MigrantInnen in ihre jeweiligen Herkunftsländer zu   ermöglichen. Sie beschränkten 
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sich in erster Linie auf kompensatorische Maßnahmen im Bereich Sprache, ohne dabei das Schulsys-
tem an die unterschiedlichen Bedürfnisse der Kinder anzupassen. Die SchülerInnen sollten durch die 
Hilfe von sprachlicher Förderung den gestellten Leistungsanforderungen der Schulen gewachsen sein, 
und sich in weiterer Folge prinzipiell der Mehrheitsgesellschaft anpassen. Diese Praxis wurde jedoch 
schon bald kritisch hinterfragt, da das dahinter stehende Konzept sehr einseitig erschien. Es zielte pri-
mär darauf ab, sprachliche oder kulturelle „Defizite“ der ausländischen SchülerInnen auszugleichen, 
wodurch der Kultur des Aufnahmelandes scheinbare Überlegenheit zugeschrieben wurde. Der darauf 
folgende, erneuerte Ansatz sollte diverse Unterschiede zwischen Kulturen nicht mehr als Mängel be-
handeln, sondern sie in ihrer Eigenwertigkeit anerkennen. Deshalb wurde das Augenmerk von diesem 
Zeitpunkt an auch auf  politische und sozialökonomische Hintergründe für die Probleme und Benach-
teiligungen von MigrantInnenfamilien gelegt. Weiters wurde versucht für pädagogische Probleme, die 
beispielsweise auf gesellschaftliche Ungleichheiten in verschiedenen Lebensbereichen zurückzufüh-
ren waren, Lösungen auf politischer Ebene zu finden. Schließlich entstand nach und nach das Kon-
zept der „interkulturellen Erziehung“, wobei ab diesem Zeitpunkt alle Kinder, statt wie bisher nur jene 
aus MigrantInnenfamilien, in die Überlegungen für ein integratives Schulsystem miteinbezogen wur-
den. Menschen unterschiedlicher Kulturen sollten voneinander lernen können, die „interkulturelle Er-
ziehung“ sollte daher ein fixer Bestandteil der Lehrpläne werden (vgl. Ulrich-Hinterecker 2000, S. 
8ff). In den 1990er Jahren entstand der Begriff „Pädagogik der Vielfalt“  der „[…] spezifische päd-
agogische Konzepte für eine gemeinsame, chancengerechte Erziehung und Bildung in heterogenen 
Gruppen mit strukturell benachteiligten Gruppenmitgliedern […]“ umfasste (vgl. Merz-Atalik 2001, 
S. 31). 
Doch trotz dieser Entwicklungen, scheint es aus verschiedensten Gründen nach wie vor an der prakti-
schen Umsetzung dieser Konzepte im europäischen Schulalltag zu mangeln. So basiert laut Dietrich 
(1997) die schulische Integration in Deutschland teilweise nach wie vor auf der Erwartung einer ein-
seitigen Assimilation der Angehörigen von Minoritätsgruppen (vgl. S. 66). Weiters stellt sie fest, dass 
der Schulerfolg von MigrantInnenkindern Ende der 1990er Jahre immer noch hinter dem deutscher 
SchülerInnen zurücklag (vgl. Dietrich 2001, S. 59). Im Schuljahr 2006/07 betrug die AusländerInnen-
quote unter allen SchülerInnen in Deutschland 9,6%.  Im Gegensatz zu Realschulen und Gymnasien 
ist der Prozentsatz dieser Kinder an Haupt- und Sonderschulen immer noch überproportional hoch. 
Während 2006/07 26,2% der deutschen SchülerInnen Gymnasien besuchten, waren es auf Seite der 
MigrantInnen nur 4,3%. Im Gegensatz dazu betrug im selben Jahr der Anteil ausländischer SchülerIn-
nen an Hauptschulen 19,2%, jener der deutschen nur 10,2%. Weiters besuchten 2006/07 in Deutsch-
land 15,5% aller ausländischen SchülerInnen Förderschulen, 10,6% Grundschulen (vgl. statistisches 
Bundesamt Deutschland 2008, online). Die Gründe für die durchschnittlich schlechteren Schulerfolge 
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von Migrantenkindern werden von betroffenen Eltern häufig in Diskriminierungen durch Schulen, als 
auch durch LehrerInnen selbst gesehen. Dieser Eindruck entsteht, da laut Dietrich (2001) deutsche 
Schulen oftmals auf eine ethnisch kulturelle Vielfalt noch nicht vorbereitet sind. Immer noch sind 
Lehrpläne meist monokulturell und -lingual ausgerichtet, es fehlt an Übergangshilfen, sowie an Stütz- 
und Fördermaßnahmen für Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache. Die Diskriminierung ausländi-
scher SchülerInnen passiert unter den gegebenen Umständen meist unbewusst und ohne eine derartige 
Intention der Beteiligten. Das Zustandekommen dieser Form von Benachteiligung ist auch zu einem 
großen Teil auf Überlastung und Ausbildungsdefizite der LehrerInnen zurückzuführen (vgl. S. 65f). 
Dadurch kommt es immer wieder zur „ […] Vernachlässigung der andersartigen Lernvoraussetzun-
gen […]“ (ebd., S. 67) was wiederum, aus Sicht der MigrantInnen, als mangelnde Sensibilität gegen-
über und Beachtung der speziellen Bedürfnisse ihrer Kinder, und damit als diskriminierend aufgefasst 
wird (vgl. Dietrich 2001, S. 67).
Ein ebenfalls im Gesamtvergleich überproportional hoher Anteil ausländischer SchülerInnen  wurde 
1996 an deutschen Schulen für Lern- und Geistigbehinderte registriert. Bereits Anfang der 1980er 
Jahre wurde hier der stetige Anstieg vom Migrantenkindern in Sonderschulen erkannt. Schon damals 
tauchten die ersten Einwände gegen die Praxis,  ausländische SchülerInnen auf Grund von Lern-
schwierigkeiten in Sonderschulen zu überstellen, auf. Dabei wurde vor allem kritisiert, dass Sonder-
schulen auf die Unterrichtung von Migrantenkindern nicht vorbereitet waren und dadurch hierfür ver-
mutlich sogar noch schlechter qualifiziert waren als Regelschulen. Die Zahl der Kinder und Jugendli-
chen mit Migrationshintergrund in Sonderschulen jedoch steigt trotz verschiedenster Fördermaßnah-
men kontinuierlich an. Diese Tatsache an sich ist allerdings kein spezielles Phänomen in Deutschland, 
sondern lässt sich wie bereits erwähnt auch in anderen deutschsprachigen Ländern beobachten (vgl. 
Merz-Atalik 2001, S. 94ff). In der Schweiz besucht ein überproportional hoher Anteil ausländischer 
SchülerInnen Sonderklassen. Die Gesamtheit aller SchülerInnen der obligatorischen Schule betref-
fend, betrug im Schuljahr 2006/07 der Prozentsatz ausländischer Kinder in Sonderklassen 7,1%, wäh-
rend jener der Schweizer Kinder bei 2,4% lag. Auch an Sonderschulen ist der Anteil ausländischer 
SchülerInnen mit 2,7% im Vergleich zu Schweizer SchülerInnen mit 1,8% höher,  jedoch nicht so 
eklatant wie in Sonderklassen (vgl. Bundesamt für Statistik Schweiz 2008, online). 
In Österreich betrug im Schuljahr 2006/07 der Anteil von SchülerInnen mit nichtdeutscher Mutter-
sprache an Allgemein Bildenden Pflichtschulen 19,8%, in Wien 51,2%. Der Prozentsatz dieser Kinder 
an Sonderschulen betrug im selben Jahr österreichweit 26,5%, in Wien 47% (vgl. BMUKK 2008a, 
online).
Interessant scheint hier, dass trotz genannter Zahlen und Fakten die Thematik rund um Migrantenkin-
der mit Lernschwierigkeiten in der sonderpädagogischen Lehre und Forschung bislang nur wenig Be-
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achtung fand (vgl. Kronig 2000, S. 23f). Eine mögliche Erklärung für das Phänomen der Überpropor-
tionalität von MigrantInnen an Sonderschulen vermuten mehrere AutorInnen in der Tatsache, dass 
viele dieser Kinder auf Grund schulischer Probleme zu unrecht als lernbehindert eingestuft werden. 
Häufig bleiben beispielsweise die unterschiedlichen sprachlichen und kulturellen Hintergründe aus 
denen die Kinder abstammen ungenügend berücksichtigt. Dadurch kann es  zu Fehlinterpretationen 
und damit zu einer unangebrachten Diagnose einer Lernbehinderung führen. Dieser folgt dann an-
schließend oftmals die Überweisung, jener SchülerInnen bei denen eine Lernschwäche diagnostiziert 
wurde,  in eine Sonderschule (vgl. Kronig 2000, S. 62). Jedoch bleibt nach Kronig (2000) die Frage 
offen, ob das Herausfiltern jener fälschlich als lernbehindert eingestuften Kinder deren Überstellung 
letztendlich verhindern würde, da der primäre Grund  „[…] in der geringen Leistungsperformanz ge-
sehen wird.“ (vgl. S. 63) und diese trotzdem fortbestehen würde (vgl. ebd.). Auch entsprechen bei-
spielsweise manche, im westlichen Raum praktizierten Unterrichts- und Prüfungsformen, oft nicht 
den Voraussetzungen und Bedürfnissen von Migrantenkindern, die zuvor einen anderen kulturellen 
Kontext erlebt haben. Denn neben den meist nur mangelhaft vorhandenen Sprachkenntnissen, weisen 
laut Lanfranchi (1998) die Kinder von NeuzuwanderInnen oftmals sowohl Wahrnehmungsunterschie-
de als auch ein zu unserem Kulturraum divergierendes symbolisches Verständnis auf (vgl. S. 37ff). 
4.1 Roma in verschiedenen Bildungssystemen Zentral- und Osteuropas
Eine generelle Beurteilung der bildungspolitischen Situation der Roma im europäischen Raum erweist 
sich auf Grund der Problematik ihrer genauen zahlenmäßigen Erfassung als schwierig. Meist über-
steigt die Zahl der tatsächlich ansässigen Roma eines Landes die offiziell angegebene um vieles und 
der allgemeine Informationsstand bezüglich ihrer jeweiligen Situation und Teilhabe an unterschiedli-
chen Lebensbereichen ergibt oft nur ein sehr lückenhaftes oder verzerrtes Bild (vgl. Open Society In-
stitute 2006, S. 2). Weiters bedarf es, vor allem im westeuropäischen Raum, zwischen Romagruppen 
einer zusätzlichen Differenzierung bezüglich deren jeweiliger Aufenthaltsdauer innerhalb des betref-
fenden Landes: einerseits, wie beispielsweise in Österreich oder Deutschland, die zum Teil schon seit 
Jahrhunderten im entsprechenden Land angesiedelten, als Minderheit anerkannten Romagruppen; an-
dererseits jene, die erst später als ArbeitsmigrantInnen oder Flüchtlinge in die jeweiligen Länder ka-
men. Dabei erfahren Romaflüchtlinge in vielen Lebensbereichen die größten Einbußen, da ihren Kin-
dern von Seiten der landesspezifischen Bildungssysteme meist mehrfache Benachteiligungen wider-
fahren (vgl. TU-Berlin 2007, S. 11). Mit Sicherheit kann allgemein festgehalten werden, dass Roma-
kinder im Vergleich zu anderen SchülerInnen seltener Schulabschlüsse erzielen. Außerdem liegt das 
ihnen zugängliche Bildungsangebot oft qualitätsmäßig deutlich unter dem Niveau des Durchschnitts 
des jeweiligen Landes.  Eine Überrepräsentation der Roma in Sonderschulen ist in vielen europäi-
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schen Ländern aus verschiedensten Gründen nach wie vor gegeben (vgl. Open Society Institute 2006, 
S. 2). 
Mit Beginn der 1980er Jahre wurde die Problematik der schulischen Betreuung der Roma- und Sin-
tikinder auf europäischer Ebene thematisiert. Laut einer 1985 durchgeführten Untersuchung der schu-
lischen Situation der Roma innerhalb der Europäischen Union besuchten zu diesem Zeitpunkt gerade 
einmal 30-40% der Romakinder mehr oder weniger regelmäßig die Schule (Liégeois 2000, S.69). 
1986 wurde auf Basis der Ergebnisse dieser Studie der Bericht „Die schulische Betreuung der Kinder 
von Sinti, Roma und Fahrenden“ veröffentlicht. Die Studie wurde im Jänner 1988 auf die Länder 
Spanien und Portugal erweitert. Der europäische Bildungsausschuss setzte sich in den Jahren 1988 bis 
1989 mit diesem Bericht gründlich auseinander und führte außerdem die Untersuchung in einigen Sit-
zungen fort. Am 22. Mai 1989 wurde durch den europäischen Rat und die dort vereinigten Minister 
des Bildungswesens die „[...] Resolution zur schulischen Betreuung der Kinder von Sinti, Roma und 
Fahrenden [...]“  (Liégeois 2000, S.  70), verabschiedet. Dieser Text ist  laut  Liégeois (2000) von 
großer Bedeutung, da er nicht nur die Existenz von Sprache und Kultur der Roma und Sinti aner-
kennt, sondern diesen Elementen unter anderem auch eine fixe Verankerung im Schulalltag garantiert 
(vgl. ebd., S. 70f).  Allgemein lässt sich nach Liégeois (1999) feststellen, dass die schulische Betreu-
ung an sich sehr eng an die jeweilige Schulpolitik eines Landes geknüpft ist, wobei zwei Arten zu un-
terscheiden sind: auf der einen Seite das Vorgehen der Sinti und Roma in schulischen Fragen, worun-
ter ihre Einstellungen und Verhaltensweisen in Bezug auf die Benutzung der Institution Schule ver-
standen werden; auf der anderen Seite steht die Schulpolitik der Nicht-Roma, welche wiederum deren 
Einstellungen und Verhaltensweisen in Bezug auf die Benutzung der Institution Schule – und  zwar 
für die Gesamtheit aller Kinder, sowie im Speziellen auch für Sinti- und Romakinder – umfasst (vgl. 
S. 85f). 
Rückblickend weist die Geschichte der von Nicht-Roma gesetzten Maßnahmen zur Be-/ Einschulung 
der Roma überwiegend Zwangs- und Verpflichtungsmaßnahmen auf, die vor allem im Rahmen der 
Assimilierungspolitik unter Maria-Theresia und Joseph II. Ende des 18. Jahrhunderts gesetzt wurden 
(ebd.). 1773 verfügte die Kaiserin durch einen Erlass Romafamilien ihre Kinder wegzunehmen, um 
sie in Bauernfamilien christlich erziehen zu lassen. Ebenso mussten sie ab diesem Zeitpunkt die Schu-
le besuchen und sollten im Rahmen dieses „Umerziehungsprogrammes“ zu HandwerkerInnen oder 
BäuerInnen erzogen werden, wobei ihnen verboten wurde untereinander zu heiraten. Unter Joseph II. 
wurde 1783 schließlich auch der Gebrauch der Sprache Romanes untersagt und Roma wurden ge-
zwungen sowohl Sprache, als auch Kleidung der übrigen Dorfbewohner zu übernehmen (vgl. Samer 
2001, S. 12f). Jedoch verfolgten zu dieser Zeit nicht alle Staaten gegenüber den Roma eine derartige 
Politik der Anpassung. Mit Beginn des 19. Jahrhunderts mehrten sich, in mehreren europäischen Staa-
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ten, vor allem die Initiativen von Missionsanstalten bezüglich Einschulungsversuchen von Roma und 
Sintikindern In jenen Ländern, in denen das jeweilige Schulsystem die gleichzeitige Existenz ver-
schiedener Schulformen erlaubt, kommt den Missionen teilweise immer noch eine tragende Rolle zu, 
die der des staatlich organisierten Unterrichts gleichkommt (vgl. Liégeois 1999, S. 86f).
Aus Sicht der Roma lässt sich sagen, dass ihr Verhältnis zur (Gadze-)Institution Schule, auf Grund der 
im Laufe der Geschichte zahlreich gesammelten negativen Erfahrungen, tendenziell als reserviert zu 
bezeichnen ist. In der Vergangenheit gesetzte Maßnahmen waren in erster Linie gekennzeichnet von 
Einflussnahme oder Veränderung bis hin zur gänzlichen Zerstörung ihrer kulturellen Identität. (vgl. 
Ulrich-Hinterecker 2000, S. 131). „So wenig Respekt und Akzeptanz die Schule den Roma entgegen-
brachte, so wenig wurde schulischer Unterricht folglich von Seiten der Roma als Bildungschance re-
spektiert.“ (edb.). Nach wie vor steht der Schulbesuch für viele Romaeltern in einem engen Zusam-
menhang mit Kulturentfremdung, sowie der Vermittlung von (Nicht-Roma-)Werten mit denen sie sich 
nicht identifizieren können. So werden oftmals die Schule auf der einen und das familiäre Zuhause 
auf der anderen Seite, von den Kindern als zwei streng voneinander getrennte Bereiche erlebt. Die 
Konfrontation mit derartigen Gegensätzen kann bei den Kindern Rollenkonflikte auslösen, die bis hin 
zum Identitätsverlust reichen können. Da bei den Roma traditionelle Werte einen sehr hohen Stellen-
wert genießen und ein Verlust derselben durch die Gadze-Schule angenommen wird, rückt der gene-
relle Bildungsanspruch oft in den Hintergrund. Die jeweilige Rolle in der familiären Gemeinschaft zu 
erfüllen, sowie ein genereller Zusammenhalt der Familie wird prinzipiell als wichtiger empfunden, als 
ein regelmäßiger Schulbesuch und eventuell daraus resultierende berufliche Möglichkeiten (Ulrich-
Hinterecker 2000, S. 131ff).Dass aber nicht in jedem Fall ausschließlich kulturelle Faktoren für schu-
lisches Fernbleiben verantwortlich sind, beweist eine Studie des Zentrums für Antisemitismusfor-
schung der TU - Berlin. 
Aus dieser wurden, im Fall von deutschen Roma-Flüchtlingskindern,  unter anderem die Vielzahl an 
Hindernissen, die es im Vorfeld einer Einschulung zu  überwinden gilt,  ersichtlich. Diese können 
einen Schulbesuch oftmals verhindern. Zu diesen Hürden zählen beispielsweise die oftmals nur sehr 
geringen Sprachkenntnisse der Eltern, sowie ein genereller Mangel an Informationen bezüglich ihrer 
rechtlichen Ansprüche (vgl. Unicef 2008, S. 9 online). Es sei hierzu jedoch angemerkt, dass sich die 
Situation von Roma-Flüchtlingsfamilien in Deutschland, auf Grund deren Flüchtlingsstatus, insge-
samt in vielen Lebensbereichen um einiges schwieriger gestaltet als jene deutscher Romafamilien. Da 
sie somit einen „Spezialfall“ darstellen, können die Schwierigkeiten in Bezug auf den Bildungszu-
gang ihrer Kinder genau genommen nicht auf die Gesamtheit der  Romafamilien Deutschlands verall-
gemeinert werden.
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Liégeois (2000) spricht sich für eine notwendige Anpassung der Institutionen, um einer multikulturel-
len Gesellschaft gerecht zu werden, aus. Dazu kann beispielsweise die Aus- und Weiterbildung von 
LehrerInnen beziehungsweise die vermehrte Einstellung von RomaassistentInnen beitragen (vgl. S. 
80f). So beschäftigt der Wiener Romaverein „Romano-Centro“ seit September 2000 Roma-Schulas-
sistenInnen an jenen Schulen, die erfahrungsgemäß von vielen Romakindern besucht werden. Diese 
AssistentInnen nehmen eine Vermittlungsrolle zwischen Eltern, Kindern und LehrerInnen ein. Durch 
ihre muttersprachlichen Kenntnisse bieten sie im Unterricht sowohl für Kinder als auch für LehrerIn-
nen eine Stützfunktion, zum Beispiel bei Verständnisschwierigkeiten, und nehmen gegenüber Eltern 
oftmals auch die Position einer Vertrauensperson ein (vgl. romano-centro 2008, online). Abgesehen 
von der Beschäftigung von Roma-AssistentInnen ist auch die Bearbeitung verschiedenster geschicht-
licher und kultureller Inhalte innerhalb der multikulturellen Klassen ist in diesem Zusammenhang für 
ein besseres Verständnis aller Seiten sehr hilfreich. Der Prozess der Anpassung  ist zwar in einem ge-
wissen Ausmaß unvermeidlich, jedoch kann laut Liégeois (2000) der schulische Alltag so gestaltet 
werden, dass ein „Kulturverlust“ so weit als möglich verhindert wird (vgl. S. 81f). Trotz aller Skepsis 
wächst insgesamt von Seiten der Eltern die Bereitschaft ihren Kindern schulische Bildung zukommen 
zu lassen. Ein Schulabschluss bringt den Heranwachsenden Autonomie und damit bessere Zukunfts-
chancen, während die Alternative zu Bildung eine lebenslange Abhängigkeit von sozialen Institutio-
nen zur Folge hätte (vgl. ebd., S. 86f). 
Prinzipiell ist ein enger Zusammenhang zwischen der allgemeinen und der schulischen Situation der 
Roma und Sinti festzustellen. Alltägliche gesellschaftliche Spannungen zwischen Roma und Nicht-
Roma spiegeln sich oft in den Einstellungen von Kindern und Eltern zur Schule wider. Aus diesem 
Grund kann sich eine interkulturelle Pädagogik nur im Zuge einer interkulturellen Gesamtpolitik sinn-
voll entwickeln (vgl. Liégeois 2000, S. 81ff).
4.1.1 Die Situation in Zentral- und Osteuropa
Das Ende des Sozialismus führte, für die in den betroffenen Ländern ansässigen Roma, zu einer mas-
siven Verschlechterung in vielen Lebensbereichen. Neben einem beschränkten Zugang zu Gesund-
heitswesen und Arbeitsmarkt, erfuhren sie auch erhebliche Benachteiligungen bezüglich ihrer Wohn-
situation, sowie des ihnen zugänglichen Bildungsangebotes (vgl. Matter 2005, S. 11). In vielen ehe-
mals sozialistisch regierten europäischen Ländern werden Roma durch diskriminierende Maßnahmen, 
einem Mangel an schulischer Ausstattung und Integration oder finanzielle Barrieren vom Zugang zu 
qualitativ hochwertiger Bildung ausgeschlossen (vgl. Open Society Institute 2007, S. 39f). Beispiels-
weise wurde das so genannte „Abschieben“ von RomaschülerInnen von Regelschulen an Sonderschu-
len ohne eine dafür ausreichende Begründung über Jahre hinweg praktiziert (vgl. Matter 2005, S. 11). 
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Wenn sie nicht an Sonderschulen exkludiert sind, werden Roma meist separiert in eigenen Klassen, 
oder – wie in Rumänien und Bulgarien – teilweise sogar in eigens für diese Gruppe eingerichteten 
Schulen unterrichtet. Sowohl bei den „Romaschulen“, als auch bei jenen Grundschulen mit einem ho-
hen Anteil an Romakindern handelt es sich meist um renovierungsbedürftige Gebäude in von Armut 
gekennzeichneten Gegenden, die durch unzureichende Ausstattung ein angemessenes Unterrichten er-
schweren. Hinzu kommen noch die – durch Vorurteile entstandenen – generell von Seiten der Lehr-
kräfte an Roma gerichteten geringeren Leistungsansprüche. Diese führen häufig dazu, dass die Kinder 
nach reduzierten Lehrplänen unterrichtet werden und anschließend, ohne geforderten Leistungsstan-
dards zu entsprechen, automatisch in die nächste Schulstufe aufsteigen (vgl. Open Society Institute 
2007, S. 40). Die Beurteilungsverfahren, ob Kinder Sonderschulklassen zugeteilt werden oder nicht, 
laufen oft unter fragwürdigen und inadäquaten Bedingungen ab. Sie berücksichtigen die sprachlichen 
und kulturellen Hintergründe meist nur ungenügend (vgl. ebd., S. 17). Auf  Dauer praktiziert, ist die-
ses Vorgehen mithin ein Grund für den bis heute immer noch bestehenden überproportional hohen 
Anteil von Roma an Sonderschulen in Mittel- und Osteuropa. Noch 1999 war es beispielsweise laut 
einem Bericht des „European Roma Rights Center“ für RomaschülerInnen in der Tschechischen Re-
publik 15 Mal wahrscheinlicher eine Sonderschule zu besuchen als für Nicht-RomaschülerInnen (vgl. 
Luciak 2008, S. 39). In der Slowakei betrug 1990 laut offiziellen Statistiken des Bildungsministeri-
ums  der Anteil von Roma an allen SchülerInnen, die eine Sonderschule für Kinder mit Entwicklungs-
verzögerungen besuchten 65,2%. In jenen Sonderschulen, wo neben Kindern mit Entwicklungsverzö-
gerungen auch Kinder mit Körperbehinderungen unterrichtet wurden, lag der Prozentsatz bei 50,2%. 
Im Gegensatz dazu war der Roma-Anteil in der Grundschule nur bei 5,9% (vgl. ebd., S. 41f).
Aber nicht ausschließlich das „Abschieben“ von Seiten der Institutionen führen zu einer derartigen 
Überrepräsentation, auch ökonomische, kulturelle und soziale Faktoren spielen in diesem Zusammen-
hang eine bedeutende Rolle. Im Gegensatz zu anderen Mittel- und Osteuropäischen Ländern stellt der 
überproportional hohe Anteil der Roma an Sonderschulen in Rumänien beispielsweise kein vergleich-
bares Problem dar. Es stellte sich allerdings heraus, dass hier viele Roma für ihre Kinder auf Grund 
des Angebotes von Mahlzeiten und Unterkunft diese Institutionen aus eigener Motivation wählen. 
(vgl. Open Society Institute 2007, S. 27). Zu solchen Entscheidungen führen meist sozial-ökonomi-
sche Faktoren. Dazu zählen unter anderem durch hohe Arbeitslosigkeit bedingte Armut oder auch die 
äußerst heruntergekommenen und beengten Wohnverhältnisse, in denen Roma häufig abseits der je-
weiligen Mehrheitsgesellschaft leben. Auf Seite der kulturellen Einflüsse wäre unter anderem die be-
reits angesprochene, auf historisch negativ erlebten Erfahrungen basierende, allgemein ambivalente 
Haltung gegenüber der Institution Schule zu nennen. Aber auch der oft geringe Bildungsgrad der El-
terngeneration und eine damit verbundene mangelnde Lernunterstützung, sowie die fehlende Romani-
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Schriftsprache wirken sich negativ auf den positiven Lernerfolg der Kinder in den oftmals stark selek-
tierenden Schulsystemen aus (vgl. Luciak 2008, S. 49). Auf institutioneller Ebene ist vor allem die 
mangelhaft vorhandene Vorschuleinschulung anzuführen. In den meisten Ländern besucht nur ein 
sehr geringer Prozentsatz der Roma Vorschulklassen, denen ein enger Zusammenhang mit einem spä-
teren Grundschulerfolg zugeschrieben wird. Hätte jedes Kind einen gesicherten Vorschulplatz, könnte 
das einer oftmals schon beim Schuleintritt, durch beispielsweise sprachliche Barrieren oder fehlende 
familiäre Förderung, vorhandenen Benachteiligung der Kinder entgegenwirken. Die Gründe für den 
durchwegs geringen Anteil der Roma an Vorschulen liegen einerseits in den zu hohen Kosten und ei-
nem generellen Platzmangel, andererseits auch in der oftmals geographischen Abgeschiedenheit der 
Romasiedlungen und deren schlechter infrastruktureller Anbindung an die diversen Standorte der Vor-
schulen (vgl. Open Society Institute 2007, S. 25). Eine vorhandene Knappheit an Vorschulen in Dör-
fern und kleineren Gemeinden verschärft die Tatsache, dass Romakinder oft in Gegenden ohne Vor-
schule im näheren Umkreis leben und keine Transportmöglichkeiten zu den nächstgelegenen Ort-
schaften mit Vorschulen haben. Außerdem sind die Wenigen, die es gibt, meist hoffnungslos überfüllt 
(vgl. ebd., S. 16).
4.1.2 Die Situation im deutschsprachigen Raum behandelt an den Beispielen Öster-
reich und Deutschland
In Westeuropa stellt sich die Sachlage insgesamt anders dar. In manchen Ländern genießen verschie-
dene Romagruppen je nach Aufenthaltsdauer unterschiedliche Rechte und sind somit auch unter-
schiedlich gut oder schlecht in die jeweiligen Bildungssysteme integriert. Auch aus wirtschaftlicher 
Sicht ergibt sich für westeuropäische Länder eine deutlich bessere Ausgangslage im Vergleich zu ehe-
mals sozialistisch-regierten Staaten Osteuropas. Dieser Umstand wirkt sich beispielsweise eklatant 
auf die zur Verfügung stehenden Ressourcen aus, die für Roma-spezifische bildungsfördernde Maß-
nahmen und Projekte benötigt werden. Anhand der Beispiele Österreich und Deutschland soll die Bil-
dungssituation der Roma im westeuropäischen deutschsprachigen Raum veranschaulicht werden.
4.1.2.1 Zur Situation in Deutschland
Wie auch in Österreich müssen in Deutschland bei Betrachtung der schulischen Situation der Roma, 
die unterschiedlichen Ausgangsbedingungen verschiedener im Land ansässigen Gruppen beachtet 
werden. Die schon seit ungefähr 600 Jahren auf heutigem deutschem Territorium angesiedelten Sinti, 
sowie die, im späten 19. Jahrhundert aus Osteuropa zugewanderten Roma verfügen über den Status 
der nationalen Minderheit. Was ihre Integration ins Bildungssystem betrifft, so fand diese bis in die 
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späten 70er Jahre des 20. Jarhunderts, vor allem auf Grund der ghettoartigen, separierten Wohnver-
hältnisse kaum statt. Von Seiten der Behörden wurden, unter anderem um Spannungen mit Eltern der 
Mehrheitsbevölkerung zu vermeiden, lange Zeit keine Anstalten gemacht, für einen regelmäßigen 
Schulbesuch der Sinti-Kinder zu sorgen. Dieser Umstand wandte sich in den 70er und 80er Jahren, 
durch die im Rahmen der damals beginnenden Integrationspolitik schrittweise schulische Eingliede-
rung, für viele Sinti-Kinder nach und nach  zum Positiven (vgl. TU-Berlin 2007, S. 3ff). 
Anders verhält sich im Gegensatz dazu die Situation der Kinder jener Roma-Gruppen, die entweder 
im Zuge der Arbeitsmigration Ende der 60er Jahre, oder als Kriegsflüchtlinge des ehemaligen Jugo-
slawiens in den 90er Jahren ins Land kamen. Dabei erfahren Romakinder aus Flüchtlingsfamilien ge-
nerell eine noch höhere Benachteiligung, als jene aus MigrantInnenfamilien. Diesen Sachverhalt führt 
eine Studie der TU-Berlin (2007) darauf zurück, dass die Verbesserung der Bildungsbeteiligung von 
MigrantInnenkindern mittlerweile ein gesellschaftliches Anliegen darstellt,  dem auch von wissen-
schaftlicher Seite her Beachtung geschenkt wird. Bei Flüchtlingskindern ist dies nicht, beziehungs-
weise nur sehr selten, der Fall. Die Gründe für diese scheinbar herrschende Gleichgültigkeit gegen-
über der Bildungsbeteiligung dieser Kinder werden, vor allem, in ihrem dauerhaft unsicheren Aufent-
haltsstatus gesehen (vgl. S. 11). Dieser führt auf Seiten der Roma zu einem latenten Gefühl der Unsi-
cherheit, da sie häufig nicht wissen, ob ihre Duldung verlängert wird, oder ob sie kurzfristig das Land 
verlassen müssen. Dieser Umstand führt bei den Eltern oft zu einer generellen Perspektivenlosigkeit, 
die auch die Motivation, ihre Kinder regelmäßig zur Schule zu schicken negativ beeinflusst (vgl. 
Leidgeb/Horn 1994, S. 132). In Deutschland sind, im Umgang mit Flüchtlingen zusätzlich eklatante 
Unterschiede zwischen den einzelnen Bundesländern zu verzeichnen. In Hessen und Baden-Württem-
berg  sind Roma-Kinder aus Flüchtlingsfamilien beispielsweise nicht schulpflichtig, im Saarland hin-
gegen haben sie nicht einmal das Recht auf einen Schulbesuch (vgl. Unicef 2008, S. 1 online). Die, in 
Köln und Frankfurt geleiteten Projekte „Amaro Kher“ und „Schaworalle“  (vgl. Kapitel 5.4.2) neh-
men sich dieser besonders schwierigen Situation von Roma-Flüchtlingskindern an. Unter anderem 
wird, durch die im Zuge der Projekte laufenden Schulförderungsprogramme versucht, den Kindern 
eine erfolgreiche Integration in Regelschulen zu ermöglichen.  
4.1.2.2 Zur Situation in Österreich
Wie bereits erwähnt, gilt es in Österreich zwischen verschiedenen Roma-Gruppen zu differenzieren. 
Unterschieden wird zwischen der seit 1993 offiziell anerkannten autochthonen Volksgruppe der Bur-
genland-Roma,  Sinti,  Lovara,  und allochthonen Gruppen von ZuwanderInnen der Balkan-Region 
(Vlax-Roma) und Mazedonien (muslimische Roma) (vgl. Halwachs 2004, online). Über die Situation 
der Roma-MigrantInnen, deren Größe zahlenmäßig mittlerweile bereits jene der Autochthonen über-
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steigt ist nur wenig bekannt (vgl. Luciak 2008, S. 45). Zur Darstellung der  Bildungslage der Roma in 
Österreich wird oftmals beispielhaft die Situation des Burgenlandes angeführt, da in diesem Raum be-
reits mehrere Untersuchungen durchgeführt wurden.  Die schulische Situation der Burgenland-Roma 
kann jedoch nicht mit jener der Roma mit Migrationshintergrund verglichen werden. Schon die Aus-
gangssituationen der schulpflichtigen Kinder beider Gruppen sind sehr unterschiedlich. 
Das liegt unter anderem an der österreichischen Minderheitenpolitik, deren auffälligstes Merkmal ist, 
„[…] dass in  verschiedenen Bundesländern mit  Minderheiten völlig  unterschiedlich umgegangen 
wird und das Bund, Länder und Gemeinden im Umgang mit Minderheiten oft keine einheitliche Vor-
gehensweise an den Tag legen.“ (Baumgartner 1995, S. 15). Während die Burgenland-Roma als offi-
ziell anerkannte Volksgruppe gesetzlich geregelten Schutz, Status sowie Förderung von Kultur und 
Sprache genießen, werden Roma-MigrantInnen, die noch nicht die StaatsbürgerInnenschaft erworben 
haben, nicht als schutzberechtigte Minderheitenangehörige gesehen. Das gilt, obwohl sie Angehörige 
der Gruppe der  Roma sind. Selbst nach dem Erwerb der StaatsbürgerInnenschaft ist ihnen der Volks-
gruppenstatus nicht sicher.  Laut österreichischer Rechtsauffassung beträgt die Mindestdauer der Be-
heimatung, um als Volksgruppe zu gelten, 1-3 Generationen- das heißt mindestens 25 und maximal 90 
Jahre (vgl. Rieger 2003, S. 229f). Ein Grund für die mangelhaften Daten bezüglich der schulischen 
Situation von Roma-MigrantInnen, liegt in der Schwierigkeit sie zahlenmäßig zu erfassen. Ihre Sach-
lage im Speziellen, kann nur anhand der existierenden Daten über Kinder und Jugendliche mit Migra-
tionshintergrund, beziehungsweise jener deren Muttersprache nicht Deutsch ist, geschätzt werden. Ös-
terreichweit betrug der Prozentsatz dieser Kinder an Volksschulen im Schuljahr 2002/03  16,9%, in 
Wien sogar 40,9%.  In Österreich besteht für Kinder die aus sprachlichen Gründen dem Unterricht 
nicht folgen können die Möglichkeit mit Gleichaltrigen die Schule bis zu zwei Jahre ohne Beurteilung 
zu besuchen. Davon machten im Schuljahr 2002/03 in Österreichs  Volksschulen 4,7% und in Wien 
16,4% Gebrauch (vgl. Ludwig Boltzmann Institute for Human Rights 2004, S. 13). Weitere Vorkeh-
rungen, die von österreichischer Seite getroffen wurden, um einer sprachlichen Benachteiligung für 
Kinder mit Migrationshintergrund entgegenzuwirken,  sind das Angebot von Deutsch als Zweitspra-
che sowie dem jeweiligen Muttersprachenunterricht als Freifach (vgl. ebd., S. 14). Der Grundsatz des 
„Interkulturellen Lernens“ wurde 1991 als fixer Bestandteil der Lehrpläne von Volks- und Hauptschu-
len festgelegt. Im Rahmen dieses Prinzips soll eine eventuell vorhandene Zwei- oder Mehrsprachig-
keit positiv besetzt werden. In weiterer Folge sollen die Kinder angeregt werden, ihre muttersprachli-
chen Kenntnisse sinnvoll  in  den Unterricht einzubringen. Dadurch soll  gegenseitiges Verständnis 
wachsen, sowie Gemeinsamkeiten und Unterschiede erkannt werden, was zu einem Abbau von Vorur-
teilen führen soll (vgl. bmukk. 2008, online). Muttersprachlicher Zusatzunterricht wurde an Öster-
reichs allgemein bildenden Pflichtschulen erstmals Mitte der 70er Jahre in Form von Schulversuchen 
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angeboten. Nachdem fünfzehn Jahre lang auf Grund von bilateralen Vereinbarungen das jeweilige 
Herkunftsland für die Entsendung der LehrerInnen verantwortlich war, lag diese Verantwortung ab 
1992, durch die Lehrplanänderung, ganz in österreichischer Hand. Dabei ging es hauptsächlich um 
die Sprachen Türkisch, Serbokroatisch und Slowenisch. Ab demselben Jahr wurde muttersprachlicher 
Unterricht an Volks-, Haupt- und Sonderschulen als auch an den Polytechnischen Lehrgängen angebo-
ten, weiters auch der Lehrplanzusatz  „Deutsch für SchülerInnen mit nicht-deutscher Muttersprache“ 
eingerichtet (vgl. Cillia et al. 1998, S. 48ff). Letzteres findet allerdings nur statt, wenn eine, bereits im 
Vorfeld durch das jeweilige Bundesland festgesetzte Mindestanzahl an Anmeldungen, vorliegt. Häufig 
kritisiert wird der Umstand, dass muttersprachlicher Unterricht über den Stellenwert von einem Frei-
fach oder einer unverbindlichen Übung nicht hinauskommt. (vgl. Cillia et al. 1998, S. 51). 
Trotz  genannter Vorsorgemaßnahmen  zeigen Bildungsstatistiken  seit  Jahren eine  vorherrschende 
Überrepräsentation von MigrantInnenkindern – also vermutlich auch Roma – an Sonderschulen an, 
deren genaue Gründe bisher noch nicht ausreichend erforscht wurden (vgl. Ludwig Boltzmann Insti-
tute for Human Rights 2004, S. 14). Zur schulischen Situation der Burgenland- Roma hingegen gibt 
es, wie bereits erwähnt aussagekräftigere Daten, da in diesem Bereich bereits einige Untersuchungen 
durchgeführt wurden. Erwähnenswert ist in diesem Zusammenhang die Tatsache, dass erst im Jahr 
1994, Artikel 7 des Burgenländischen Landesschulgesetzes, außer Kraft gesetzt wurde. Dieser Artikel 
legte die zu erfüllenden zahlenmäßigen Kriterien fest, die den Einsatz der jeweiligen Minderheiten-
sprache entweder als Unterrichtssprache, Zweitsprache oder als Freigegenstand regelten. Zu diesen 
angesprochenen Minderheiten zählte im Burgenland einerseits die Volksgruppe der burgenländischen 
Ungarn, andererseits jene der burgenländischen Kroaten. Roma waren dabei laut Gesetzestext als 
Minderheit explizit nicht mit einzubeziehen. Spät aber doch, kam es aus diesem Grund zu einer Neu-
fassung- dem Minderheiten-Schulgesetzes von 1994 – um einerseits Unterricht in Romanes, als auch 
das Angebot von zusätzlichem Romanes-Unterricht als Freifach in allen Schultypen zu ermöglichen. 
Die Auflage der geforderten Mindestanzahl an Angehörigen der Volksgruppe pro Gebiet, erschwert 
allerdings häufig die Durchführung des Sprachunterrichts. Der Grund hierfür liegt an der weit ver-
streuten Ansiedlung der Roma, die verteilt in verschiedensten Regionen Österreichs leben, und da-
durch die benötigte Anzahl oft nicht erreichen. Als Freigegenstand wurde Romanes-Unterricht erst-
mals 1999 an der Volksschule Oberwart angeboten (vgl. Rieger 2003, S. 239ff). 
Die Situation in Burgenland
Laut Meusburger (1980) war in der Zwischenkriegszeit die Voreingenommenheit gegenüber Roma in 
vielen burgenländischen Gemeinden derartig groß, dass diese es prinzipiell, bis zum Ende des zweiten 
Weltkrieges ablehnten, Kinder von Angehörigen dieser Minderheit einzuschulen. Keine burgenländi-
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sche Gemeinde erreichte in dieser Zeit regelmäßige Schulbesuche von RomaschülerInnnen (vgl. S. 
151).
Diese Feststellung von Meusburger (1980) macht plausibel, dass die AnalphabetInnenrate innerhalb 
der Gruppe der Burgenland-Roma nach 1945 sehr hoch war. Die Auswertung der Opferfürsorgeakten 
ergab einen Prozentsatz von 41% unter den 460 RentenantragstellerInnen, die in keiner Form Lesen 
noch Schreiben beherrschten und deshalb in Form von Kreuzchen ihre Unterschriften tätigten. Zu die-
sen 41%  völliger AnalphabetInnen wird noch zusätzlich ein ebenfalls hoher Anteil an Semianalpha-
betInnen geschätzt, „[…] die oft nur ihren Namenszug und ein sehr begrenztes Repertoire an Wörtern  
lesen und schreiben können.“  (vgl. Baumgartner 2004, S. 150) Der Anteil an AnalphabetInnen und 
SemianalphabetInnen unter der Romabevölkerung im Burgenland wird bis in die 1960er Jahre auf 
gute 70% geschätzt (ebd.). 
Ursprünglich wurde die Schulpflicht für RomaschülerInnen im Burgenland durch einen Erlass der 
Landesregierung vom 12. Juli 1923 festgesetzt, jedoch wurde ihnen dort die Aufnahme oftmals ver-
weigert. Die Gründe hierfür wurden primär auf finanzielle Engpässe geschoben, die angeblich das 
Unterrichten der Roma in separaten Klassen unmöglich machten. Ein gemeinsamer Unterricht war - 
so wurde argumentiert - vor allem um die restlichen Kinder vor den schlechten Einflüssen der Roma 
zu schützen, nicht vorgesehen. Nur in Stegersbach erhielten Roma und Nicht-Roma ab 1924 ein Jahr 
gemeinsamen Unterricht, bevor sie letztendlich doch auch getrennt wurden (vgl. Schwarzmayer 1992, 
S. 37f). Ab dem Schuljahr 1925/26 wurden RomaschülerInnen dann in der eigens eingerichteten ein-
klassigen „Zigeunerschule“ unterrichtet.  1928/29 wurde die Schule anschließend wieder aufgelassen. 
Nach der Wiedereinrichtung der „Zigeunerklasse“ 1931 war der Schulbesuch nur sehr schlecht. Der 
Lehrer der Schule, Scharnagl, der sich laut Meusburger (1980) sehr stark mit roma-spezifischen Bil-
dungsfragen auseinandersetzte, sah die Ursachen dafür einerseits in der Einstellung der Elterngenera-
tion zur Schule, beziehungsweise deren oftmals nur sehr geringen Bildungsgrad, andererseits im Feh-
len eines eigens für diese Schule entwickelten Lehrplans, der sich speziell auf die Begabungen der 
Kinder einstellen sollte. In diesem Zusammenhang betonte Scharnagl auch die sprachlich bedingten 
Verständigungsprobleme. Manche Kinder konnten überhaupt nicht Deutsch sprechen, und auf Seiten 
der LehrerInnen waren wiederum keine  Romanes – Kenntnisse vorhanden (vgl. S. 150). 1934 wurde 
für die „Zigeunerschule“ in Stegersbach ein eigener Lehrplan erlassen, der unter anderem die Gegen-
stände Violinenspiel, Besen- und Bürstenbinden sowie erschreckenderweise den Gegenstand „Die Zi-
geuner als Landplage“ enthielt. Viele andere burgenländische Gemeinden entzogen sich aber weiter-
hin weitgehend dem Erlass, alle Romakinder einzuschulen. 1938 erteilte der damalige Landeshaupt-
mann des Burgenlandes, Tobias Portschy, ein Schulbesuchsverbot für Roma. Danach wurden sie erst 
in den 50er Jahren nach und nach wieder eingeschult (vgl. Ulrich-Hinterecker 2000, S. 111ff).
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Baumgartner (2004) bezeichnet die mangelnde schulische Integration von RomaschülerInnen in der 
Nachkriegszeit als „[…] skandalös und katastrophal […]“ (vgl. S. 151). Zu so einer Auffassung führt 
vermutlich die Betrachtung statistischer Daten (Meusburger 1980, S. 152f), aus denen ersichtlich 
wird, dass ein überproportional hoher Anteil der Roma zu dieser Zeit an Sonderschulen unterrichtet 
wurde. Dieser Umstand wurde zum ersten Mal von der italienischen Pädagogin und Linguistin Mirel-
la Karpati, die im Auftrag des Vatikans die schulische Situation der Romakinder im Burgenland be-
gutachtete, öffentlich aufgezeigt. Dabei richtete sich ihre Kritik klar auf die unverhältnismäßig hohe 
Zuweisung dieser Kinder zu den Sonderschulen (vgl. Baumgartner 2004, S. 151). Peter Meusburger 
(1980) führte zu dieser Thematik 1980 erstmals eine detaillierte Studie durch. Er stellte im Pflicht-
schulbereich regionale Unterschiede bezüglich der schulischen Leistungen der Burgenland-Roma fest, 
was er auf den jeweils „[…] unterschiedlichen Grad der Assimilation und der sozialen Integration 
[…]“ zurückführte (vgl. S. 151). Er belegte seine Vermutung anhand eines Vergleiches der Ortschaf-
ten  Spitzzicken, Kleinbachselten, Unterwart und Oberwart.  Die Schulabschlüsse in Spitzzicken, wo 
den Roma schon länger eine höhere soziale Position zugestanden wurde und der Grad der Assimilati-
on bereits sehr fortgeschritten  war, waren tatsächlich weitaus am höchsten. Scheinbar stehen also die 
Schulerfolge von Kindern aus Romafamilien tatsächlich in direktem Zusammenhang mit dem Aus-
maß deren Anpassung an die Mehrheitsgesellschaft.  In Kleinbachselten, wo ebenfalls eine hohe Assi-
milation gegeben war, waren die Schullabschlüsse insgesamt niedriger als in Spitzkicken aber immer 
noch viel höher als im Vergleich zu Unterwart und Oberwart. Am schlechtesten der vier Ortschaften 
schnitt Oberwart ab, wo die Roma nach wie vor in der abgelegenen Siedlung „Am Anger“ leben fern-
ab von  Integration,  und in sozialökonomisch ärmlichsten Verhältnissen. Es lässt sich hier speziell 
nach dem Schuljahr 1961/62 eine erhöhte Bereitschaft erkennen, Romakinder in Sonderschulen zu 
überstellen, was Meusburger (1980) vor allem mit der damaligen allmählichen Auflassung der Volks-
schuloberstufen in Zusammenhang bringt (vgl. S. 151ff). Im Zuge seiner Studie wurden die Schulkar-
rieren, der zwischen den Jahren 1952/53 und 1970/71 in die Schule eingetretenen Oberwarter Roma-
schülerInnen untersucht. Das Ergebnis zeigte, dass von insgesamt 55 erfassten SchülerInnen 29 die 
Volksschule, 21 die Sonderschule, nur 2 die Hauptschule und drei den Polytechnischen Lehrgang be-
suchten. Außerdem fielen die unglaublich hohen RepetentInnenquoten auf: 22 SchülerInnen hatten 
eine Schulstufe zweimal, 12 dreimal, sechs viermal, sieben fünfmal und öfter wiederholt (vgl. Samer 
2001, S. 95). Im Vergleich dazu besuchten in Spitzzicken von 18 der  zwischen 1958/59 und 1972/73 
eingetretenen RomaschülerInnen 16 eine Hauptschule und zwei die Volkschuloberstufe (vgl. Meus-
burger 1980, S. 151).  1984 setzte sich Andreas Kassanits im Rahmen einer Hausarbeit mit den schuli-
schen (Mis-) Erfolgen der Oberwarter Roma auseinander. Laut seiner Analyse lag der Prozentsatz, der 
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zu dieser Zeit in die Sonderschulen überstellten Roma, zwischen 33% und 50% (vgl. Samer 2001, S. 
95).
Das Bombenattentat in Oberwart von 1995
Durch einen Bombenanschlag wurden in der Nacht vom 4. auf den 5. Februar 1995 vier Roma aus der 
Oberwarter Siedlung durch einen Sprengsatz im Ständer einer Blechtafel, die ca. 300 Meter von der 
Siedlung entfernt aufgestellt worden war, getötet. Die Tafel, die einem Verkehrsschild ähnelte trug die 
rassistische Aufschrift „Roma zurück nach Indien“. Dieser Anschlag gilt als das bis dato schwerste 
politisch motivierte Attentat in Österreich seit 1945. Nach ersten Ermittlungen der Exekutive hieß es 
von Seiten des Innenministeriums, dass keine Hinweise auf einen Anschlag deuteten. Stattdessen wur-
de der Verdacht geäußert, die Opfer hätten sich beim Versuch, die Tafel mit Sprengstoff zu zerstören, 
selbst in die Luft gesprengt. Anschließend wurden zwecks Beweisfindung  sämtliche Häuser der Ro-
masiedlung genauestens durchsucht und sowohl gegen die eigentlichen Opfer des Anschlags selbst, 
als auch gegen deren Angehörige ermittelt. Von Seiten der Roma wurde dieses Verhalten als enorm 
diskriminierend erlebt. Schließlich wurde am 6. Februar ein „Unfall“ vom Innenministerium ausge-
schlossen, und erstmals der Verdacht eines rassistischen Anschlages  geäußert. Für kurze Zeit rückten 
die Roma nach diesen dramatischen Ereignissen in den Mittelpunkt des medialen Interesses. Zahlrei-
che Berichterstattungen machten die Bevölkerung nicht nur auf ihre bloße Existenz, sondern auch auf 
ihre Geschichte sowie ihre zum Teil äußerst prekäre Lebenssituation aufmerksam, und lösten damit 
eine allgemeine Fassungslosigkeit aus (vgl. Samer 2001, S. 74ff). Innerhalb der Volksgruppe selbst 
tauchten neben einer massiven Verunsicherung nun plötzlich Zweifel bezüglich des von den Vereinen 
zuvor getätigten öffentlichen politischen Engagements auf. Die Befürchtung war, sich möglicherweise 
durch dieses Verhalten selbst zum Feindbild erklärt zu haben. Die zahlreichen Medienberichte bezüg-
lich des schlechten Zustandes der Roma-Siedlung, sowie der äußerst prekären Arbeitsmarkt- und Bil-
dungssituation der Oberwarter-Roma erzeugten eine allgemeine Betroffenheit der Bevölkerung, wes-
halb die Spitzen der Bundes- und Landespolitik zunehmend unter Druck gerieten und spontane Zusa-
gen für diverse Hilfsmaßnahmen gaben (vgl. Samer 2001, S. 78ff). In diesem Zusammenhang legte 
der burgenländische  Landeschulrat dem Ministerrat der österreichischen Bundesregierung bereits am 
23. Februar 1995 den „Bericht über die schulische Situation der Sinti- und Romakinder im Burgen-
land“ vor. Dabei handelte es sich um eine Auflistung der im Schuljahr 1995/96 erfassten Schulbesu-
che von 96 Romakindern für sämtliche burgenländischer Bezirke, geordnet nach Schultypen. Der ge-
samte Bericht ist allerdings auf Grund der nicht klar ersichtlichen Kriterien nach denen entschieden 
wurde, ob ein Kind als den Roma angehörig gezählt wurde, mit Vorsicht zu betrachten. Es wurden bei 
den Erhebungen also jene Kinder als Roma angesehen, bei denen bereits bekannt war, dass sie Roma 
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waren. Laut den in diesem Bericht angeführten Statistiken ergab sich zu diesem Zeitpunkt aus der Ge-
samtheit aller RomaschülerInnen im Pflichtschulbereich landesweit, ein  Anteil  von 14,6% dieser 
Gruppe an Sonderschulen, sowie ein Anteil von 21,8% mit Sonderpädagogischen Förderbedarf. Für 
den Bezirk Oberwart beträgt der Prozentsatz der SonderschülerInnen 20%. Vom Vorwurf der automa-
tischen Sonderschulüberweisung distanziert sich der Bericht unter anderem mit der Argumentation, 
dass einerseits die Überweisung von Kindern zu Sonderschulen gesetzlich genau geregelt ist, anderer-
seits seit Einführung der Integrationsklassen nur mehr sehr wenige Kinder unter zehn Jahren über-
haupt einer Sonderschule zugewiesen wurden (vgl. Baumgartner 2004, S. 155ff).
Das nach dem Anschlag initiierte „Projekt Roma“, setzte sich vor allem eine Verbesserung der Be-
schäftigungs-, sowie der Wohnsituation zum Ziel. Nachdem, die Vorarbeiten zu diesem Projekt bereits 
im September 1995 beendet wurden, begannen die tatsächlichen Arbeiten in der Siedlung erst mit 
großer Verzögerung im Juli 1996. Gründe hierfür waren einerseits Finanzierungsprobleme, anderer-
seits der Umstand, dass nicht die Gesamtheit der Oberwarter Bevölkerung dieses kostspielige Projekt 
unterstützen wollte. Das von Arbeitsmarktservice und Stadtgemeinde entwickelte Bildungs- und Qua-
lifizierungsprojekt bestand aus insgesamt drei Phasen. In den ersten beiden Phasen wurden den, zu 
diesem Zeitpunkt arbeitslosen Roma, Elementarkenntnisse in Lesen, Schreiben und Rechnen vermit-
telt. Weiters wurde versucht, ihnen in einem sechswöchigen Berufsorientierungskurs Hilfestellungen 
zu bieten, um ihre Fähigkeiten und Interessen in Zusammenhang mit Berufs- beziehungsweise  Aus-
bildungswünschen in Verbindung zu bringen. Die dritte Phase, bei der spezifische berufliche Qualifi-
kationen vermittelt werden sollten wurde leider nie realisiert (vgl. Samer 2001, S. 79ff).
Die Studie von Helmut Samer 2001
Im Jahr 2000 überarbeitete Helmut Samer seine bereits im Dezember 1995 in Anlehnung an Meusbur-
ger durchgeführte Studie. An Volks-, Haupt-, und Sonderschule in Oberwart wurde anhand der Analy-
se von SchülerInnenstammblättern, den Schullaufbahnen der Romakinder  ab dem Geburtsjahrgang 
1975 nachgegangen. Laut Samer (2001) wurden ab dem Schuljahr 1981/82 bis 2000 insgesamt 72 
Romakinder eingeschult. Er unterscheidet dabei zwei Gruppen. Einerseits die zum Zeitpunkt seiner 
Erhebung nicht mehr schulpflichtigen Kinder von denen allerdings fünf die Oberwarter Volksschule 
verließen, andererseits jene, die zu diesem Zeitpunkt noch schulpflichtig waren. Seine Studie ergab, 
dass unter dem Anteil der nicht mehr schulpflichtigen Roma (Geburtsjahrgänge 1975-85) 32% die 
Sonderschule besuchten- umgerechnet also jedes dritte Kind. Nur 14 der Kinder absolvierten die 
Pflichtschule ohne Klassenwiederholungen, auf den Rest entfielen  insgesamt 25 Wiederholungen. 
Die Betrachtung der Rückstellungen ergab, dass 44% der RomaschülerInnen bereits im ersten Schul-
jahr scheiterten. Von den, im Jahr 2000 insgesamt noch 32 schulpflichtigen Kindern, besuchten nur 2 
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die Sonderschule. Seit dem Schuljahr 1992/93 werden Kinder mit Sonderpädagogischem Förderbe-
darf, um sie damit besser ins Regelschulsystem einzubinden, teilweise mit anderen Kindern in „Inte-
grationsklassen“ unterrichtet. Werden jene, in diese Kategorie fallenden 3 RomaschülerInnen addiert, 
so ergibt sich ein Prozentsatz von 16%. Dieser ist deutlich geringer als 32% aber trotzdem immer 
noch überdurchschnittlich hoch. Die Klassenwiederholungen hingegen nahmen ab dem Schuljahr 
1993/94-2000 klar ersichtlich ab: insgesamt kam es in diesem Zeitraum zu 8 Wiederholungen, 28% 
der Kinder scheiterten bereits im ersten Schuljahr (vgl. Samer 2001, S. 96f). Eine 2004 im Zuge des 
EU-Equal Projekts Mri Buti durchgeführte Umfrage, konnte den von Samer beobachteten Trend be-
stätigen. Der Prozentsatz an Oberwarter RomaschülerInnen an der Sonderschule ging weiter zurück. 
Von jenem Drittel der Befragten, das zu diesem Zeitpunkt noch die Schule besuchte, erhielten 6% ent-
weder in der Sonderschule oder in Integrationsklassen Sonderpädagogischen Förderbedarf. Unter all 
jenen Roma, die nach 1994 in Oberwart geboren wurden, liegt der Prozentsatz an SonderschülerInnen 
bereits bei Null (vgl. Ludwig Boltzmann Institute of Human Rights 2004, S. 18).
5. Maßnahmen und Projekte, die der Überproportionalität von Minderheiten – 
im Speziellen Roma – an Sonderschulen entgegenwirken können
Die Tatsache, dass ein hoher Anteil der MigrantInnenkinder vieler europäischer Länder  an Sonder-
schulen unterrichtet wird, führte zu einer genaueren Begutachtung der Hintergründe dieses Phäno-
mens. In weitere Folge wurde die Notwendigkeit erkannt, entsprechende Maßnahmen einzuleiten die 
diesem Sachverhalt entgegenwirken sollten. Der generellen Forderung nach vermehrter Integration 
stellte sich jene der separaten Förderung entgegen. Nach Klausner (1998) weisen beide Modelle Män-
gel auf. Weder eine ausnahmslose direkte Integration, noch die grundsätzliche separate Förderung von 
Immigrantenkindern werden deren tatsächlichen Bedürfnissen gerecht (vgl. S. 125). Inwiefern Inte-
gration oder Separation letztendlich schulische Leistungsverbesserungen der Kinder tatsächlich beein-
flussen, wurde bisher nur wenig erforscht.  Prinzipiell lässt sich feststellen, dass in Regelschulen inte-
grierte, lernschwache SchülerInnen mit Migrationshintergrund, im Gegensatz zu jenen in Sonderschu-
len für Lernbehinderte, eher Leistungsverbesserungen erzielen. Weiters stellte Khan-Svik (1994) fest, 
dass der Zweitspracherwerb von Flüchtlingskindern in Regelklassen produktiver verlief als in separa-
ten Flüchtlingsklassen. Auch amerikanische Studien bestätigen, dass vor allem die  jüngeren Kinder 
mit Migrationshintergrund einen Vorteil  aus  einer gemeinsamen Beschulung ziehen(Kronig 2000, 
S.74f). Ursachen für den überproportional hohen Anteil der Migrantenkinder an Sonderschulen sieht 
Kronig (2000) in einem Zusammenspiel verschiedenster Faktoren, die unterschiedlichen Ebenen der 
Institution Schule zuzuordnen sind. Dazu zählen Maßnahmen der Bildungspolitik genauso wie jene, 
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die direkt in der Praxis eines Beurteilungsverfahrens, bezüglich sonderpädagogischen Förderbedarfs 
gesetzt werden (vgl. S. 25). Lanfranchi (1998) stellt fest, dass das in diesem Zusammenhang von vie-
len Seiten idealisierte Prinzip der Chancengleichheit für Immigrantenkinder nur dann gegeben sein 
kann, wenn auch ihre individuellen persönlichen Hintergründe und  Erfahrungen bei den an sie ge-
stellten Erwartungen miteinbezogen werden. Andersartig gewohnte Lehr- oder Lernmethoden sowie 
mögliche Traumatisierungen können den  als zeitlich durchschnittlich festgelegten Leistungserfolg 
mitunter verzögern (vgl. Lanfranchi 1998, S. 36f). Auch Kronig (2000) schließt sich dieser Meinung 
an, indem er betont, dass die bloße Gleichbehandlung aller Kinder sämtlicher sozialer und kultureller 
Abstammung erfahrungsgemäß eine  bereits im Vorfeld bestehende Unausgewogenheit nur noch zu-
sätzlich verstärken würde (vgl. S. 48).  Da Immigrantenkinder von Seiten des Schulsystems oft schon 
im  vorneherein als problematisch eingeschätzt werden, spiegeln die gesetzten Integrationsmaßnah-
men häufig diese Haltung wider. Es handelt sich hierbei meist grundsätzlich um kompensatorische 
Bemühungen, die zu einer schnelleren Anpassung der Kinder an das jeweilige System führen sollen. 
Die ihnen von außen zugeschriebenen Mängel, sollen mit Hilfe einer „fürsorglichen Extrabehand-
lung“ behoben werden. Oft werden ImmigrantInnenkinder durch derartige Integrationversuche unter 
hohen Leistungs- wie auch Sozialdruck gesetzt, dem viele von ihnen nicht standhalten können (vgl. 
Klausner 1998, S. 115f). Deshalb plädiert Klausner (1998) in seinen Ausführungen dafür, die Indivi-
dualität jener Kinder ins Zentrum der  Integrationsüberlegungen zu stellen, und die bislang defizitär 
geprägte Sichtweise aufzugeben (vgl. S. 117). So sollte seiner Meinung nach die Bearbeitung wichti-
ger „[…] Lebens-  und Lernthemen […]“, wie zum Beispiel der Verlust von wichtigen Bezugsperso-
nen, Minderwertigkeitsgefühle auf Grund der ethnischen Zugehörigkeit, oder auch ein hoher Erwar-
tungsdruck der Familie in den regulären Schulalltag einfließen (ebd., S. 120). Auf Unterrichtsebene 
sollte vermehrt darauf geachtet werden, dass es zu keiner dauerhaften Überforderung der Immigran-
tenkinder kommt. Weiters wäre es empfehlenswert, im Sinne von  konstruktiven individuellen Förder-
maßnahmen, sowohl für die entsprechende Klassengröße, als auch für den Einsatz einer angebrachten 
Unterrichtsform zu sorgen (vgl. Klausner 1998, S. 125). Weiters wird hinter dem Einsatz von indivi-
dualisierten Curricula, sowie Formen des  kooperativen Lernens, ein positiver Nutzen für lernschwa-
che  Kinder in integrativen Schulformen, vermutet (Kronig 2000, S. 73).
Die Tatsache, dass oftmals eine diskriminierende Haltung oder andere bestimmte Umstände einer un-
gerechtfertigten Überstellung der Romakinder an Sonderschulen vorangehen, zog Folgen nach sich. 
Innerhalb der betroffenen mittel- und osteuropäischen Länder wurden diverse  Maßnahmen und Pro-
jekte, die diesem Umstand entgegenwirken sollten, entwickelt.  Die jeweiligen Reformen und Pro-
gramme, wurden jedoch mit unterschiedlicher Konsequenz durchgeführt, und erzielten unter anderem 
aus diesem Grund Erfolge verschiedensten Ausmaßes. So wurde beispielsweise in Serbien das „Edu-
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cational Supervision Service“ eingerichtet, das Barrieren und Hürden für Roma bezüglich des Zu-
gangs zu Bildungsinstitutionen, beziehungsweise die Qualitätsmängel jenes Bildungsangebotes, zu 
welchen ein Zugang möglich ist aufzeigen sollte. Jedoch geschieht dies nicht in vorgesehener Art und 
Weise, viel mehr hat es laut EUMAP (EU Monitoring and Advocacy Program) den Anschein, als 
wüssten die Schulinspektoren teilweise nicht einmal von der Existenz eines solchen Programms. Die 
in Ungarn im Rahmen von OKÉV (National Public Education Evaluation and Examination Centre) zu 
Schulinspektionen beauftragten ExpertInnen wiederum wären beispielsweise berechtigt, Schulen im 
Fall von praktizierter Diskriminierung zu bestrafen. Das maximale Strafausmaß für ein solches Verge-
hen ist  jedoch relativ gering, außerdem wurden manche Fälle oft gar nicht erst aufgezeigt. In vielen 
osteuropäischen Ländern fehlt es für eine realistische Umsetzung der Vorhaben nach wie vor an pas-
senden – meist finanziellen – Mitteln. Regelmäßige Beobachtungen und Evaluierungen wären not-
wendig um Auskunft über die Nachhaltigkeit der Erfolge zu bekommen. Auch der verstärkte Einsatz 
von Kontrollinstanzen, die das Einhalten der Maßnahmen überprüfen, sowie eine Sanktionierung der 
Institutionen bei Nichteinhaltung derselben wären für eine sinnvolle Durchführung essentiell (vgl. 
OSI 2007, S. 5-37). In einigen Ländern werden staatlich gesetzte Interventionen von UNICEF unter-
stützt. So beispielsweise die Bildungs- und Entwicklungszentren in Serbien, in denen Kinder auf 
einen anschließenden Regelschuleinstieg vorbereitet werden. Weiters setzt sich die Organisation unter 
anderem für die Erhöhung der Anzahl an Roma-LehrerInnen an Schulen in Rumänien ein- im Zuge 
dessen erhalten im Moment an die 100 LehrerInnen die Möglichkeit auf Weiterbildung (vgl. Unicef 
2008, S. 10 online).    
5.1 Roma-AssistentInnen
Einen Schritt zur Verbesserung der schulischen Situation der Roma, stellt  der Einsatz von Roma-As-
sistentInnen in Schulklassen dar.
Als Angehörige der Minderheit sollen diese einerseits eine Stützfunktion bei Schwierigkeiten der Ro-
makinder im Unterricht bieten, andererseits auch bei Problemen als VermittlerInnen zwischen Eltern, 
Schule und LehrerInnen fungieren (vgl. Romano-Centro, 2008 online).Ein in diesem Zusammenhang 
positives Beispiel bietet die Grundschule „Semi“ in Ljubljana, Slowenien. Diese Schule wurde unter 
anderem von den Romakindern der Siedlung „Sovinek“ besucht. Dort besteht ein Großteil der Eltern-
generation aus  AnalphabetInnen; die Mehrheit der Kinder beherrschte bei ihrer Einschulung neben 
Romani, nur ein paar slowenische Redewendungen. Auch die unregelmäßige Anwesenheit der Kinder 
am Unterricht stellte ein Problem dar. Die Idee einer im Unterricht unterstützenden „RTA“ (Roma Te-
acher Assistant) wurde von Seiten der LehrerInnenschaft sowohl mit Begeisterung als auch mit Skep-
sis aufgenommen. Sie sollte eine Hilfestellung bei der Kommunikation mit Romani-sprechenden El-
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tern und Kindern bieten, sowie zur Verwendung der eigenen Sprache in Vor- und Volksschule ermuti-
gen (vgl. Open Society Institute 2008, S. 43f). Auch Nicht-Romakindern sollte Wissen über den Ge-
brauch der Sprache vermittelt werden. Menschen im Schulumfeld sollten mit der Geschichte und Kul-
tur der Roma mehr vertraut werden, um dadurch ein besseres Verständnis für eventuelle Eigenheiten 
im Verhalten von Romakindern zuentwickeln. Die Assistentin in der Schule in Ljubljana arbeitete fünf 
Tage die Woche  jeweils sechs Stunden. Sie war in die Planung der Schulstunden integriert und brach-
te dabei ihre eigenen Erfahrungen und Kenntnisse ein, die unter anderem zu einer Verbesserung der 
Lernatmosphäre beitragen sollten. Zwei Jahre nach Beginn ihres Einsatzes, konnte die Schule  durch-
wegs positive Ergebnisse verzeichnen. Die Zusammenarbeit mit Schulleitung, LehrerInnenschaft der 
Vor- und Volksschule, sowie den Eltern verlief sehr erfolgreich. Viele LehrerInnen gelangten mit Hilfe 
der sogenannten RTA zu einem besseren Verständnis von Kultur und Traditionen der Roma. Eine wei-
tere positive Entwicklung zeigte sich in den Interaktionen der Roma- und Nicht-Romakinder: Sie 
stieg an. Generell lässt sich sagen, dass der Einsatz von RTAs nicht nur im genannten Beispiel Roma-
kindern die Chance bietet unter gleichen Voraussetzungen wie alle anderen Kinder die Schule zu ab-
solvieren. (vgl. ebd., S. 45ff).
Bezüglich des Einsatzes von RomaassistentInnen unterscheiden sich Grundvoraussetzungen, Durch-
führung und letztendlich die Ergebnisse der Regelung von Land zu Land sehr. In Serbien beispiels-
weise konnte beobachtet werden, dass die Schulen auf den Einsatz von Roma-AssistentInnen unzurei-
chend vorbereitet waren. Daraus ergab sich einerseits die Situation, dass sie von den KlassenlehrerIn-
nen als Eindringlinge gesehen wurden, was sich auf die Zusammenarbeit negativ auswirkte. Anderer-
seits wurde ihnen kein eindeutiger Aufgabenbereich zugeteilt, wodurch sie in den Klassen oftmals un-
terbeschäftigt und überflüssig erschienen. (vgl. Open Society Institute 2007, S. 38). In Bulgarien, wo 
Roma einen Anteil von 8% der Gesamtbevölkerung ausmachen, gab es laut einem Bericht des Open 
Society Institutes (2007) zum Zeitpunkt der Erhebung insgesamt etwa 100 RomaassistentInnen an 
verschiedenen Schulen des Landes. Für viele bulgarische Gemeinden würde ihre Anstellung den fi-
nanziellen Rahmen überschreiten (vgl. S. 6). Auch in Ungarn werden RomaassistentInnen eingesetzt, 
die ihre Ausbildung sowohl in staatlichen als auch in nicht-staatlichen Programmen absolvieren. Da 
es aber an einer zentralen und einheitlichen Regelung der Anstellungsverhältnisse mangelt, existieren 
keine offiziellen Zahlen darüber wie viele von ihnen im Moment tatsächlich an ungarischen Schulen 
beschäftigt sind (vgl. ebd., S. 16). Ungarn kann allerdings im Vergleich zu anderen Mittel- und Osteu-
ropäischen Ländern eine VorreiterInnenrolle im Bezug auf die Beseitigung finanzieller Hürden beim 
Bildungszugang zugesprochen werden. Hier bekommen sozial benachteiligte Familien staatliche, so-
wie städtische Unterstützungen und Förderungen für beinahe sämtliche Kosten auf (vgl. Open Society 
Institute 2007, S. 17).  
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In Italien gibt es seit 1993 das vom Verein „Opera Nomadi“ initiierte Projekt der „Sprach- und Kul-
turvermittlerInnen der Roma und Sinti“. In diesem Fall ist der Aufgabenbereich der MediatorInnen al-
lerdings nicht auf den Bereich Schule beschränkt. Es wird versucht die Interaktionen zwischen Roma- 
und Nicht-Romainstitutionen wie Schulen oder Behörden allgemein zu fördern. Gleichzeitig  soll 
durch ihren Einsatz das Konfliktpotential im Verhältnis zwischen Roma und Nicht-Roma reduziert 
werden, sowie bei Roma ein positiver Bezug zur eigenen Kultur und Identität hergestellt werden (vgl. 
Ziglio 2000, S. 108f). Wie bereits im vorangegangenen Kapitel erwähnt, werden über den Verein „Ro-
mano-Centro“ an Wiener Schulen mit hohem Romaanteil seit dem Jahr 2000 erfolgreich  Romaassis-
tentInnen beschäftigt (vgl. Romano-Centro 2008, online).
5.2 Außerschulische Lernbetreuung
Unmittelbar nach der Gründung des „Verein Roma“ in Oberwart war eines der ersten dort initiierten 
Projekte jenes der „außerschulische Lernbetreuung“.  Seit 1. April 1990 bieten ausgebildete Lehrkräf-
te im Rahmen diese Initiative direkt in der Beratungsstelle und regelmäßig nachmittägliche Lernför-
derung für RomaschülerInnen an. Neben einer Verbesserung der schulischen Leistungen, bestand am 
Anfang auch die Absicht, den Kindern in spielerischer Form einen Zugang zur Sprache Roman zu er-
möglichen. (vgl. Samer 2001, S. 63f). Nach dem Anschlag 1995 rückte die Situation der Burgenland-
Roma, wie bereits erwähnt, für kurze Zeit in den Mittelpunkt des öffentlichen Interesses. Dadurch be-
kam auch die „außerschulische Lernbetreuung“ einen Teil der Aufmerksamkeit, und erhielt folglich – 
laut Samer (2001) – von verschiedenen Stellen mehr Unterstützungen (vgl. S. 112).
Im Schuljahr 2000/01 wurde das Konzept der Lernbetreuung in einigen Punkten erneuert und ausge-
baut. So wurden beispielsweise die allgemeinen Betreuungszeiten erweitert und das Angebot einer in-
tensiveren Betreuung für besonders lernschwache Kinder eingeführt. Da von diesem Schuljahr an 
auch Romakinder der Gemeinde Unterwart zur Lernbetreuung kamen, wurde, letztendlich auch eine 
räumliche Expansion notwendig. An den insgesamt durchwegs positiven Auswirkungen der außer-
schulischen Lernbetreuung scheint es keine Zweifel zu geben (vgl. ebd., S. 113). Eine Folge war unter 
anderem, dass mehr Kinder einen Hauptschulabschluss erreichten und auch immer mehr SchülerInnen 
ihren Weg an Mittleren und Höheren Schulen fortsetzten. Um auch die Schulerfolge dieser Jugendli-
chen zu unterstützen, besteht seit August 1997 auch für sie weiterhin, je nach Bedarf, das Angebot in-
dividueller  Lernhilfe.  Dabei  läuft  hier  die  Organisation über eine Kooperation zwischen „Verein 
Roma“ und der Regionalstelle Süd der Burgenländischen Volkshochschulen. Durch die sichtlichen Er-
folge wuchs mit der Zeit die Akzeptanz für die außerschulische Lernbetreuung durch die Schulen im-
mer mehr an. Der Informationsaustausch zwischen den beiden Institutionen lief immer mehr nach 
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Wunsch und auftauchende Probleme wurden soweit möglich in Zusammenarbeit gelöst (vgl. Samer 
2001, S. 113f).
Auch der Wiener Romaverein „Romano Centro“ bietet seit 1995 Lernhilfe für Roma-Volksschulkin-
der an. Im Gegensatz zur außerschulischen Lernbetreuung in Oberwart werden die Kinder hier aller-
dings einmal die Woche zu Hause unterrichtet. Die vorangegangene Organisation der Kinder in Lern-
gruppen brachte nicht den gewünschten Erfolg, da der dafür erforderliche, regelmäßige Besuch der 
Kinder ausblieb. Der Vorteil der Variante, die in Wien praktiziert wird, ist, dass die SchülerInnen ei-
nerseits mit der notwendigerweise zu Hause stattfindenden Lernarbeit vertraut werden, andererseits 
auch die Eltern am Bildungsprozess ihrer Kinder besser teilhaben können. Letzteres kann in weiterer 
Folge natürlich auch zu einer positiveren Einstellung der Eltern gegenüber der Schule an sich führen. 
Das Team der LernhelferInnen setzt sich aus StudentInnen verschiedenster Studienrichtungen zusam-
men, die sich einmal monatlich mit einer erfahrenen LehrerIn über Schwierigkeiten und diverse Vor-
kommnisse austauschen. Auch bei diesem Programm stehen die LernhelferInnen in Kontakt mit den 
jeweiligen LehrerInnen der Schulen und halten sich so über Leistungsverbesserungen oder bestehende 
Probleme auf dem Laufenden. Weiters führen sie Buch über die einzelnen Unterrichtsstunden. Neben 
der Optimierung ihrer schulischen Leistungen sind weitere wesentliche Ziele des Projektes, die Kin-
der einerseits von der Notwendigkeit eines regelmäßigen Schulbesuchs, andererseits auch davon zu 
überzeugen, dass die Schuld für etwaige schulische Probleme nicht immer ausschließlich nur bei den 
LehrerInnen zu suchen ist (vgl. Erich 2000, S. 198f). 
Das Prinzip der außerschulischen Lernförderung wurde laut einem Bericht des OSI (2008) in Maze-
donien erfolgreich angewandt. Wieder war es die Instituition „Romano pro Angle“ in Prileb, von wel-
cher in Zusammenarbeit mit den von Roma besuchten Schulen der Umgebung die Initiative ausging. 
Die Unterstützung wurde sowohl für die Primar-, als auch für die Sekundarstufe angeboten. Einschlä-
gig ausgebildete PädagogInnen betreuten Gruppen zu je zehn bis dreizehn SchülerInnen. Die Anzahl 
der Treffen pro Woche war abhängig von der jeweilig besuchten Schulstufe. Gemeinsam wurde ver-
sucht, jene Unterrichtsinhalte die den SchülerInnen Probleme bereiteten soweit zu bearbeiten, dass sie 
am Ende des Schuljahres einen positiven Abschluss erreichen konnten. Weiters gab es, wie auch in 
Wien und Oberwart, zwei Stunden täglich das Angebot der Hausaufgabenunterstützung nach dem re-
gulären Schulunterricht. Neben der Arbeit in Gruppen, gab es bei besonderen Schwierigkeiten, auch 
die Möglichkeit zur individuellen Einzelbetreuung (vgl S. 55ff). Ferner zählten Romani- und Eng-
lisch-Sprachkurse, sowie ein EDV-Kurs zum Programm. Hier konnte, wie schon in den vorangegan-
genen Beispielen, gleichermaßen ein eindeutig positiver Einfluss der nachmittäglichen Lernbetreuung 
auf die schulischen Leistungen der Romakinder beobachtet werden. Der Prozentsatz jener Kinder, die 
an diesem Programm teilnahmen und am Jahresende ihren Abschluss erreichten, war deutlich höher 
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als bei Kindern, die die Lernunterstützung nicht in Anspruch nahmen. Auch die schulische Anwesen-
heitsquote war bei den nachmittags betreuten Romakindern höher als bei den restlichen. Wichtige be-
einflussende Faktoren waren auch in diesem Fall der rege Austausch zwischen Schule und Lernbe-
treuung, im Zuge dessen die schulischen Schwächen, Stärken und Fortschritte der Kinder besprochen 
wurden, sowie der regelmäßige Kontakt mit den Eltern (vgl. ebd., S. 58ff).
5.3 Weitere fördernde Maßnahmen
Im Folgenden werden noch drei weitere Modelle vorgestellt, die von verschiedenen Ländern entwi-
ckelt wurden um Roma den Zugang zu qualitativ gleichwertiger Bildung zu ermöglichen. Sie betref-
fen die Bereiche Beurteilungsverfahren, LehrerInnenfortbildung, sowie Vorschulische Bildung.
5.3.1 Beurteilungsverfahren
Einen ausschlaggebenden Grund für die hohe Wahrscheinlichkeit für RomaschülerInnen einer Son-
derschule zugewiesen zu werden, scheinen die oftmals unter fragwürdigen Umständen ablaufenden 
Beurteilungsverfahren darzustellen, die meist weder den sprachlichen, noch den kulturellen Hinter-
grund der Kinder berücksichtigen (vgl. Open Society Institute 2007, S. 17). In diesem Zusammenhang 
ist das 2002 in der Slowakei initiierte Projekt „Re-integration of Children from Socially Disadvanta-
ged Environment from Special Schools into Primary Schools“ zu erwähnen. Im Zuge dieses Projektes 
wurden angemessene Testverfahren entwickelt, um zu gewährleisten, dass jene SchülerInnen die un-
gerechtfertigter Weise an einer Sonderschule unterrichtet wurden, in das Regelschulwesen zu (re-)in-
tegrieren (vgl. Luciak 2008, S. 43). In Österreich wird im Zuge des, gesetzlich genau geregelten Pro-
zesses zur Feststellung von Sonderpädagogischen Förderbedarf, entschieden auf welche Art und in 
welcher Schulform das jeweilige Kind am besten gefördert wird. Dabei stellt ein  wesentliches Krite-
rium für die offizielle Feststellung von Sonderpädagogischem Förderbedarf  „[...] ein kausaler Zu-
sammenhang zwischen dem Bestimmungsmerkmal „dem Unterricht nicht folgen können“ und dem 
Vorliegen einer psychischen oder physischen Behinderung [...]“  dar (vgl.BMUKK 2008b, online). 
Weiters wird in diesem Schreiben festgelegt, dass ein bloßes Vorhandensein ungenügender Schulleis-
tungen, die nicht auf eine Behinderung zurückzuführen sind, keinen Sonderpädagogischen Förderbe-
darf begründen (vgl. ebd.)
5.3.2 LehrerInnenfortbildung
Das Angebot romaspezifischer LehrerInnenfortbildungen stellt ebenfalls einen wichtigen Beitrag zur 
Verbesserung der schulischen Situation der Roma dar. Diese Weiterbildungsprogramme werden in ei-
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nigen Ländern entweder von Seiten der Regierung, von NGOs oder von Beiden angeboten. Prinzipiell 
stellen sie für LeherInnen eine gute Möglichkeit dar, sowohl ihren Wissensstand, als auch ihr Reper-
toire an Handlungsstrategien in Bezug auf Roma und Bildung zu erweitern. Leider sind diese Schu-
lungen nicht in allen betroffenen Ländern als offizieller Teil in der LehrerInnenausbildung verankert. 
In Bulgarien werden diese besipielsweise fast ausschließlich von NGOs angeboten, und eine Absol-
vierung derselben erfolgt ohne jegliche staatliche Anerkennung. Als Konsequenz geht durch diese Ge-
gebenheit für viele LehrerInnen der Anreiz verloren, private Zeit in solche Kurse zu investieren (vgl. 
Open Society Institute 2007, S. 7). In Österreich werden zur Zeit keine LehrerInnenfortbildungspro-
gramme, die sich mit der Thematik der „Roma in Österreich“ auseinandersetzen angeboten.
5.3.3 Vorschulische Bildung
Wie bereits erwähnt, kommt dem Vorschulbesuch im Bezug auf einen späteren schulischen Erfolg von 
Romakindern eine bedeutende Rolle zu. Nicht nur sprachliche Barrieren können hier abgebaut, son-
dern auch notwendige Basiskenntnisse für den anschließenden Grundschulbesuch können vermittelt 
werden. Aus verschiedenen Gründen fehlt es RomaschülerInnen oft an erforderlichen Fähigkeiten für 
den Eintritt in die Grundschule, was ohne dementsprechende Vorbereitung zu einer massiven Benach-
teiligung im Schulalltag führen kann. Leider besteht für Roma in vielen Ländern auf Grund unter-
schiedlicher Faktoren ein Mangel an Zugangsmöglichkeiten zu vorschulischer Bildung. Laut einem 
Bericht des OSI (2007) wurden in Ungarn 2002 Maßnahmen eingeleitet, mit der Intention die Ein-
schulungssituation der Roma in Vorschulen zu verbessern. Erfolge der gesetzten Interventionen waren 
aber zum Zeitpunkt der Erhebung noch nicht allgemein sichtbar (vgl. S. 15).
Das „Romano pro Angle“-Center in Prileb, Mazedonien, arbeitet seit 2002 unter anderem mit Kindern 
im Vorschulalter. Im Zuge des Projektes „Roma Education Initiative“  wurden unter der Zusammenar-
beit von „Romano pro Angle“ und ortsansässigen Schulen Initiativen ergriffen, die Romakindern so-
wohl den Zugang zu, als auch die positive Absolvierung von Vorschulbildung ermöglichen sollten. 
Die Vorschularbeit wurde direkt im Gebäude des Bildungsunterstützungszentrums arrangiert, wo ein 
Team aus Lehrperson, SozialarbeiterIn und einer so genannten „Lobby Group“ für den Ablauf verant-
wortlich waren. Die „Lobby Group“ bestand zum Teil aus BewohnerInnen der Romasiedlung, die sich 
gemeinsam mit den SozialarbeiterInnen im Falle von Schulabsenz der Kinder mit deren Eltern in Ver-
bindung setzten. Kostenlos wurde mit den Kindern ein Jahr lang täglich zwei Stunden gearbeitet. Die 
Inhalte orientierten sich stark am nationalen Regellehrplan, ergänzend wurden Elemente der Roma-
kultur und -tradition vermittelt. Die Lernarbeit erfolgte einzeln oder in Gruppen; von Zeit zu Zeit 
wurde auch auf die Methode des Frontalunterrichts zurückgegriffen. Um individuelle Förderung zu 
gewährleisten, umfasste eine Gruppe höchstens 15 Kinder (vgl. Open Society Institute 2008, S. 22f). 
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Im Anschluss an dieses vorbereitende Jahr, folgte für die Meisten von ihnen der Grundschulbesuch. 
Es konnte gezeigt werden, dass jene Kinder, die die Vorschule besucht hatten, nicht nur einen besse-
ren Start in der Grundschule hatten, sondern auch ihre Chancen auf einen schulischen Erfolg anstie-
gen. Gleichfalls kam hier der Elternarbeit eine bedeutende Rolle zu. So musste im Vorfeld sowohl 
Überzeugungsarbeit im Bezug auf die Wichtigkeit schulischer Bildung geleistet werden, als auch eine 
Vertrauensbasis zu den jeweiligen MitarbeiterInnen aufgebaut werden. Eine gute Beziehung zu den 
Eltern ist, neben einem möglichst frühen Zeitpunkt für den Beginn der Vorschularbeit, sehr förderlich 
(vgl. ebd., S. 25). 
In Österreich wird zur Zeit eine generelle Verbesserung des Zuganges zu vorschulischen Bildungsein-
richtungen für Kinder mit Migrationshintergrund angestrebt. Diese SchülerInnen sind in solchen Insti-
tutionen oftmals unterrepräsentiert, was  häufig  mit  niedrigeren Schulabschlüssen  oder allgemein 
schlechteren Aussichten auf höhere Bildung einhergeht (vgl. BMUKK 2008c, online) 
Auch im Zuge der in Kapitel 6 genauer dargestellten Untersuchung in Oberwart, wurde von einzelnen 
Befragten, die entscheidende Rolle vorschulischer Bildung in Bezug auf einen späteren Schulerfolg 
mehrmals betont. Dabei wurde diese immer mit der Institution Kindergarten in Zusammenhang ge-
bracht, in welcher die für einen erfolgreichen Schuleinstieg benötigten Fähigkeiten und Fertigkeiten 
vermittelt werden sollen. So wurde von mehreren Befragten die Schlussfolgerung gezogen, dass eine 
Ursache für den über  lange Zeit bestehenden überproportional hohen Anteil von RomaschülerInnnen 
an Sonderschulen, auf  einen damals mangelnden Kindergartenbesuch dieser Kinder zurückzuführen 
ist (vgl. Kapitel 6.3.2.).
5.4 Romaspezifische Schulprojekte
Neben den bereits erwähnten Maßnahmen, von welchen sich die Regierungen vieler Länder eine Ver-
besserung der Bildungssituation der Roma erhofften, entstanden auch größere Schulprojekte, wie bei-
spielsweise die Romaschule Pécs in Ungarn oder die Schulkonzepte der Kindertagesstätte „Scha-
woralle“ in Frankfurt und des Projekts „Amaro Kher“ in Köln.  Diese drei Institutionen bieten Roma-
kindern bedürfnisorientierte schulische Betreuung, als auch Freizeitbetreuung an. Während die Roma-
schule in Pécs ihren SchülerInnen die direkte Möglichkeit zu einem Abschluss bietet, werden die Kin-
der der beiden deutschen Schulprojekte auf eine erfolgreiche Integration in Regelschulen vorbereitet.
5.4.1 Romaschule Pécs
Ein in Europa einzigartiges Projekt zur Verbesserung der Bildungschancen von Roma stellt das 1994 
von Janos Bogdan gegründete Gandhigymnasium in Pécs, Ungarn, dar. In dieser Schule werden mit 
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wenigen Ausnahmen ausschließlich Roma unterrichtet mit dem Ziel sie zur Reifeprüfung und im bes-
ten Fall zu einem anschließenden Studium zu führen. Die oftmals auf ihre schwierigen Lebensum-
stände zurückzuführenden individuellen Eigenarten im Verhalten, werden schon im Vorfeld bei der 
Entwicklung der Lehr-Lernkonzepte durch die Unterrichtenden berücksichtigt. In kleinen Klassen-
gruppen wird auf den Bedürfnissen der Kinder entsprechende didaktische Methoden zurückgegriffen; 
zusätzlich sorgen zwei SozialarbeiterInnen für die Aufrechterhaltung einer harmonischen Atmosphäre. 
Die meisten Kinder wohnen im zugehörigen Internat und fahren nur an den Wochenenden und in den 
Ferien nach Hause.
Jedes Jahr werden 50 SchülerInnen mittels Auswahlverfahren von der Schule aufgenommen. Zu die-
sem Zweck suchen LehrerInnen und SozialarbeiterInnen der Schule Jahr für Jahr in den benachbarten 
Romasiedlungen nach geeigneten Kindern, die sowohl den Wunsch nach, als auch die Motivation zur 
Schulbildung aufbringen. Anschließend wird versucht auch die Eltern für diesen Entschluss zu gewin-
nen, indem ihnen der substantielle Wert dieser Ausbildung für die Zukunft ihrer Kinder nahegelegt 
wird. Für viele Kinder birgt die Chance auf Bildung die Möglichkeit zu einem sozialen Aufstieg, da 
die meisten aus sehr ärmlichen Verhältnissen kommen. Es soll jedoch gleichzeitig verhindert werden, 
dass die Kinder sich all zu sehr von ihren Familien entfernen. So werden in der Schule neben Unga-
risch und zwei Fremdsprachen auch die von ungarischen Roma gesprochenen Sprachen Romani und 
Beasch angeboten, was unter anderem die kulturelle Verwurzelung der Kinder sichern soll. 
Die Meinungen bezüglich des Konzeptes der Schule klaffen allerdings weit auseinander. Der ungari-
sche  Minderheitenbeauftragte Kaltenbach beispielsweise  steht  dem  Grundgedanken „Integration 
durch Segregation“ durch eigene Schulen positiv gegenüber, betont aber auch gleichzeitig die Wich-
tigkeit der Integration der Roma ins Regelschulsystem. GegnerInnen dieses Prinzips wiederum sehen 
in der Förderung eigener Romaschulen eine Vernachlässigung des Integrationsgedankens, sowie eine 
zusätzliche Verstärkung der marginalen Stellung der Roma. Was den schulischen Erfolg der Kinder 
und deren Erwerb beruflicher Qualifikationen betrifft, zeigt das Konzept der Schule eine offensicht-
lich positive Wirkung. Beinahe die Hälfte aller SchülerInnen aus den ersten Maturajahrgängen setzten 
ihren Bildungsweg an einer Universität fort (vgl. Deutscher Bundestag und Bundeszentrale für politi-
sche Bildung, 2008 online; taz Entwicklungs GmbH & Co. Medien KG, 2008 online).
5.4.2 Die Kindertagesstätte „Schaworalle“ und das Projekt „Amaro Kher“
Beide Projekte sind sehr ähnlich aufgebaut, wobei sich „Amaro Kher“ an der schon länger existenten 
Kindertagesstätte „Schaworalle“ orientiert hat. Im Rahmen von „Schaworalle“ werden seit 1999 ru-
mänische Romakinder aus Flüchtlingsfamilien im Raum Frankfurt betreut. Dabei stellen Kindergar-
ten, Schule, Mittagessen, Lernbetreuung und Freizeitprogramm das Fundament dar. Das Zentrum soll 
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aber auch einen Schutzraum für die Angehörigen einer, in vielen Lebensbereichen diskriminierten 
Minderheit, bieten indem sie sich vor Ort geborgen und sicher fühlen können und ihre Traditionen 
und Werte geachtet werden. Das in diesem Rahmen entstandene Schulprojekt richtet sich an die Kin-
der im schulpflichtigen Alter, deren Schulbesuch bis zur Aufnahme in das Projekt selten bis gar nicht 
vorhanden war und die als „Straßenkinder“ oftmals vor der Gefahr stehen, in die Kriminalität abzu-
rutschen. Das Programm versucht dabei unter anderem sprachlich-kulturellen Barrieren, Alterskon-
flikten oder dem von Seiten der Roma immerwährenden Misstrauen gegenüber schulischen Institutio-
nen entgegenzuwirken. Ziel der Bemühungen ist dabei die anschließende Einschulung in eine Regel-
schule. In vier Gruppen werden die Kinder, eingeteilt in verschiedene Altersgruppen, auf unterschied-
lichen Niveaus unterrichtet. Die so genannte Vorklasse besuchen jene Kinder, bei denen auf Grund ei-
nes  nur  sehr  unregelmäßigen oder  kurzen Kindergartenbesuchs ein  Mangel  an  Basiskenntnissen 
herrscht, die jedoch für einen erfolgreichen Schuleinstieg notwendig wären. Mit dem Schwerpunkt 
der Sprachförderung wird versucht die Kinder so gut wie möglich auf den bevorstehenden Schulein-
stieg vorzubereiten. Die Grundschulgruppe für 7- bis 11-jährige Kinder wird von einem/ einer Lehre-
rIn und mindestens einer ergänzenden, meist selbst der Minderheit angehörigen Betreuungsperson un-
terrichtet. Zusätzlich  wurden bis zum Sommer 2007 bei Bedarf einzelne SchülerInnen oder Gruppen 
mehrmals die Woche von einem/ einer SonderpädagogIn intensiv gefördert. Als Unterrichtstoff dienen 
sämtliche, im Grundschullehrplan enthaltene Elemente. In der Gruppe der Mittelstufe werden 11- bis 
14-jährige in etwa nach den für die 5. und 6. Klassen vorgesehenen Lerninhalten unterrichtet. Die 
Hauptstufengruppe beinhaltet unter anderem jene Kinder, bei denen die Integration in die Regelschule 
nicht geglückt ist, oder die durch Sozialamt und Jugendgerichtshilfe der Institution zugewiesen wer-
den. Hier werden die gleichen Fächer wie in der Mittelstufe unterrichtet. Zusätzlich gibt es noch das 
Angebot „Gesellschaftskunde in der Muttersprache“. Für SchülerInnen, die bereits eine Regelschule 
besuchen, gibt es im Rahmen des Projektes nachmittags das Angebot zur Hausaufgabenhilfe und För-
derung in Problemfächern. „Schaworalle“ steht mit allen von den Kindern besuchten Schulen zwecks 
eines Austausches in  Kontakt  und nimmt gleichzeitig  auch eine VermittlerInnenposition ein.  Im 
Schuljahr 2005/06 erreichten erstmals fünf jugendliche Roma ihren Hauptschulabschluss (vgl. Scha-
woralle 2007, online).
Die Entwicklung des Konzeptes „Amaro Kher“ begann im Jahr 2001 in Köln. Den Mittelpunkt dieses 
„Kulturzentrums“ für Roma bildet auch in diesem Fall die eigens eingerichtete Schule. Ebenso ist ein 
wesentliches Anliegen der Einrichtung, der Minderheit einen sicheren Raum zu bieten, in dem sie sich 
angenommen und zu Hause fühlen können und innerhalb dessen ihre Wertvorstellungen und Lebens-
weisen akzeptiert werden. Neben dem Ziel, die Kinder so gut wie möglich auf die Integration in Re-
gelschulen vorzubereiten besteht ein wesentlicher Punkt der Bemühungen von „Amaro Kher“ in der 
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Elternarbeit. Es wird versucht das Vertrauen der Eltern, deren Haltung zur Schule aus verschiedensten 
Gründen oftmals betont ablehnend ist, langsam aufzubauen. Weiters sollen ihnen Befürchtungen ge-
nommen werden, ihre Kinder könnten sich durch die genossene Bildung von ihnen entfernen. Im 
günstigsten Fall sollten sie anschließend im Bildungsprozess ihrer Kinder unterstützend wirken, in-
dem sie beispielsweise für Regelmäßigkeit und Pünktlichkeit bei den Schulbesuchen sorgen. Die 
Schule umfasst eine Grundschulklasse für 6- bis 10-jährige und eine Sekundar-1-Klasse für 10- bis 
14-jährige Kinder. Pro Klasse unterrichten jeweils eine Lehrkraft, gestützt von einer Romamediatorin 
oder einem Romamediator, die beispielsweise im Fall von sprachlichen oder kulturellen Barrieren 
helfend eingreifen können. Den Kindern wird neben der Vermittlung von Grundkenntnissen, sowie 
der Verbesserung ihrer sprachlichen Kompetenz und der Förderung ihrer Konzentration beigebracht, 
Regeln anzunehmen und diese einzuhalten. Das Vorhandensein dieser Fähigkeiten soll sowohl für das 
Kind, als auch die Schulen bessere Voraussetzungen für eine erfolgreiche Integration schaffen. Der 
Tagesablauf ist sehr regelmäßig geplant und endet nicht mit der letzten Schulstunde. Die Kinder ha-
ben nach dem gemeinsamen Mittagessen die Möglichkeit, sich an diversen Freizeitaktivitäten zu be-
teiligen. Dieses Angebot soll verhindern, dass sie sich nach dem Unterricht sofort wieder zurück in 
der oft destruktiv-aggressiven Umgebung der Heime wieder finden. Gleichzeitig soll auf diesem Weg 
eine Bindung an die Institution Schule entstehen. Für bereits in Regelschulen integrierte Romakinder 
gibt das es Angebot einer nachmittäglichen Hausaufgabenhilfe (vgl. amaro-kher 2008, online). 
In Österreich besteht zur Zeit weder das Angebot einer eigenen Schule für Roma, noch gibt es speziel-
le Schulprojekte für Roma-Flüchtlingskinder.
5.5 Sprachspezifische Projekte
Im Jahr 1992 wurde in Oberwart der erste Versuch, Roma-Kindern in Form von Nachmittagsunter-
richt ihre Muttersprache  Roman- die Romani-Variante der Burgenland-Roma- zu lehren, gestartet. 
Dabei handelte es sich um eine erste Bemühung, dem schon längere Zeit voranschreitenden Sprach-
verlust entgegenzuwirken. Das Projekt misslang jedoch, da es sowohl an sprachlichen, als auch schu-
lisch strukturellen Voraussetzungen mangelte. Um die Grundlage für einen funktionierenden Sprach-
unterricht zu schaffen, wurde vom Verein Roma, im Oktober 1993 das Projekt „Didaktisierung und 
Kodifizierung des Roman“, initiiert (vgl. Samer 2001, S. 119). Dabei handelt es sich um einen Teil 
des größeren „Romani-Projekts“, in dessen Rahmen, am Institut für Sprachwissenschaft der Karl-
Franzens Universität in Graz, an der Verschriftlichung sowie der grammatikalischen und lexikalischen 
Beschreibung, sämtlicher in Österreich gesprochener Romani-Varianten gearbeitet wird (vgl. ebd. S. 
109).  Bereits 1996 wurden die ersten Lehrbücher fertig gestellt, der erste „Probeunterricht“ fand erst-
mals 1997 in den Räumlichkeiten des Vereins statt. Schließlich wurde im September 1999, an der 
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Oberwarter Volksschule, zum ersten Mal Romanes in Form einer unverbindlichen Übung, angeboten. 
Sämtliche benötigten Lehrunterlagen wurden und werden im Zuge des „Romani Projekts“ erstellt 
(vgl. Samer 2001, S. 119). Seit März 2000 wird Roman-Unterricht ferner an der Volkshochschule 
Oberwart angeboten. Weiters wurde in Folge dieses Projektes ab 1997 die Kinderzeitschrift „Mri tikni 
mini multi“, sowie 1998 erstmals, die zweisprachige Zeitschrift „Romani Patrin“ herausgegeben. Das 
vermehrte öffentliche Interesse an der Sprache führte zu einer Steigerung des Selbstbewusstseins der 
Volksgruppe. Zusätzlich trug, laut Samer (2001), die Arbeit an diesem Projekt maßgeblich dazu bei, 
der gesellschaftlichen Isolation der Burgenland-Roma in Österreich entgegenzuwirken (vgl. ebd., S. 
110).
III. Empirie
6. Mögliche Gründe für den statistischen Rückgang von RomaschülerInnen an 
Sonderschulen im Burgenland
Ziel der Arbeit ist die Erforschung der Hintergründe für den Rückgang des prozentuellen Roma-An-
teils unter Oberwarts SonderschülerInnen. Sie stützt sich dabei hauptsächlich auf die Studie von Hel-
mut Samer aus dem Jahr 2001 (vgl. Kapitel 5.1.2.2). Die genaue Fragestellung lautet: „Warum kam 
es – aus der subjektiven Sicht von PädagogInnen vor Ort -  in den Jahren 1995-2000 zu einem 
deutlichen Rückgang von RomaschülerInnen an Burgenlands Sonderschulen“.  Im Zentrum der 
Untersuchung steht die Auswertung und Interpretation von Daten, die sich vor allem aus individuellen 
Erfahrungen, Wahrnehmungen und Vermutungen von im pädagogischen Feld tätigen Personen zusam-
mensetzen, welche in Form von fokussierten, qualitativen Interviews erhoben wurden. Sie kann somit 
als Vorarbeit für eine umfassendere Studie zu diesem Thema gesehen werden, im Zuge welcher si-
cherlich noch eine Reihe weiterer qualitativer und quantitativer Untersuchungen aus diversen anderen 
Disziplinen berücksichtigt werden müssten.
Einer kurzen Darstellung des Untersuchungsablaufes folgt die Darstellung der Ergebnisse, deren Ana-
lyse und Interpretation der Autorin. Um einen Einblick in den Ablauf der Auswertung zu ermöglichen 
werden im Anhang (VI.) sowohl die zur Entwicklung der Überkategorien benötigten Detailfragen, als 
auch die Hauptfragen mit den zugehörigen Hypothesen in tabellarischer Form dargestellt.
6.1. Zum Umfang der Stichprobe
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Nach Merkens (1997) umfassen Stichproben in qualitativen Studien meist zwischen einem und hun-
dert Fällen (vgl. S. 97). Um auf qualitativem Weg nicht nur individuelle sondern auch allgemeine 
Sichtweisen ausarbeiten zu können gilt es, eine entsprechende Auswahl verschiedener Interviewpart-
nerInnen zu treffen um „[...] eine Population an Fällen zu repräsentieren [...]“  (vgl. ebd., S. 98). 
Qualitative Forschung erhebt für gewöhnlich keinen Anspruch auf statistische sondern vielmehr auf 
inhaltliche Repräsentativität. Diese ergibt sich aus einer adäquaten Zusammensetzung der Stichprobe 
(ebd., S. 100).   
Da es im empirischen Teil dieser Arbeit  um die subjektive Sicht von PädagogInnen vor Ort geht, setzt 
sich die Stichprobe der Untersuchung also ausschließlich aus Personen zusammen, die innerhalb des 
Untersuchungsraumes einer Tätigkeit im pädagogischen Feld nachgehen. Dabei wurden für die Er-
mittlung der Daten, mit dem Ziel besserer Repräsentativität, einerseits unterschiedliche Schultypen, 
sowie andererseits zwei außerschulische Institutionen gewählt. Die Stichprobe bestand aus Pädago-
gInnen der Institutionen Volksschule, Mittelschule, Sonderpädagogisches Zentrum, Verein „Roma“ 
sowie dem Verein „Roma-Service“. 
6.1.1 Die Auswahl der Institutionen
Im Vorfeld der Untersuchung wurden die Direktionen der gewünschten Schulen kontaktiert. Nach de-
ren jeweiliger Zustimmung zur Mitarbeit folgte ein Ansuchen an den Landeschulrat Burgenland, um 
die offizielle Genehmigung zu erhalten an diesen Schulen forschen zu dürfen. Die Erlaubnis zur Un-
tersuchung wurde letztendlich ohne Probleme für alle gewünschten drei Schulen im Raum Oberwart 
erteilt. Für den Verein Roma sowie das Roma-Service war lediglich die persönliche Kontaktaufnahme 
erforderlich. 
Die drei Schulen befanden sich alle in derselben Ortschaft und es wurde von der Annahme ausgegan-
gen, dass jede einzelne von ihnen mit dem Wandel beziehungsweise dem Verlauf der bildungspoliti-
schen Situation der Roma dieser Gegend vertraut war. Die Auswahl von Volksschule, Sonderschule 
und Mittelschule sollte die Sachlage von verschiedenen Perspektiven beleuchten, wobei trotzdem ein 
möglicher Zusammenhang der einzelnen Institutionen, im Verlauf einer Schulkarriere vorausgesetzt 
wurde. Der Roma-Anteil wurde an allen Schulen als sehr gering angegeben, was von mehreren Be-
fragten auf einen allgemeinen demographischen Rückgang von SchülerInnen zurückgeführt wurde. 
Da Schulstatistiken vor allem nach StaatsbürgerInnenschaft oder Erstsprache und nicht nach ethni-
scher Zugehörigkeit unterscheiden, war eine exakte Zahlenangabe nicht möglich.
Weiters wurden im Zuge der Untersuchung  Personen des Verein Roma und des Verein Roma-Service 
befragt. Durch den Einbezug dieser Institutionen, die unter anderem Roma-spezifische Tätigkeiten im 
pädagogischen Bereich verrichten, sollte die Thematik von Seiten der Volksgruppe beleuchtet werden, 
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wobei hier von einer abweichenden Beurteilung der Situation ausgegangen wurde. Der Verein Roma 
erschien für die Untersuchung von besonderer Relevanz, da das von dort ausgehende Angebot der 
„außerschulischen Lernbetreuung“ in der Fachliteratur immer wieder als ein wichtiger Faktor in Zu-
sammenhang mit dem Rückgang von Roma an der Sonderschule in Oberwart angeführt wird. Der 
Verein Roma-Service wurde ebenfalls als bedeutend für die Untersuchung eingeschätzt, da von dort 
aus eine Reihe wichtiger Aktivitäten im Bereich Kultur und Sprache der Burgenland-Roma ausgehen, 
unter anderem das Angebot von Roman-Unterricht an Schulen im Burgenland.
6.1.2 Zu den im Rahmen der Untersuchung befragten PädagogInnen
Die auf Seite der Schule befragten Personen waren in der jeweiligen Institution unterschiedlich lange 
beschäftigt, sowie in unterschiedlichen Positionen tätig. Es wurden sowohl Angestellte in leitender, 
als auch in lehrender Funktion, die direkt mit den Kindern in Kontakt standen interviewt. 
Auf Seite der Roma Vereine wurden einerseits eine Mitarbeiterin des Projekts der außerschulischen 
Lernbetreuung, und andererseits ein Hauptverantwortlicher für das Angebot von Roman-Sprachunter-
richt an Burgenlands Schulen befragt.
Insgesamt ergab sich bei der Untersuchung ein Geschlechterverhältnis von drei Frauen zu vier Män-
nern.
6.2  Methodenbeschreibung
Zur Datenerhebung wurde die Methode des fokussierten Leitfadeninterviews als die am besten geeig-
nete angesehen, da es einerseits eine thematisch gezielte Vorstrukturierung ermöglicht, andererseits 
aber durch den Verzicht auf standardisierte Fragen und Antwortvorgaben Raum für die subjektive 
Sichtweise der befragten Personen bietet. Dadurch können unterschiedlichste, relevante Aspekte die-
ser Thematik erfasst werden (vgl. Stangl 2006, online; vgl. Spöhring 1989, S. 147ff).  Nach Frieberts-
häuser (1997) ist die Bedingung für die Anwendung dieses Verfahrens, dass die Gruppe der befragten 
Personen eine Gemeinsamkeit teilen (vgl. S. 378). Im Fall der vorliegenden Arbeit ist diese Gemein-
samkeit einerseits die individuelle Erfahrung der Interviewten im Bezug auf  den Umgang mit Min-
derheiten im örtlichen Schulsystem. Andererseits diente als gemeinsamer Ausgangsreiz  im Vorfeld 
der Befragung  ein Ausschnitt aus Helmut Samers Arbeit „Die Roma von Oberwart“, aus welchem 
sich sowohl der statistische Rückgang von RomaschülerInnen an der Sonderschule Oberwart, als auch 
erste Vermutungen bezüglich der Ursachen dieses Umstandes ablesen ließen. Es ist anzumerken, dass 
nicht alle Befragten die Notwendigkeit empfanden, diesen Artikel vor dem Interview auch tatsächlich 
zu lesen. In weiterer Folge bezogen sich sämtliche Leitfadenfragen der Interviews auf jene Aspekte, 
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denen für eine Untersuchung dieser Thematik von Seite der Autorin hohe Relevanz zugeschrieben 
wurde. Dadurch sollte sich für die anschließende Analyse ein möglichst hohes Ausmaß unterschiedli-
cher subjektiver Wahrnehmungen und Sichtweisen der Situation ergeben (vgl. Friebertshäuser 1997, 
S. 379).
Die Auswertung des erhobenen Materials erfolgte anhand einer zusammenfassenden, qualitativen In-
haltsanalyse. Die Interviews wurden erst transkribiert und im Anschluss auf die darin vertretenen The-
men geordnet und paraphrasiert (vgl. Schmidt 1997, S. 554). Anhand der nachfolgend generalisierten 
Paraphrasen wurden Unterkategorien gebildet, die danach in einem Kodierleitfaden übergeordneten 
Auswertungskategorien zugeteilt wurden (vgl. ebd., S. 548f). Es ergaben sich dabei für die Autorin 
insgesamt 6 Oberkategorien, die in Form von Hauptfragen formuliert und anschließend ausgewertet 
wurden. Den Oberkategorien wurden jeweils 3-4 Unterkategorien in Form von Variablen zugeordnet. 
Der in diesem Zuge erarbeitete Kodierleitfaden orientierte sich dabei nicht nur an Aspekten des Inter-
viewleitfadens, sondern auch am bereits erhobenen Material sowie an den der gesamten Untersuchung 
zu Grunde liegenden theoretischen Vorüberlegungen (vgl. Schmidt 1997, S. 551). 
Im Zuge der beschriebenen Vorgehensweise wurden mit Hilfe der Unterkategorien folgende Oberka-
tegorien entwickelt, deren Einfluss in Bezug auf die Fragestellung geprüft wurde:
schulorganisatorische Voraussetzungen
Diese Kategorie fasst nach Meinung der Autorin die Themen:
„Allgemeine schulische Rahmenbedingungen“, sowie im Speziellen 
„schulische Integration“, 
„das verbesserte Angebot schulischer Fördermaßnahmen“ sowie 
„kleinere Klassengrößen“ bestmöglich zusammen.
Eltern und allgemeiner familiärer Bereich
 Mit dieser Kategorie werden die Themen:
„Einstellung der Eltern zu Schule und Bildung“,
„Bildungsgrad der Eltern“, sowie
„Das Ausmaß und die Möglichkeit der familiären Unterstützung sowie die Qualität der 
  Lernbedingungen“ zusammengefasst.
außerschulische Betreuung/ Aktivitäten
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Hierunter werden sämtliche außerschulischen Bemühungen/Aktivitäten sowie deren unterschiedliche 
Wirkungen verstanden, die von Vereinen oder anderen Institutionen angeboten/praktiziert werden und 
mit der Situation der Roma in Verbindung gebracht werden.
Darunter fallen:
„Bemühungen/Aktivitäten die in positiven Zusammenhang mit der schulischen Situation der
  Roma gebracht werden“,
„ Bemühungen/Aktivitäten die nicht in direkten Zusammenhang mit Auswirkungen auf die   
  der schulischen Situation der Roma gebracht werden“, sowie
„Bemühungen/Aktivitäten die mit anderen Phänomenen als der schulischen Situation der 
  Roma in Zusammenhang gebracht werden“.
gesellschaftliche Veränderungen
Unter dieser Kategorie werden die Themenbereiche
„allgemeine stärkere Bewusstseinsbildung der Mehrheitsbevölkerung bezüglich der Situation 
  der Roma“,
„die Haltung von Roma und Nicht-Roma zueinander“,
„Veränderungen auf gesellschaftlicher Ebene durch erfolgreich gesetzte außerschulische 
  Maßnahmen von Seiten der Volksgruppe“, sowie
„der allgemeine Rückgang der PflichtschülerInnenanzahl“ zusammengefasst.
Bedeutung des ethnischen Hintergrundes
Diese Kategorie fasst sämtliche Aussagen die den Bereichen:
„Auswirkungen der Zugehörigkeit zur Gruppe der Roma bis vor 15-20 Jahren“,
„Auswirkungen der Zugehörigkeit zur Gruppe der Roma nach dem Anschlag 1995“, sowie
„Aktuelle Auswirkungen der Zugehörigkeit zur Gruppe der Roma“ zusammen.
Entscheidungsfindungsprozesse und Beurteilungskriterien im Fall von Sonderschulempfehlungen 
In dieser Kategorie werden alle von den Befragten getätigten Aussagen gesammelt, die den Berei-
chen:
„Die Kriterien haben sich nicht verändert und stehen in keinem Zusammenhang mit dem 
  statistischen Rückgang der Roma an der Sonderschule“, sowie
„Die Kriterien haben sich nicht verändert, jedoch der praktische Umgang mit einer 
  Sonderschulempfehlung. Dieser steht in Zusammenhang mit dem statistischen Rückgang 
  Roma an Sonderschulen“ zuordenbar sind.
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6.3 Analysen und Schlussfolgerungen
Nach der qualitativen Auswertung aller Interviews im Sinne einer zusammenfassenden Inhaltsanalyse 
nach Mayring (1993) kann  nachfolgendes, subjektives Analyseergebnis abgeleitet werden. Dabei 
wird, in Anlehnung an Mühlfeld (1981), im ersten Schritt Bezug auf die individuelle Sichtweise der 
Befragten genommen, bevor im Anschluss versucht wird allgemeine Schlüsse hinsichtlich der Ge-
samtheit aller interviewten Personen  zu ziehen (vgl. Lamnek 2005, S. 199)  
6.3.1. Einzelanalysen
Im Folgenden werden die einzelnen Interviews nacheinander, geordnet nach Kategorien zusammenge-
fasst und analysiert und interpretiert. Im Vorfeld erscheint es allerdings noch von Notwendigkeit den 
im Laufe der Interviews häufig fallenden Begriff „Integration“ zu definieren, sowie hervorzuheben, 
dass dieser nach Ansicht der Autorin von den Interviewten teilweise in unterschiedlichen Zusammen-
hängen gebraucht wird und es hier somit einer differenzieren Betrachtungsweise bedarf. Integration 
aus einem soziologischen Blickwinkel heraus wird im Duden (1989) als „ Die Verbindung einer Viel-
heit von einzelnen Personen oder Gruppen zu einer gesellschaftlichen und kulturellen Einheit“  defi-
niert. Im Fall der vorliegenden Forschungsarbeit wird dieser Begriff von interviewten Personen einer-
seits in Verbindung mit dem schulischen Alltag („schulische Integration“), andererseits in Hinblick 
auf eine allgemein wahrgenommene soziale Eingliederung der Roma („gesellschaftliche Integration“) 
verwendet. Es handelt sich hierbei um zwei Bereiche die einander zwar vermutlich beeinflussen, je-
doch ist es für das Ergebnis der Arbeit wichtig die Art und Weise der praktizierten Integration zu dif-
ferenzieren. In weiterer Folge muss in Bezug auf die Verwendung des Begriffs „Integration“ noch 
eine zweite Unterscheidung von Aussagen vorgenommen werden. Einerseits die, die sich auf die Ein-
führung von Integrationsklassen beziehen und damit klar auf das Angebot von Sonderpädagogischem 
Förderbedarf in Regelklassen abzielen. Andererseits  jene, die mit „Integration“ eher die  Toleranz für 
sprachlich oder kulturell bedingte Schulleistungsschwächen beziehungsweise die teilweise Anpassung 
des Unterrichts an ein multikulturelle Gesellschaft meinen, oder zumindest als solche interpretiert 
werden können.
a) Interview A1:
Schulorganisatorische Voraussetzungen
Die interviewte Person vermutet, dass im Bereich der allgemeinen verbesserten Rahmenbedingungen 
ein allmählich stattfindender Wechsel von Frontalunterricht zu offeneren Unterrichtsformen die Wahr-
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scheinlichkeit von Sonderschulüberstellungen verringert hat (vgl. Auswertung Detailfrage 1, S. 90). 
Auch die Einführung der Integrationsklassen 1993 steht ihrer/seiner Meinung nach mit dem prozentu-
ellen Rückgang von RomaschülerInnen an der Sonderschule in Zusammenhang (vgl. Auswertung De-
tailfrage 2, S. 91). Es ist jedoch anzumerken, dass die/der Interviewte angibt, sich in der nahen Ver-
gangenheit nur an ein einziges „Romaintegrationskind“ an ihrer/seiner Schule zu erinnern. Da die eth-
nische Zugehörigkeit von SchülerInnen offiziell nirgends aufscheint, sondern allein deren Mutterspra-
che, muss diese Wahrnehmung nicht unbedingt der Realität entsprechen. 
b)Eltern und allgemeiner familiärer Bereich
Nach Ansicht der/des Befragten steht die veränderte Einstellung der Eltern bezüglich Schule und Bil-
dung in Zusammenhang mit einer geringeren Wahrscheinlichkeit von Sonderschulüberstellungen bei 
Romakindern (vgl. Auswertung Detailfrage 1, S. 90). Auch die familiäre Unterstützung und Förde-
rung des gesamten Bildungsprozesses der Kinder wirkt sich ihrer/seiner Meinung nach wesentlich auf 
die Entwicklung der jeweiligen Schullaufbahn aus (vgl. Auswertung Detailfrage 3, S. 91). Somit ste-
hen beide, diesem Bereich zuordenbare Aussagen, für die interviewte Person in Zusammenhang  mit 
der Abnahme des Roma-Anteils an der Sonderschule.
c) außerschulische Betreuung/Aktivitäten
In Bezug auf die Veränderung der schulischen Situation von Romakindern wird diesem Bereich von 
der/dem Befragten eine hohe Bedeutung zugestanden. Dabei liegen ihre/seine Schwerpunkte einer-
seits bei der, vom Verein Roma seit 1989 angebotenen „außerschulischen Lernbetreuung“ (vgl. Aus-
wertung Detailfrage 1, S. 90), sowie andererseits bei der vorschulischen Förderung durch den Kinder-
garten (vgl. Auswertung Detailfrage 3, S. 91). Die „außerschulische Lernbetreuung“ nimmt sich aku-
ten Lern- und Leistungsschwächen der Kinder an und versucht, diesen durch zusätzliche regelmäßige 
nachmittägliche Förderung  entgegenzuwirken. Dies wäre nach Meinung der/des Interviewten schon 
vor längerer Zeit notwendig gewesen. Auf der anderen Seite kann ihrer/seiner Vorstellung nach die, 
im Kindergarten umgesetzte vorschulische Förderung möglichen späteren Schulleistungsschwächen 
vorbeugen. Dabei liegt es nach Ansicht der/des Befragten klar bei den Eltern, die Wichtigkeit eines 
Kindergartenbesuchs ihrer Kinder zu erkennen und diesen zu fördern. Innerhalb des Prozesses von au-
ßerschulischen Förderungsaktivitäten misst A1 der guten Zusammenarbeit zwischen den verschiede-
nen Institutionen einen sehr hohen Stellenwert bei (vgl. Auswertung Detailfrage 4, S.92). Diese opti-
miert ihrer/seiner Auffassung nach die Förderung und trägt damit dazu bei, schulische Leistungen zu 
steigern, sowie die Wahrscheinlichkeit von Sonderschulüberstellungen zu senken.
55
d)   Diverse gesellschaftliche Veränderungen  
Diesen Bereich betreffend werden von Seiten der/des Befragten keine Aussagen getätigt die auf einen 
Zusammenhang mit der schulischen Situation von RomaschülerInnen schließen lassen. Damit hat für 
sie/ihn diese Komponente im Bezug auf die Fragestellung offensichtlich keinen Einfluss auf den 
Rückgang von Kindern aus Romafamilien an der Sonderschule.
e) Bedeutung des ethnischen Hintergrundes
Nach Meinung der/des Interviewten war die Wahrscheinlichkeit für RomaschülerInnen vorschnell in 
eine Sonderschule überstellt zu werden vor 20 Jahren deutlich höher (vgl. Auswertung Detailfrage 3, 
S. 91). Daraus lässt sich einerseits schließen, dass früher der ethnische Hintergrund oftmals zu einer 
ungleichen Behandlung durch das Schulsystem führte, wodurch der damalige Anteil an Romaschüle-
rInnen an Sonderschulen höher war. Andererseits impliziert die Aussage, dass dies heute nicht mehr 
der Fall ist. Damit kann ein weiterer Grund für die prozentuelle Abnahme von RomaschülerInnen an 
der Sonderschule in einem Abbau von Vorurteilen gegenüber der ethnischen Minderheit, und eine sich 
dadurch ergebende Gleichbehandlung durch das Schulsystem gesehen werden.
f)Entscheidungsfindungsprozesses und Beurteilungskriterien im Fall von Sonderschulempfehlungen 
A1 gibt an, dass sich ihrer Meinung nach aus Sicht der LehrerInnen die Kriterien, anhand derer die 
Entscheidung einer Sonderschulüberstellung getroffen wird, nicht verändert haben. Die Art und Weise 
der Beurteilung des Sonderschulbedarfs eines Kindes ist ihrer/seiner Ansicht nach gleich korrekt ge-
blieben und steht damit in keinem Zusammenhang mit dem Rückgang von RomaschülerInnen an der 
Sonderschule (vgl. Auswertung Detailfrage  4, S. 92).
Insgesamt setzt die/der Befragte den Schwerpunkt ihrer/seiner Begründungen im Bereich der ver-
stärkten zusätzlichen außerschulischen, beziehungsweise der vorschulischen Betreuung von Romakin-
dern. In diesem Bereich dürften ihrer Ansicht nach ausschlaggebende Veränderungen oder Verbesse-
rungen geschehen sein, die entscheidend zum Rückgang des Roma-Anteils an der Sonderschule Ober-
wart beigetragen haben.  Sowohl der schulorganisatorische als auch der familiäre Bereich scheinen für 
A1 in diesem Zusammenhang von höherer Bedeutung. Gleichermaßen kann die heute, im Gegensatz 
zu früher praktizierte Gleichbehandlung der Minderheit durch das Schulsystem, ihren/seinen Aussa-
gen nach als Ursache für das Absinken des prozentuellen Anteils der Roma an der Sonderschule gese-
hen werden. Ihre/Seine Feststellungen bezüglich der Thematik beschränken sich auf insgesamt 4 von 
6 untersuchten Teilbereichen.
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Interview B1:
a) Schulorganisatorische Voraussetzungen
Die interviewte Person sieht einen Zusammenhang, zwischen der Einführung von Integrationsklassen 
1993 und der geringeren Wahrscheinlichkeit für Roma an Sonderschulen überstellt zu werden (vgl. 
Auswertung Detailfrage 2, S. 95). Dabei führt sie/er weiter aus, dass es ihrer/seiner Meinung nach 
eine insgesamt hohe Anzahl an SchülerInnen war, die durch diesen Umstand fortan in Integrations-
klassen mit Sonderpädagogischen Förderbedarf unterrichtet wurden- bezieht sich dabei aber nicht 
konkret auf Roma (vgl. Auswertung Detailfrage 3, S. 96). Es ist also anzunehmen, dass durch Integra-
tionsklassen die Anzahl an SonderschülerInnen im Allgemeinen, sowie in weiterer Folge dadurch be-
dingt auch der Roma-Anteil unter ihnen abgenommen hat.
Ferner ist sie/er der Meinung, dass sich die Leistungen der Kinder durch die frühere Feststellung von 
individuellem Förderbedarf in Verbindung mit dem anschließenden Einsatz gezielter Fördermaßnah-
men gesteigert haben, was sich letztlich ebenfalls auf die Häufigkeit von Sonderschulüberstellungen 
auswirken muss (vgl. Auswertung Detailfrage 3, S. 96). Folglich sind für die befragte Person 2 we-
sentliche Gründe für den Rückgang von RomaschülerInnen an der Sonderschule auf Veränderungen 
im schulorganisatorischen Bereich zurückzuführen.
b)Eltern und allgemeiner familiärer Bereich
Nach Einschätzung der Interviewten Person kam es in der jüngeren Eltern-Generation zu einem An-
stieg des Bildungsniveaus, der sich auf deren grundlegende Haltung gegenüber Bildung und Schule 
ausgewirkt hat. Dadurch stieg in weitere Folge der generelle Anspruch an den Bildungsabschluss ihrer 
Kinder, und ein Sonderschulabschluss wurde nicht mehr länger als ausreichend angesehen (vgl. Aus-
wertung Detailfrage 3, S. 96). Weiters besteht für die Person ein klarer  Zusammenhang zwischen der 
Wahrscheinlichkeit einer Sonderschulüberstellung und der Regelmäßigkeit  des Schulbesuchs (vgl. 
Auswertung Detailfrage 3, S. 96). Laut ihrer/seiner Meinung ist die Regelmäßigkeit des Schulbesuchs 
zwar heute mehr gegeben als früher, teilweise gibt es in diesem Bereich aber nach wie vor Probleme, 
die sich auf den Schulerfolg und damit auf die Häufigkeit einer Sonderschulüberstellung auswirken 
können. Die Person stellt einen Zusammenhang zwischen der Beschaffung der häuslichen Wohn- und 
Lernatmosphäre und der allgemeinen Zukunftsperspektive der Kinder her (vgl. Auswertung Detailfra-
ge 4, S. 98). Ein direkter Effekt auf die schulische Situation der Kinder wird nicht angesprochen. Tat-
sächlich sind Auswirkungen auf diese jedoch anzunehmen, da davon auszugehen ist, dass gute Zu-
kunftsaussichten oftmals mit einer erfolgreichen Schullaufbahn einhergehen.  So gesehen könnte sich 
die Renovierung der Siedlung mit der Folge einer besseren und ungestörten Lernatmosphäre für die 
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Kinder auf deren schulische Situation positiv ausgewirkt haben. In weiterer Folge könnte dieser Um-
stand die Wahrscheinlichkeit von Sonderschulüberstellungen sicherlich reduziert haben.
c) außerschulische Betreuung/Aktivitäten
Für B1 hat die, seit 1989 vom Verein Roma angebotene „außerschulische Lernbetreuung“ klar zum 
Rückgang von RomaschülerInnen an der Sonderschule Oberwart beigetragen (vgl. Auswertung De-
tailfrage 1, S. 94). Ihrer/Seiner Meinung nach wurde dadurch erstmals der oftmals notwendige zusätz-
liche Förderbedarf dieser Kinder sowie deren Bedürfnis nach geeigneten Ansprechpersonen sichtbar.
d)   Diverse gesellschaftliche Veränderungen  
In diesem Bereich liegt, nach eigener Aussage der/des Befragten, der wichtigste Grund für die verän-
derte Situation der Roma im Bildungsbereich. Es wird eine klare Verbindung mit den gesellschaftspo-
litischen Veränderungen nach dem Attentat von 1995 hergestellt. Laut Meinung der interviewten Per-
son wurden Roma danach nicht mehr vorschnell in die Sonderschule überstellt (vgl. Auswertung De-
tailfrage 1, S. 94). Damit ergibt sich einerseits die Annahme, dass die Zugehörigkeit zur Gruppe der 
Roma vor 15-20 Jahren noch vermehrt zu einer Benachteiligung durch das Bildungssystem führte. 
Andererseits lässt sich aber auch annehmen, dass der Abbau von Vorurteilen der Gesellschaft gegen-
über Roma mit deren prozentuellen Rückgang an der Sonderschule in Zusammenhang steht. Auch 
verschwanden laut B1 immer mehr die Vorurteile von Nicht-Roma Eltern gegenüber Roma, wodurch 
eine verstärkte Akzeptanz entstand (vgl. Auswertung Detailfrage 5, S. 99).
e) Bedeutung des ethnischen Hintergrundes
Da, nach Ansicht von B1, vor 15-20 Jahren Roma oftmals vorschnell in Sonderschulen überstellt wur-
den ist anzunehmen, dass die Zugehörigkeit zur Gruppe der Roma zu dieser Zeit noch vermehrt zu ei-
ner Benachteiligung durch das Bildungssystem führte (vgl. Auswertung Detailfrage 4, S. 98). Die 
Ausführung impliziert allerdings auch, dass der ethnische Hintergrund auf schulischer Ebene aktuell 
keine Auswirkungen mehr zu haben scheint.
Jedoch bemerkt die Befragte Person ebenfalls eine Tendenz, Romakinder nach dem Anschlag von 
1995 in jedem Fall in Regelschulen unterzubringen um eine Sonderschulüberstellung zu vermeiden 
(vgl. Auswertung Detailfrage 4, S. 98).. Daraus ergibt sich die Vermutung, dass auch nach 1995 die 
Zugehörigkeit zur Gruppe der Roma zu einer ungleichen Behandlung durch das Schulsystem führte, 
nur in umgekehrter Weise als zuvor. Die Praxis zu vermeiden, RomaschülerInnen an Sonderschulen 
zu überstellen ist somit ebenfalls ein möglicher Grund, der zur Abnahme deren prozentuellen Anteils 
an dieser Institution führte.
58
f)Entscheidungsfindungsprozesses und Beurteilungskriterien im Fall von Sonderschulempfehlungen 
Laut B1 hat sich an den Beurteilungskriterien bezüglich der Notwendigkeit einer Sonderschulüber-
stellung nichts verändert. Der Befragte weist jedoch auf die nach 1995 entstandene Tendenz der prin-
zipiellen Vermeidung,  Kinder aus Romafamilien  in die Sonderschule zu überstellen, hin (vgl. Aus-
wertung Detailfrage 4, S. 98).. So blieben zwar scheinbar die
Beurteilungskriterien die gleichen, der praktische Umgang mit Sonderschulempfehlungen veränderte 
sich allerdings.
Die unterschiedlichen Äußerungen der/des Befragten, die sie/er im Laufe des Interviews hinsichtlich 
der Veränderungen für Roma im schulischen Bereich tätigt,  lassen sich auf alle der insgesamt 6 unter-
suchten Bereiche verteilen. Dabei liegt, der Häufigkeit ihrer/seiner Aussagen zu Folge der individuel-
le Schwerpunkt klar bei Ursachen  im familiären Bereich. Sie/Er selbst gibt jedoch an, den wichtigs-
ten Grund für den anteilsmäßigen Rückgang von RomaschülerInnen an der Sonderschule in gesell-
schaftspolitischen Veränderungen nach dem Attentat von 1995 zu anzunehmen. Ebenso spielt für 
sie/ihn, nach eigener Aussage,  in diesem Zusammenhang die vom Verein Roma angebotene „außer-
schulische Lernbetreuung“  ganz  klar eine entscheidende Rolle. Es  ist  weiters anzunehmen, dass 
schulorganisatorische Begründungen für B1 zumindest  mittelmäßig ins Gewicht fallen. Den übrigen 
2 Bereichen kommt, bei Betrachtung der Aussagen der/des Befragten, im Gegensatz zu den anderen 
nicht derselbe Stellenwert zu. Ihnen lässt sich klar jeweils eine Aussage des Interviews zuordnen, 
weshalb sie in jedem Fall zu Berücksichtigen sind. Als heraushebenswert erscheint die Aussage, dass 
ihrer/seiner Meinung nach, die Praxis Kinder vorschnell in die Sonderschule zu schicken nach dem 
Anschlag 1995  abgeschafft wurde und daraufhin die Tendenz folgte, RomaschülerInnen in jedem Fall 
in Regelschulen unterzubringen. Diese Feststellung lässt sich gleich mehreren der zu untersuchenden 
Kategorien zuordnen. 
Interview B2:
a) Schulorganisatorische Voraussetzungen
Die interviewte Person sieht in allgemein stattgefundenen Veränderungen des Schulsystems sowie der 
Einführung von Integrationsklassen ausschlaggebende Gründe für den prozentuellen Rückgang von 
RomaschülerInnen an der Sonderschule. Es ist anzumerken, dass sich ihre/seine Aussage vor allem 
auf die verstärkte Integration von SchülerInnen einer Minderheit mit Sonderpädagogischem Förderbe-
darf bezieht (vgl. Auswertung Detailfrage 1, S. 101). 
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Weiters sieht B2 einen Zusammenhang zwischen der aktiv stattfindenden Förderung von Minderhei-
tensprachen und positiven Schulleistungen. Sie/Er begründet diese Vermutung mit der Annahme, dass 
die Förderung der Muttersprache im Allgemeinen positive Effekte auf das Selbstvertrauen der Kinder 
bewirkt, was ihrer/seiner Meinung nach in weiterer Folge zu besseren schulischen Leistungen führt 
(vgl. Auswertung Detailfrage 1, S. 101f). Damit trägt für sie/ihn prinzipiell auch das Angebot von Ro-
man-Sprachunterricht dazu bei, die Wahrscheinlichkeit von Sonderschulüberstellungen zu verringern.
b)Eltern und allgemeiner familiärer Bereich
In der Vorbildrolle der Eltern sieht B2 einen wichtigen Faktor, der sich auf die schulischen Erfolge der 
Roma-Kinder auswirkt. Ist den Eltern die Bildung ihrer Kinder wichtig, so kann sich das positiv auf 
deren schulische Leistungen auswirken. Weiters sieht die/der Befragte in der familiären Unterstützung 
des kindlichen Bildungsprozesses einen Aspekt, der den Verlauf der Schulkarrieren von Romaschüle-
rInnen wesentlich beeinflusst (vgl. Auswertung Detailfrage 1, S. 101f). Sie/Er bezieht sich bei beiden 
Aussagen auf das Beispiel des Roman- Sprachunterrichts bei dem es ihrer/seiner Meinung nach so-
wohl an Unterstützung, als auch an förderlicher Vorbildwirkung durch die Eltern fehlt, worauf sie/er 
das geringe Interesse der Kinder an der Sprache zurückführt.  B2 gibt an, einen möglichen Grund für 
den Rückgang der Roma an der Sonderschule in der Siedlung vor Ort zu sehen (vgl. Auswertung De-
tailfrage 1, S. 104f). Es ist davon auszugehen, dass sie/er durch diese Aussage die Renovierung der 
Siedlung nach dem Anschlag 1995 mit der verbesserten schulischen Situation der Roma in Zusam-
menhang bringt.. 
c) außerschulische Betreuung/Aktivitäten
Laut B2 gab es nach dem Anschlag von 1995 einige außerschulische Bemühungen und Aktivitäten, 
jedoch bringt sie/er diese nicht in Zusammenhang mit dem Rückgang von RomaschülerInnen an der 
Sonderschule. Wieder bezieht sich die/der Befragte dabei unter anderem auf die Aufarbeitung der 
Sprache, sowie das Angebot von Roman-Sprachunterricht (vgl. Auswertung Detailfrage 4, S. 106f). 
Es ist davon auszugehen, dass B2 der Förderung von Minderheitensprachen im Bildungsprozess einen 
hohen Stellenwert beimisst.  
d)   Diverse gesellschaftliche Veränderungen  
Auf gesellschaftlicher Seite spielt laut B2 vor allem die demographische Entwicklung eine bedeuten-
de  Rolle an  dem anteilsmäßigen Rückgange von RomaschülerInnen an  der  Sonderschule.  Laut 
der/dem Interviewten hat sich in den letzten 35 Jahren die Anzahl der PflichschülerInnen halbiert (vgl. 
Auswertung Detailfrage 1, S. 101f). Auch haben ihrer/seiner Ansicht nach in den letzten 20 Jahren die 
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Berührungsängste zwischen Roma- und Nicht-Romakindern stark abgenommen (vgl. Auswertung De-
tailfrage 5, S. 108f). Dieser Umstand wird von B2 jedoch nicht in Zusammenhang mit der Fragestel-
lung gebracht. Es ist allerdings davon auszugehen, dass sich ein offener positiver Umgang der Kinder 
innerhalb des Klassenverbandes günstig auf deren schulische Leistungen auswirkt. 
e) Bedeutung des ethnischen Hintergrundes
Die Zugehörigkeit zur Gruppe der Roma hat nach Meinung von B2 aktuell betont keinen Einfluss auf 
die Behandlung der Kinder durch das Schulsystem. Sowohl die individuelle Förderung, als auch eine, 
im Falle einer unmöglichen Integration folgende Sonderschulüberstellung, wird laut befragter Person 
bei allen Kindern gleich gehandhabt (vgl. Auswertung Detailfrage 3, S. 105f). Zur Situation vor 20 
Jahren  macht B2 keine Angabe, da sie/er zu diesem Zeitpunkt nicht vor Ort tätig war (vgl. Auswer-
tung Detailfrage 3, S. 105f).
f)Entscheidungsfindungsprozesses und Beurteilungskriterien im Fall von Sonderschulempfehlungen 
Hinsichtlich der Beurteilungskriterien zu einer Sonderschulüberstellung trifft B2 keine Aussage. Die-
ser Aspekt dürfte für sie/ihn, bezüglich der veränderten schulischen Situation der RomaschülerInnen 
von Oberwart, keine Rolle spielen.
Bis auf den Bereich der Beurteilungskriterien im Entscheidungsprozess einer Sonderschulüberstellung 
lassen sich die Aussagen des Befragten B2 sämtlichen zu untersuchenden Kategorien zuordnen. Am 
meisten Gewicht bekommen dabei die schulorganisatorischen Vorraussetzungen, die im Laufe des In-
terviews häufig in Zusammenhang mit dem Rückgang von RomaschülerInnen an der Sonderschule 
Oberwart gebracht werden. Jedoch scheint es, als sähe die/der Befragte selbst den Hauptgrund dieses 
Umstandes in der demographischen Entwicklung und dem damit in Relation stehenden allgemeinen 
Rückgang von PflichtschülerInnen. Die Zuordnung der Aussagen zu den übrigen Kategorien erscheint 
prinzipiell ausgeglichen. Auffällig erscheint jedoch, dass die/der Befragte im Bezug auf den Bereich 
der ethnisch fundierten Begründungen wiederholt   klar  die  Bedeutungslosigkeit  derselben unter-
streicht.  Auffällig ist weiters, dass sich die Person sowohl bei Erklärungen die dem schulorganisatori-
schen als auch dem familiären und außerschulischen Gebiet zuzuordnen sind, immer wieder beispiel-
haft auf das Angebot des Minderheitensprachunterrichts- Roman- bezieht.  
Interview C1: 
a) Schulorganisatorische Voraussetzungen
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Die Interviewte Person sieht im Vorhandensein angemessener schulischer Rahmenbedingungen und 
Ressourcen im Allgemeinen einen ausschlaggebenden Faktor, der die Wahrscheinlichkeit einer Son-
derschulüberstellung senken kann (vgl. Auswertung Detailfrage 3, S. 110f). Weiters steht für sie/ihn 
die, seit 1993 an Schulen verstärkt stattfindende integrative Betreuung von Kindern mit sonderpäd-
agogischen Förderbedarf  klar in Zusammenhang mit  einem allgemeinen Rückgang von Sonderschü-
lerInnen sowie einem sich daraus ergebenden Absinken des Roma-Anteils unter jener Gesamtheit 
(vgl. Auswertung Detailfrage 1, S. 109). 
b)Eltern und allgemeiner familiärer Bereich
Der familiäre Einfluss auf die schulische Situation von RomaschülerInnen scheint für C1 bezüglich 
deren Rückgang an der Sonderschule in keiner Weise von Bedeutung. Im Verlauf des Interviews wird 
in keiner Hinsicht Bezug auf die Rolle der Eltern oder der Familie genommen.
c) außerschulische Betreuung/Aktivitäten
Dieser Bereich erscheint für C2 hinsichtlich des verringerten Roma-Anteils an der Sonderschule nicht 
relevant. Keine Aussage der Person konnte diesem Bereich zugeordnet werden.
d)   Diverse gesellschaftliche Veränderungen  
Der allgemeine Umgang mit Roma hat sich nach Ansicht von C2 nach dem Anschlag 1995 verändert- 
sie wurden mit erhöhter Vorsicht behandelt (vgl. Auswertung Detailfrage 4, S. 111). Die/Der Befragte 
stellt diese Aussage nicht direkt in Zusammenhang mit der Fragestellung. Sollte das Verhalten gegen-
über der Minderheit nach dem Anschlag tatsächlich allgemein vorsichtiger geworden sein, lässt sich 
vermuten, dass sich diese Haltung auch auf den schulischen Bereich ausgewirkt hat. Somit könnte ein 
vorsichtigerer Umgang mit Roma nach dem Anschlag von 1995 auch mit dem anteilsmäßigen Rück-
gang der Kinder dieser Minderheit an der Sonderschule Oberwart in Zusammenhang stehen.
e) Bedeutung des ethnischen Hintergrundes
Die befragte Person betont, dass der Zugehörigkeit zur Gruppe der Roma sowohl in der Frage nach 
der geeigneten Schulform, als auch im Verlauf der schulischen Integration keine Bedeutung zuzumes-
sen ist (vgl. Auswertung Detailfrage 2, S. 110).
f)Entscheidungsfindungsprozesses und Beurteilungskriterien im Fall von Sonderschulempfehlungen 
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C2 tätigt im Verlauf des Interviews keine Aussagen bezüglich der Rolle von Beurteilungskriterien zur 
Feststellung der Notwendigkeit eines Sonderschulbesuchs. Die beiden Bereiche sind in diesem Zu-
sammenhang für die  Person offenbar subjektiv nicht von Bedeutung. 
C1 sieht die primären Gründe für den anteilsmäßigen Rückgang der Roma an der Sonderschule klar 
im Bereich der schulorganisatorischen Voraussetzungen. Sowohl geeignete Rahmenbedingungen und 
Ressourcen, sowie im Speziellen die Einführung von Integrationsklassen sind nach Meinung der/des 
Befragten für diesen Umstand hauptverantwortlich. Gesellschaftliche Einflüsse werden nicht konkret 
in Zusammenhang mit der schulischen Situation der Kinder gebracht, und Benachteiligungen der 
SchülerInnen auf Grund ethnischer Abstammung explizit ausgeschlossen. Den übrigen 3 Kategorien 
lassen sich keine von C1 getätigten Aussagen zuordnen.
Interview C2:
a) Schulorganisatorische Voraussetzungen
Für die befragte Person steht die Einführung von Integrationsklassen klar in Zusammenhang mit der 
Abnahme des  prozentuellen  Anteils  von  RomaschülerInnen an  der  Sonderschule,  wobei  sie/er 
ihre/seine Vermutung nicht näher ausführt (vgl. Auswertung Detailfrage 2, S. 113). 
b)Eltern und allgemeiner familiärer Bereich
C2 sieht einen Grund für die früher bestandene höhere Wahrscheinlichkeit einer Sonderschulüberstel-
lung von Romakindern in dem damaligen geringeren Bildungsgrad der Eltern (vgl. Auswertung De-
tailfrage 3, S. 113f). Es ist davon auszugehen, dass sich das Bildungsniveau der jüngeren Elterngene-
ration erhöht hat, und dieser Umstand in Zusammenhang mit dem Rückgang des Roma-Anteils an der 
Sonderschule Oberwart steht. 
c) außerschulische Betreuung/Aktivitäten
C2 ist davon überzeugt, dass vorschulische Förderung durch den Kindergarten etwaigen Defiziten der 
Kinder entgegenwirken kann. Bereits hier werden laut ihrer/seiner Meinung schulische Grundvoraus-
setzungen erworben, die für einen späteren Schulerfolg von hoher Bedeutung sein können. Laut der 
befragten Person besuchten früher weniger Romakinder den Kindergarten, was die Chance auf einen 
späteren schulischen Misserfolg und damit die Wahrscheinlichkeit einer Sonderschulüberstellung er-
höhte (vgl. Auswertung Detailfrage 3, S. 113f). Damit steht für C2 der heute vermehrt stattfindende 
Kindergartenbesuch von Romakindern in direktem Zusammenhang mit deren anteilsmäßigen Rück-
gang an der Sonderschule.
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d)   Diverse gesellschaftliche Veränderungen  
In diesem Bereich führt C2 den verringerten Roma-Anteil an der Sonderschule klar auf die allgemein 
gesunkene Anzahl der Kinder zurück (vgl. Auswertung Detailfrage 1, S. 112). Eine weitere Verände-
rung sieht C2 in dem Umstand, dass Roma nach den Anschlägen allgemein mehr im Gespräch waren. 
Dieser Wandel hat sich ihrer/seiner Ansicht nach allerdings nicht auf den gesellschaftlichen Umgang 
mit dieser Gruppe, der ihrer Meinung nach vorher bereits angemessen war, ausgewirkt (vgl. Auswer-
tung Detailfrage 4, S. 114f). 
e) Bedeutung des ethnischen Hintergrundes
Die Zugehörigkeit zur Gruppe der Roma hat nach Meinung der/des Befragten aktuell keinerlei Aus-
wirkung auf die Empfehlung  einer Sonderschulüberstellung. Die Entscheidungskriterien, die sich vor 
allem auf Lern- und Leistungsschwächen beziehen, sind und waren laut C2 für Roma und Nicht-
Roma immer gleich (vgl. Auswertung Detailfrage 3, S.113; Detailfrage 5, S. 115f).
f)Entscheidungsfindungsprozesses und Beurteilungskriterien im Fall von Sonderschulempfehlungen 
Die Entscheidungskriterien bezüglich einer Sonderschulempfehlung, die sich vor allem auf Lern- und 
Leistungsschwächen beziehen, sind und waren laut C2 für Roma und Nicht-Roma immer gleich (vgl. 
Auswertung Detailfrage 3, S. 113f).
Der/Die Befragte tätigt Aussagen, die sich allen 6 Bereichen gleichmäßig zuordnen lassen. Bei Be-
trachtung des gesamten Interviews lässt sich kein thematischer Schwerpunkt herausfiltern. Die Grün-
de werden sowohl in der Einführung von Integrationsklassen, dem gestiegenen Bildungsgrad der El-
tern, sowie der verstärkten vorschulischen Förderung im Kindergarten gesehen. Außerdem erscheint 
der/dem Befragten in diesem Zusammenhang noch die Tatsache, dass die Anzahl der PflichtschülerIn-
nen abgenommen hat, von Bedeutung.  Benachteiligungen der Kinder auf Grund ihrer ethnischen Ab-
stammung werden von C2 kategorisch ausgeschlossen.
Interview C3:
a) Schulorganisatorische Voraussetzungen
C3 sieht aus schulorganisatorischer Perspektive den ausschlaggebenden Grund für den Rückgang des 
Roma-Anteils an der Sonderschule Oberwart klar in der stark praktizierten Integration der letzten 15 
Jahre Die Zugehörigkeit zur Gruppe der Roma hat nach Meinung der/des Befragten aktuell keinerlei 
Auswirkung auf die Empfehlung  einer Sonderschulüberstellung. Die Entscheidungskriterien, die sich 
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